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I.  TEIL 

Das  Firmenrecht 
des  Schweizerischen  Obligationenrechts. 


§  1.    Das  System  des  Obligationenrechts  von  1883. 

Wo  immer  ein  Firmenrecht  eingeführt  werden  soll,  entspinnt 
sich  der  Kampf  um  das  Prinzip,  auf  dem  die  Bestimmungen  aufzu- 
bauen sind,  und  da  die  Normierung  der  Bildung  der  Firma  das 
Fundament  firmenrechtlicher  Bestimmungen  ist,  stoßen  die  Mei- 
nungen  vor   allem  in  dieser   Frage   aufeinander. 

Auch  bei  den  Vorarbeiten  für  das  Schweizerische  Obligationen- 
recht war  man  lange  uneins  über  das  Prinzip,  das  für  das  Firmen- 
recht maßgebend  sein  solle;  dies  umsomehr,  als  sich  in  der 
Gestaltung  des  Firmenrechts  das  deutsche  und  das  französische 
Gesetz  auf  verschiedenen  Bahnen  bewegen,  und  auch  die  ICantone, 
die  damals  überhaupt  schon  ein  solches  Recht  mehr  oder  weniger 
ausgebildet  besaßen,  in  dieser  Frage  verschiedene  Wege  verfolgt 
hatten.^)  Schließlich  siegte  die  strenge  französische  Auffassung; 
die  Botschaft  des  Bundesrates  vom  27.  November  1879  äußert 
sich  hiezu  folgendermaßen:  ^) 

„1.  Die  weitgehendste  Änderung,  welche  das  Gesetz  sowohl 
dem  deutschen  Handelsgesetzbuche  als  den  drei  ersten  Entwürfen 
und  dem  bisherigen  Rechte  der  deutschen  Schweiz  gegenüber 
vorgenommen  hat,  bezieht  sich  auf  die  Normierung  der  Fi-age, 
wie  die  Geschäftsfirma  eines  einzelnen  Geschäftsinhabers  oder 
einer   Kollektiv-  oder  Kommanditgesellschaft   zu   normieren  sei. 


1)  Siegmund,   Korreferat,   S.   589  ff.    Eichholzer,   a.   a,   0.,   S.   310. 
^)  B.  Bl.  1880,  I,  S.  149  ff. 


s^.^^^^'fyäf 


i4';i«»pfc'«iü'^i'»iiiJj|yin 


f 


"'^'y^'*'m^i§!i^»:0 


»JlfBP.       :«! 


'^^'?^'^r?!i';^!^p^^?^j"*i^s^*^^^y^-^f 


*■■ 


—    8    — 

Für  die  Normierung  dieser  Frage  kommen  drei  Systeme  in 
Betracht: 

a)  Vollkommene  Freiheit  in  der  Wahl  der  Geschäftsfirma  in 
dem  Sinne,  daß  auch  bei  Gründung  eines  neuen  Etablissements 
ein  von  dem  bürgerlichen  Namen  des  einzelnen  Inhabers  oder 
der  Kollektiv-Gesellschafter  oder  der  Gerants  der  Kommandit- 
gesellschaften abweichender  Name  als  Firma  angenommen  werden 
kann.  Dieses  System  war  von  Munzinger  in  seinem  Handels- 
recht mit  der  Modifikation  (Art.  13)  angenommen  worden,  daß 
die  gewählte  Firma  nicht  zu  Täuschungen  oder  zur  Verwechslung 
mit  einer  bereits  eingetragenen  Finna  Veranlassung  geben  dürfe, 
und  daß  die  Aufnahme  des  bürgerlichen  Namens  eines  Kom- 
manditärs  in  die  Firma  einer  Kommanditgesellschaft  die  Be- 
handlung desselben  als  Kollektivgesellschafter  zur  Folge  habe. 
Dieses  System  ist  im  wesentlichen  auch  in  den  ersten  drei  Ent- 
würfen festgehalten. 

b)  Das  System  des  Zürcherischen  Gesetzbuches,  welches  kon- 
sequent durchgeführt  in  das  deutsche  Handelsgesetzbuch  über- 
gegangen ist.  Hienach  soll  zwar  bei  der  ersten  Begründung 
eines  Etablissements  die  Firma  aus  dem  bürgerlichen  Namen 
eines  einzelnen  Geschäftsinhabers,  oder  wenn  die  Gmndung  durch 
eine  Kollektiv-  oder  Kommanditgesellschaft  vorgenommen  wird, 
aus  einem  oder  mehrem  bürgerlichen  Namen  eines  o^er  mehrerer 
unbeschränkt  haftender  Gesellschafter  gebildet  werden;  wenn  aber 
ein  bereits  bestehendes  Etablissement  auf  einen  neuen  einzelnen 
Inhabej-  oder  auf  eine  neue  Kollektiv-  oder  Kommanditgesell- 
schaft übergeht,  so  soll  mit  Bewilligung  des  einen  oder  der 
mehreni  Teilhaber  des  Etablissements,  bezw.  ihrer  Erben  die 
bisherige    Firma    ungehindert    fortgeführt    werden    dürfen. 

c)  Das  System  des  französischen  Rechts,  nach  welchem  die 
Geschäftsfirma  stets  in  Übereinstimmung  mit  dem  bürgerlichen 
Namen  des  jeweiligen  einzelnen  Inhabers  oder  mit  dem  bürger- 
lichen Namen  eines  oder  mehrerer  Kollektivgenossenschafter  oder 
Gerants  einer  Kommanditgesellschaft  im  Einklänge  stehen  muß. 

Das  Gesetz  hat  dieses  dritte  System  mit  der  größten  Strenge 
durchgefühoit. 
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Wir  haben  uns  nicht  verhehlt,  daß  durch  die  Annahme  und 
strenge  Durchführung  dieses  Systems  sehr  tief  in  tatsächliche 
Verhältnisse  eingegriffen  wird,  welche  seit  Jahrhunderten  in  der 
deutschen  Schweiz,  namentlich  in  St.  Gallen,  Basel  und  Zürich 
bestanden  haben.  Sehr  viele  alte  und  renommierte  Etablissemente 
werden  unter  den  alten  Firmen  von  einzelnen  Inhabern  oder 
Kollektivgesellschaftem  oder  Gerants  von  Kommanditgesellschaften 
fortgeführt,  deren  bürgerlicher  Name  gar  nichts  mit  dem  einen 
oder  den  mehreren  Namen  zu  tun  haben,  aus  denen  die  Firma 
zusammengesetzt  ist. 

ßehr  häufig  sind  ganz  enorme  Summen  von  dem  neuen 
El' Werber  des  Etablissements  für  die  Befugnis  zur  Fortführung 
der  Firma  bezahlt  worden,  ganz  unabhängig  von  dem,  was  außer- 
dem füi-  Übernahme  der  reellen  Aktiva  des  Etablissements  ver- 
gütet werden  mußte. 

Dessen  ungeachtet  glauben  wir,  das  System  des  Entwurfes 
empfehlen  zu  sollen.  Es  sprechen  dafür  Interessen  der  öffent- 
lichen Ordnung  und  es  ist  dasselbe  nicht  bloß  einstimmig  von 
allen  Experten  der  romanischen  Schweiz,  sondern  sogar  von  kom- 
petenten Organen  des  Handelsstandes  aus  der  deutschen  Schweiz 
dringend    empfohlen    worden". 

Damit  hatte  sich  der  schweizerische  Gesetzesentwurf  zum 
Prinzip  der  Firmenwahrheit  bekannt,  und  dieses  System  ist  auch 
mit  größter  Konsequenz  durchgeführt  worden.-"')  Die  Firma  hat 
immer  den  tatsächlichen  Verhältnissen  zu  entsprechen,  das  Publi- 
kum soll  schon  beim  ersten  Blicke  wissen,  mit  wem  es  zu  tun 
hat,  es  soll  durch  den  Namen  der  Firma  über  den  Inhaber 
des  Geschäftes  nicht  getäuscht  werden.  „Interessen  der  öffent- 
lichen Ordnung  sprechen  für  das  Gesetz",  das  Interesse  des 
Publikums  keiner  Täuschung  zum  Opfer  zu  fallen;  daneben  aber 
Stehen  die  Interessen  der  Kaufleute,  denen  die  einmal  einge- 
fühi-te  undi  t)ek)annte  Firma  den  g^ten  Ruf  und  damit  Kredit 
verschafft.  Auf  diesen  wirtschaftlichen  Wert  der'  Firma  hat  das 
Gesetz  von  1883  keine  Rücksicht  genommen;  die  Konsequenzen 
zeigt   die    Entwicklung  des   schweizerischen    Firmenrechts. 


3)  Rießer   nennt  die  Art  der  Durchführung   dieses   Prinzips   im  0.   R. 
radezu  fanatisch,  a.  a.  0.,  S.  31. 
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§.  2.    Entwicklung  des  Firmenrechts  bis  18Q8. 


'^ 


Die  Grundsätze,  nach  welchen  ein  Geschäftsinhaber  seine 
Firma  zu  bilden  hat,  finden  sich  in  den  Art.  867,  869,  870  und 
874   des   Obligationenrechts   aufgezeichnet. 

Demgemäß  hat  die  Fii-ma  eines  Einzelkaufmanns  aus  dem 
bürgerlichen  Namen  des  Inhabers  zu  bestehen,  dem  eventuell  Zu- 
sätze, die  zu  einer  nähern  Bezeichnung  der  Person  oder  des  Ge- 
schäfts dienen,  beigefügt  werden  dürfen.  Ebenso  muß  die  Firma 
einer  Kollektivgesellschaft  zum  mindesten  den  Namen  eines  Ge- 
sellschafters mit  einem  das  Gesellschaftsverhältnis  andeu- 
tenden Zusatz  enthalten  und  in  gleicher  Weise  verlangt 
das  Gesetz  für  die  Firma  der  Kommanditgesellschaft  den 
Namen  wenigstens  eines  der  unbeschränkt  haftenden  Gesell- 
schafter mit  einem  Gesellschaftszusatz.  Aktiengesellschaften 
und  Genossenschaften  sind  in  der  Wahl  ihrer  Firmen  nur  soweit 
beschränkt,  daß  diese  keinen  Namen  einer  bestimmten  lebenden 
Person  enthalten  dürfen.  Die  allgemeinen  Bestimmungen  über 
die  Bildung  einer  neuen  Firma  treffen  auch  den  flbemehmer 
emes  bestehenden  Geschäftes.  Sein  Interesse,  dde  früher  be- 
kannte Firma  weiterzuführen,  wird  nur  insofern  beachtet,  als 
ihm  das  Gesetz  gestattet,  in  einem  Zusatz  am  Schluß  der  eigenen 
Firma^)  auf  das  Nachfolgerverhältnis  hinzuweisen. 

In  diesen  Bestimmungen  tritt  das  Prinzip  des  Gesetzes  klar 
vor  Augen.  Wenn  persönlich  haftende  Geschäftsherren  vorhanden 
sind,  so  soll  der  Firmakem  aus  ihrem  Namen  bestehen;  das 
Publikum  soll  aus  der  Firma  selbst  die  Natur  des  Unternehmens 
ersehen:  andererseits  verbietet  das  Gesetz  aus  dem  gleichen  Ge- 
danken heraus  den  Aktiengesellschaften  und  Genossenschaften 
Namen  in  der  Firma  zu  führen,  aus  denen  auf  eine  persönliche 
Haftbarkeit  geschlossen  werden  könnte.  Diese  Grundgedanken 
werden    auch    in   den    Gesetzesbestimmungen    konsequent   durch- 

*)  Verordnung  z.  Handelsregister,  Art.  21,  Abs.  2.  Siegmund  H.  B.,  S.  403. 
Verordnung  zum  Handelsregister,  Art.  21,  Abs.  2.  „Der  Erwerber  eines 
bestehenden  Geschäftes,  welcher  gemäß  0.  R.  874  seiner  neuen  Firma  einen, 
das  Xachfolgeverhältnis  andeutenden  Zusatz  beizufügen  befugt  ist,  darf  diesen 
Zusatz  nur  am  Schlüsse  der  eigenen  Firma  anbringen.'*  Siegmund  H.  B.,  S.  408  ff. 
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geführt,  welche  den  Erwerb  oder  die  Übernahme  eines  bestehen- 
den Geschäftes  regeln. 

Am  1.  Januar  1883  war  das  Gesetz  in  Kraft  getreten.  Bald 
setzte  der  Kampf  gegen  dasselbe  ein,  wobei  immer  als  Haupt- 
beweggrund das  Bestreben  der  Kaufleute  erscheint,  eine  alte 
Firma  möglichst  unverändert  beizubehalten.  Der  Bundesrat,  als 
oberste  Rekursbehörde,  bemühte  sich,  die  anerkannten  Härten 
des  Gesetzes  zu  mildem.  Seine  Entscheide  wurden  von  der  Praxis 
wieder  erweiternd  ausgelegt,  sodaß  das  anfangs  stolze  und  feste 
Gebäude  bald  mehr  das  Bild  einer  Ruine  bietet.  Die  Entwicklung 
bis  zum  Jahre  1898  ist  in  den  Arbeiten  von  Siegmund  und  Burck- 
hardt  ausführlich  dargestellt;  wir  können  uns  in  der  Geschichte 
dieser  Jahre  kurz  fassen. 

A.  Persönliche  Firmen.  Die  Bestimmungen  des  Ge- 
setzes über  die  Bildung  der  Firma  eines  Einzelkaufmanns  sind 
unzweideutig.  Dagegen  veranlaßte  die  Fassung  der  Art.  869 
und  870  den  Bundesrat  im  Kreisschreiben  vom  29.  Mai  1883^) 
zu   folgender    Interpretation: 

„Gemäß  Art.  869  und  870  des  0.  R.  muß  die  Firma  einer 
Eollektivgesellschaft  den  Namen  wenigstens  eines  der  Gesell- 
schafter mit  einem  das  Vorhandensein  einer  Gesellschaft  an- 
deutenden Zusätze  und  die  Firma  einer  Kommanditgesellschaft 
den  Namen  wenigstens  eines  unbeschränkt  haftenden  Gesellschaf- 
ters, ebenfalls  mit  einem  das  Vorhandensein  einer  Gesellschaft 
andeutenden  Zusätze  enthalten.  Demnach  kann  für  die  aus  A.  B., 
C.  D.  und  E.  F.  bestehende  Kollektivgesellschaft  die  Firma  A.  B. 
und  C.  D.  nicht  genügen,  sondern  es  mui3  ein  Zusatz  (&  Cie.) 
gemacht  werden.  Die  Firmen  müssen  der  Wirklichkeit  entsprechen, 
es  wird  dies  vom  öffentlichen  Interesse  gefordert.  Dem  Publikum 
k?nn  beim  Geschäftsverkehr  nicht  gleichgültig  sein,  ob  die  Ge- 
sellschaft nur  aus  zwei,  oder  aber  aus  mehrern  Personen  besteht, 
und  es  ist  deshalb  letzteres  in  der  Firma  vorzumerken.  Bei  einer 
Kommanditgesellschaft,  die  aus  drei  oder  mehr  Personen  be- 
steht, genügt  es  ebenfalls  nicht,  daß  in  die  Firma  ein  oder  zwei 
Namen  gesetzt  sind,  sondern  es  ist  auch  hier  ein  Zusatz  erforderlich, 

6)  B.  Bl.  1883,  II,  S.  1083;  S.  H.  A.  B.  vom  31.  Mai  1883,  I,  Nr.  22, 
S.  235;  Siegmund  H.  B.,  S.  434.     • 
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welcher  das  Vorhandensein  einer  aus  mehr  als  zwei  Personen  be- 
stehenden  Gesellschaft   anzeigt". 

JVlit  dieser  Auffassung  zeigt  sich  jedoch  der  Bundesrat  päpst- 
licher als  der  Papst.    Das  Gesetz  verlangt  entweder  die  Namen 
aller    Gesellschafter,    oder   dann    einen    Zusatz,    der    ein    Gesell- 
schaftsverhältnis   andeutet.     Daß   aber   dieser    Zusatz   allgemein 
gehalten   sein   müsse,   und   nicht   nur   im   Beifügen   des  Namens 
eines  zweiten  Gesellschafters  bestehen  dürfe,  kann  aus  dem  Ge- 
setz, sowohl  dem  Wortlaut  wie  dem  Gedanken  nach,  nicht  kon- 
struiert werden.  Sicherlich  ist  es  einem  Kontrahenten  nicht  gleich- 
gültig, ob  die  Gesellschaft  nur  aus  zwei  oder  aus  mehr  Mitgliedern 
bestehe:  aber   ebenso  sicher  ist,   daß  der  dritte,   der  einer   Ge- 
seilschaft  gegenübersteht,    unter  allen  Umständen   zum  Handels- 
register   greifen   muß,    wenn    er    einen    klaren    Einblick    in   den 
Charakter  der  Gesellschaft  erhalten  will.     Die  Art   der   Gesell- 
schaft,   ob   Kollektiv-,   Kommandit-,   ja   sogar   Aktiengesellschaft, 
kann  aus  der  Firma  nicht  entnommen  werden,  ob  nun  sämtliche 
Gesellschafter,    oder    nui'   zwei,    oder    nach    der    Forderung    des 
Kreisschreibens   ein   allgemeiner  Zusatz   in  der   Firma   enthalten 
sind.     Zeigt   die  Firma,   daJ3  kein  Einzelkaufmann,   sondern  eine 
Gesellschaft  gegenübersteht,  so  ist  auch  dem  Gedanken  des  Ge- 
setzes   Genüge    getan;    mehr    „Wahrheit"    wird    nicht  verlangt; 
das    Erfordernis    der   „Wirklichkeit"    liegt    nicht    im    Gesetz   be- 
gründet.")   Zeigt  sich  die  Schwäche  des  schweizerischen  Pirmen- 
rechts  schon   in  seiner  einseitigen  Betonung  der  Interessen  des 
Publikums,   so  waren  natürlich  derartige  enge  Auffassungen  ein 
Grund    mehr,    die  Praxis  auf  Wege  zu  weisen,    die  sie  weitab 
vom    gesetzlichen    Boden   führten. 

In  dieser  Entwicklung  erweisen  sich  zwei  Rekursentscheide 
des  Bundesrates  von  größter  Bedeutung.  Denn  diese  zwei  Ent- 
scheide, in  denen  er,  entgegen  den  firmenrechtlichen  Bestim- 
mungen des  0.  R.,  ungesetzliche  Firmen  zur  Eintragung  zugelassen 
hatte,   hinderten  ihn,   in  aller  Schärfe  das  Prinzip  des  Gesetzes 

•)  Vergl.  auch  Zeerleder  in  „Berner  Monatsschrift  für  Verwaltungsrecht 
und  Notariatswesen",  III,  7,  S.  296  ff.,  wo  er  in  der  Kritik  des  Entscheides 
^Stettler  und   von  Fischer"  die  gleiche  Auffassung  vertritt. 
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durchzuführen  und  waren  andererseits  der  Praxis,  in  ihren  c^nt- 
gegeng^esetzten    Bestrebungen,    höchst    willkommene    Waffen. 

Die  erste  Bresche  legte  der  Rekursentscheid  des  Bundesrates 
im  Streitfall  „Chr.  Krüsi^s  Witwe"  vom  9.  Juli  1886. '^)  Der 
Witwe  des  Buchdruckers  Krüsi  in  Basel  wurde  vom  Handels- 
register und  vom  Justizdepartement  als  der  Aufsichtsbehörde  auf 
Grund  von  0.  R.  867  die  Eintragung  der  Firma  „Chr.  Krüsi's 
Witwe"  verweigert,  da  nicht  ihr  Name,  sondern  vielmehr  der 
Name  ihres  verstorbenen  Mannes  die  Firmenbezeichnung  bilde. 
Der  Bundesrat  erklärte  den  Rekurs  der  Witwe  Krüsi  für  be^ 
gründet.  Es  könne  nicht  bestritten  werden,  daß  die  Firma  „Chr. 
Krüsi's  Witwe",  solange  sich  Witwe  Krüsi  nicht  wieder  ver- 
heirate, den  bürgerlichen  Namen  der  Inhaberin  anzeige  und  ent- 
halte. Wenn  durch  die  Worte  „Chrs.  Witwe"  näher  angegeben 
werde,  daß  es  sich  um  die  Witwe  des  Christian  Krüsi  sei.  handle, 
so  liege  darin  keine  Verletzung  des  Gesetzes,  da  sich  diese 
nähere  Bezeichnung  der  Person  als  erlaubter  Zusatz  qualifiziere, 
der  nur  geeignet  sein  könne,  keinerlei  Zweifel  über  die  Person 
der  Firmainhaberin  aufkommen  zu  lassen.  —  Dieser  Entscheid 
ist  mit  dem  Prinzip  des  Gesetzes  nicht  in  Einklang  zu  bringen. 
0.  R.  867  verlangt  klar,  daß  die  Firma  aus  den  Namen  des 
Inhabers  bestehen  müsse;  es  genügt  nicht,  daß  sie  ihn  „anzeige 
und  enthalte".  Daß  aber  die  Firma  „Chr.  Krüsfs  Witwe"  aus 
dem  Namen  des  Mannes  besteht,  wird  sich  kaum  leugnen  lassen. 

Der  Entscheid  Krüsi  übte  bald  seine  Wirkung  aus.  Siegmund 
weist  bis  zum  Jahre  1895  mehrere  hundert  Firmen  nach,  welche 
analog  gebildet  zur  Eintrag-ung  gelangten,  und  der  Rekurs  Krüsi 
mag  auch  den  Bundesrat  im  Entscheid  „S.  J.  Bloch  Söhne"  mit 
beeinflußt  haben,  einem  Entscheid,  der  für  die  Entwicklung  der 
Praxis  von   größter  Bedeutung   war. 9) 

Die  Herren  Isaac,  Simon  und  Moritz  Bloch  in  Basel,  Söhne 
des  verstorbenen  Samuel  Jakob  Bloch,  die  zusammen  eine  Kol- 


«*)  S.  H.  A.  B.  vom  9.  April  1887,  Nr.  36,  S.  279.  Siegmund.  Entwicklung, 
S.  347  ff.    Vergl  auch  Locher,  a.   a.   0.,   S.   29. 

^)  B.  Bl.  1893,  I,  S.  1073;  S.  H.  A.  B.  1893,  Nr.  71,  S.  288;  Siegmund, 
Korreferat,  S.  65  ff.;  Siegmund,  Entwicklung,  S.  360  fl;  Locher,  a.  a  0., 
S.  43  ff. 
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lektivgesellschaft  bildeten,  beanspruchten  die  Führung  der  Firma 
„S.  J.  Bloch  Söhne".  Das  Handelsregisterbureau  der  Stadt  Basel 
verweigerte  die  Eintragung,  allein  der  Bundesrat  erklärte  den 
Rekurs  der  Brüder  Bloch  für  begründet.  Der  Entscheid  geht 
hierbei  von  folgenden  Überlegungen  aus:  Die  Vorschriften  der 
Art.  869  und  871  0.  R.,  welche  hier  in  Betracht  kommen,  sind 
lediglich  eine  Umschreibung  des  durch  das  Bundesgesetz  auf- 
gestellten Prinzips  der  Firmenwahrheit.  Dieses  Prinzip  verlangt, 
daß  eine  Firma  keinen  Anlaß  zu  irrigen  Annahmen  in  Bezug 
auf  den  ihr  zugrunde  liegenden  Personalbestand  biete.  „S.  J. 
Bloch  Söhne"  will  nun  gemäß  dem  allgemeinen  Spi^chgebrauch 
nichts  anderes  sagen,  als  „Söhne  von  S.  J.  Bloch".  Aus  der 
Firma  „S.  J.  Bloch  Söhne"  geht  deutlich  hervor,  daß  die  Inhaber 
den  Familiennamen  Bloch  führen:  der  Zusatz  S.  J.  weist  noch 
darüber  hinaus  darauf  hin,  welches  bestimmten  Bloch  Söhne  die 
Gesellschafter  sind  und  qualifiziert  sich  als  Zusatz  gemäß  O.R. 
867,  Abs.  2. 

Dieser  Entscheid  hat  den  Boden  des  Gesetzes  verlassen  und 
operiert  nur  noch  mit  dem  Begriff  der  Firmenwahrheit.  Eine 
Firma  darf  nicht  nur  „keinen  Anlaß  zu  irrigen  Annahmen  über 
ihren  Personalbestand  bieten  ",  vielmehr  muß  sie  aus  dem  Namen 
eines  Gesellschafters  bestehen.  „S.  J.  Bloch  Söhne"  sagt  aber 
nichts  anderes,  als  daß  der  Vater  der  Gesellschafter  den  Namen 
Bloch  getragen  hat.  Daß  die  Söhne  den  gleichen  Namen  führen 
ist  allerdings  meist  der  Fall,  trifft  aber  nicht  unbedingt  zu.  Mit 
seinem  Entscheid  hatte  der  Bundesrat  übrigens  nur  eine  Praxis 
anerkannt,  die  er  längst  im  Handelsamtsblatt  geduldet.  In  den 
Jahren  1889  bis  1894  wurden  115  mit  dem  Gesetz  mehr  oder 
weniger  im  Widerspruch  stehende  Finnen  eingetragen,  von  denen 
96  m  das  Gebiet  der  Kollektiv-  oder  Kommanditgesellschaft  fallen 
und  als  Ursachen  oder  Folgen  des  Rekurses  Bloch  Söhne  anzusehen 
sind.^ö)  In  diesen  Firmen  figuriert  als  Kern  der  Name  des 
verstorbenen  Inhabers;  dazu  kommt  ein  Zusatz,  der  das  Gesell- 
schaftsverhältnis andeutet:  „Söhne",  „Erben",  „Familie".  Wenn 
auch   m   den  Fällen,    in   denen   die   Söhne   als   Nachfolger   auf- 

^'>)  Siegmund,   Entwicklung,  S.  364. 
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treten,  meistens  die  neuen  Inhaber  den  gleichen  Namen  wie 
der  verstorbene  Vater  führen,  so  ist  dies  in  den  mit  „Erben" 
oder  „Familie"  gebildeten  Firmen  beinahe  nie  der  Fall,  da  hier 
Schwiegersöhne,  Enkel  etc.  mit  ganz  andern  Namen  im  Erben- 
oder Familienkreis  auftauchen. 

Wohl  versuchte  der  Bundesrat  durch  weitere  Rekursentscheide 
die  ungesetzliche  Entwicklung  zu  hemmen  ^^)  und  vor  allem  seiner 
im  Kreisschreiben  von  1883  niedergelegten  Auffassung  Geltung 
zu  verschaffen;^-)  allein  diese  E]ntscheide  beeinflußten  den  Lauf 
der  Praxis  nicht.  Gestützt  auf  die  Entscheide  „Krüsi"  und  „S.  J. 
Bloch  Söhne"  wurde  immer  wieder  versucht,  das  Gesetz  zu  um- 
gehen. Ein  instruktives  Beispiel,  wie  diese  Entscheide  von  der 
Praxis  aufgefaßt  wurden,  bietet  der  Rekursentscheid  „Witwe 
Kubier  -  Schwarz  Söhne".^^)  Johann  Rudolf  und  Jakob  Kubier, 
Söhne  der  Witwe  Kubier  -  Schwarz,  wollten  die  genannte 
Firma  eintragen  lassen  und  motivierten  ihr  Begehren  folgender- 
maßen: „Die  Registerführer  und  die  Justizkommission  verweigern 
den  Eintrag,  weil  die  genannte  Firmenbezeichnung  den  Vorschrif- 
ten von  0.  R.  869  nicht  genüge,  da  keiner  der  beiden  Teilhaber 
den  Namen  Kübler-Schwarz  trage.  Letzterer  Umstand  ist  nun 
allerdings  richtig,  allein  der  Name  Kübler-Schwarz  wird  von 
den  Petenten  ja  gar  nicht  als  ihr  eigener  Familienname  in  An- 
spruch genommen,  vielmehr  geht  aus  der  Bezeichnung  „Witwe 
Kübler-Schw^arz  Söhne"  mit  aller  Klarheit  hervor,  dai3  es  sich 
um  die  Söhne  der  Witwe  Kübler-Schwarz  handelt.  Dem  Willen 
des  Gesetzes,  die  Wahrheit  der  Firma  ausgedrückt  zu  wissen, 
ist  durch  die  gewünschte  Bezeichnung  in  größerem  Maße  Rech- 
nung getragen,  als  wenn  die  Petenten  die  doch  zweifellos  zulässige, 
aber  den  Inhaber  viel  weniger  klar  bezeichnende  Firma  „Kubier 
Söhne"  gewählt  hätten.    In  der  Tat  hat  auch  der  hohe  Bundesrat 


")  So  wurden  abgewiesen:  Schmoll-Dreyfus  fils,  B.  Bl.  1890,  I,  S.  439; 
J.  Peter-Grafs  Sohn,  B.  Bl.  1896,  II,  S.  1070. 

12)  Vergl.  z.  B.  die  Entscheide  „Stettier  und  von  Fischer",  S.  H.  A.  B. 
vom  9.  April  1891,  Nr.  82,  S.  340;  „Grosjean  frere*',  S.  H.  A.  B  vom  15.  Juni 
1887,  S.  483. 

13)  B.  Bl.  1895,  S.  416  ff.;  S.  H.  A.  B.  1895.  Nr.  91,  S.  383;  Siegmund, 
Entwicklung,   S.  373/74;  Locher,   a.   a.   0.,  S.  49  ff. 
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wiederholt  gegenüber  der  staiTen  Interpretation  des  Art.  869 
O.K.  ausgeführt,  daß  dem  Prinzip  der  Firmenwahrheit  dann  Ge- 
nüge geleistet  sei,  wenn  die  Firma  keinerlei  Anlaß  zu  irrigen 
Annahmen  in  Bezug  auf  den  ihr  zugrunde  liegenden  Personal- 
bestand biete". 

Die  Konsequenz  aus  den  früheren  Entscheiden  ist  richtig 
gezogen;  mit  ihrer  Genehmigung  hätte  sich  aber  der  Bundesrat 
entgegen  dem  Gesetz  gestellt.  Es  blieb  ihm  nichts  anderes  als 
die  Abweisung. 

B.  Anonyme  Firmen.  Der  Gedanke,  der  den  Gesetz- 
geber bei  der  Regelung  der  Firmen  anonymer  Gesellschaften 
leitete,  ist  leicht  zu  erkennen.  Träger  des  Rechts  ist  hier  ein© 
jui-istische  Person.  Das  Publikum  soll  vor  dem  Irrtum  bewahrt 
bleiben,  daß  die  Nennung  eines  Namens  in  der  Firma  eine  per- 
sönliche  Haftbarkeit    der  genannten   Personen   in  sich   schließe. 

Dem  gleichen  Grundsatze  folgen  das  französische  und  das 
deutsche  Recht. 

Frankreich  verlangt,  daß  die  anonymen  Gesellschaften  ihren 
Namen  nach  dem  „Object  de  leur  entreprise"  wählen  und  schließt 
Personennamen  aus.    (Code  de  comm.  art.  29.) 

Deutschland  sucht  einer  Täuschung  vorzubeugen,  indem  es 
von  Aktiengesellschaften  in  der  Firma  die  Bezeichnung  als  solche 
verlangt;  der  Name  ist  in  der  Regel  vom  Gegenstand  des  Unter- 
nehmens zu   entlehnen.    (H.  G.  B.   20.) 

Der  Grundsatz  selbst  ist  richtig;  die  Fassung  aber,  die  man 
im  O.R.  diesem  leitenden  Gedanken  gab,  ist  als  unglücklich  zu 
bezeichnen.  Der  deutsche  Text  des  Gesetzes  spricht  von  einer 
bestimmten,  lebenden  Person;  noch  weniger  erreicht  der  fran- 
zösische Text  seinen  Zweck,  der  die  Aufnahme  des  xVamens  „d'une 
personne  vivante"  verbietet.  Es  wird  sich  nie  feststellen  lassen, 
ob  nicht  irgendwo  eine  Person  lebe,  die  den  für  die  Firma 
gewählten  Namen  trägt.  Eo  ipso  gestattet  sind  Namen  historischer 
oder  mythologischer  Persönlichkeiten,  da  sie  weder  lebende  I'er- 
sonen  bezeichnen,  noch  zu  Täuschungen  Anlaß  geben  können. 
Ebenso  bezeichnen  Familiennamen  keine  bestimmten  lebenden  Per- 
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sonen   und   müßten  nach   dem   Wortlaut   des   Gesetzes   gestattet 
werden.  ^^) 

Der  Gesetzgeber  selbst  sah  sich  veranlaßt,  von  seinem  Prinzip 
abzugehen  und  unter  bestimmten  Voraussetzungen  Personennamen 
zuzulassen.  „Namen  von  lebenden  Personen  dürfen  in  Firmen 
von  anonymen  Gesellschaften  vorkommen,  wenn  sie  eine  rein 
sachliche  Bedeutung  und  keine  persönliche  Haftbarkeit  andeuten, 
beziehungsweise  keine  Person  als  persönlich  haftbaren  Interes- 
senten erscheinen  lassen  (z.  B.  Aktiengesellschaft  für  Gewinnung 
de^    Ammann'schen    Gesundheitsöles)".^^) 

Im  übrigen  aber  wollte  man  streng  an  den  aufgestellten 
Grundsätzen  festhalten.  Das  eidgenössische  Justizdepartement  er- 
klärtem beim  Rekurs  „Suchard",  in  welchem  die  gewollte  Firma 
„Chocolat  P.  Suchard"  zurückgewiesen  und  nur  in  der  allge- 
meinen Fassung  „Chocolat  Suchard"  zugelassen  wurde:  ^«)  „Das 
Gesetz  will  für  die  Aktiengesellschaften  und  Genossenschaften 
eine  Sachfimia  und  keine  persönliche  Firma.  Der  deutsche  Ge- 
setzestext spricht  wie  der  italienische  von  dem  Namen  einer 
bestimmten  lebenden  Person,  der  nicht  in  der  Firma  erscheinen 
dürfe.  Das  Publikum  soll  vor  Irrtum  betreffs  der  Haftbarkeit 
bestimmter  Personen  bewahrt  werden,  das  ist  der  Zweck  des 
Gesetzes.  Der  Unsicherheit  wegen  halten  wir  es  für  gefährlich, 
dem  persönlichen  Elemente  in  der  Firma  einer  Aktiengesellschaft 
bezw.  Genossenschaft  einen  Spielraum  zu  gewähren  und  gewissen 
hierauf  bezüglichen  Velleitäten  der  Gründer  solcher  Gesellschaften 
zu  willfahren.  Im  Zweifel  sprechen  wir  uns  für  den  gänzlichen 
Ausschluß  eines  Personennamens  aus  der  Firma  einer  Aktien- 
gesellschaft oder  Genossenschaft  aus". 

Die  Praxis  nahm  eine  dem  Gesetz  genau  entgegengesetzte 
Entwicklung.  Vor  allem  ist  es  die  Firmenpraxis  der  Aktien- 
gesellschaften, die  hier  bahnbrechend  wirkte.  Es  ist  das  Be- 
streben unserer  Zeit,  Privat  Unternehmungen,  die  einen  gewissen 

")  Anderer   Ansicht    Siegmund,   der   die   Anwendung    solcher   Namen   als 
unzulässig   erklärt,    weil   immerhin    der   Name    zum    Irrtum    führen   könne,    daß 
em  wirklicher  Träger  desselben  in  dem  Geschäfte  beteiligt  sei.  Korreferat  S  701 
^'^)  S.  H.  A.  B.   1883,  I,  Nr.  44,  S.  427.    Z.  b.  J.  V.  XX,  S,  306,  ' 
Iß)  S.  H.  A.  B.   vom  27.   Oktober   1883,   II,   Nr.   127,  S.   945. 
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Umfang  haben,  in  Aktiengesellschaften  umzuwandeln;  einerseits 
ist  die  Zufuhr  neuen  Kapitals  leichter  zu  erlangen,  andererseits 
vermindern  sich  das  Risiko  und  die  Arbeitslast  des  bisherigen 
privaten  Eigentümers.  Daß  derart  neugebildete  Aktiengesellschaf- 
ten bestrebt  sind,  in  ihrer  Finna,  aus  der  das  Publikum  auf 
ihr  Wesen  schließen  muß,  die  Herkunft  aus  der  frühem  Einzel- 
untemehmung  oder  Gesellschaft  anzudeuten,  ist  leicht  verständ- 
lich. Damit  dokumentieren  sie,  daß  sie  das  alte  Geschäft  fort- 
führen und  hoffen  so,  daß  der  gute  Klang,  den  das  alte  Unter- 
nehmen hatte,  auch  von  Anfang  an  der  neuen  Gesellschaft  an- 
hafte. Andererseits  sind  es  meist  die  Inhaber  des  früheren  Ge- 
schäfts, die  au^h  in  der  neuen  Gesellschaft  als  Direktoren  oder 
Yerwaltungsratsmitglieder  an  leitender  Stelle  stehen;  behält  die 
Aktiengesellschaft  deren  Namen  in  ihrer  neuen  Finna,  so  wird 
das  Publikum  ohne  große  Beunruhigung  auch  der  neuen  Gesell- 
schaft sein  Vertrauen  schenken. 

Derartigen  Bestrebungen  und  berechtigten  Überlegungen 
kommt  das  Gesetz  in  keiner  Weise  entgegen;  die  Folgen  zeigten 
sich.  Die  Praxis  war  stärker  und  hat  im  Laufe  weniger  Jahre 
das  Gesetz  geradezu  in  sein  Gegenteil  verwandelt.  Entschei- 
dungen des  Bundesrates,  die  entweder  diese  Praxis  sanktionierten 
oder  dann  verboten,  finden  sich  keine  vor;  die  ungesetzlichen 
Firmen   wurden   stillschweigend  eingetragen. 

Die  Ungesetzlichkeit  dieser  Firmen  ist  eine  dreifache:  „Er- 
stens wird  der  Buchstabe  des  Gesetzes  in  flagrantester  Art  und 
Weise  verletzt,  indem  es  sich  stets  um  ganz  bestimmte  lebende 
Personen  handelt,  zweitens  wird  der  Sinn  desselben,  der  Wille 
des  Gesetzgebers,  mißachtet,  weil  die  früheren  und  nachherigen 
Gesellschafter  und  Leiter,  also  die  allerinteressiertesten  Personen 
in  Betracht  kommen,  drittens  gibt  es  gar  kein  einziges  Ver- 
hältnis, das  so  leicht  zu  Täuschungen  und  Verwechslungen  führen 
kann  wie  dies".^") 

Allerdings  nahmen  die  meisten  dieser  Gesellschaften  die  Be- 
zeichnung „Aktiengesellschaft"  in  ihre  Firma  auf,  um  so  ihren 
Charakter    zu    dokumentieren.     An    der    Ungesetzlichkeit   ändert 

^')  Siegmund,    Korreferat,   S.   694. 
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dies  i^doch  nichts,  da  unser  Gesetz  eine  derartige  Bezeichnung 
nicht  verlangt;  beim  Publikum  bleibt  die  Gesellschaft  trotzdem 
unter  der  persönlichen  Firma  bekannt,  da  ihm  die  namentliche 
Bezeichnung  und  nicht  das  leere  Wort  „Aktiengesellschaft"  in 
die  Augen  springt,  im  Gedächtnis  haften  bleibt  und  so  im  Ver- 
kehr angewandt   wird.  / 

Den  Reigen  eröffnete  im  Jahre  1889  die  Zürcher  Finna 
„Orell  Füßli  &  Cie.".  Die  Kollektivgesellschaft  Orell  Füßli  &  Cie. 
verwandelte  einen  Teil  ihrer  Geschäftsbranche  in  eine  Aktien- 
gesellschaft und  ließ  für  den  andern  Teil  die  alte  Firma  bestehen. 
Da  im  Verkehr  die  langen  Zusätze  nicht  beachtet  werden,  existieren 
tatsächlich  zwei  Firmen  Orell  Füßli  &  Cie.:  die  alte  Kollektiv- 
gesellschaft Orell  Füßli  &  Cie.,  die  neue  Aktiengesellschaft: 
Aktiengesellschaft  Schweizerischer  Annoncen-Bureaux  Orell  Füßli 
&  Cie. 

Damit  war  der  Bann  gebrochen  und  die  Beispiele  häufen 
sich.  Wir  greifen  aus  den,  in  den  beiden  Arbeiten  von  Siegmund  ^^) 
aufgeführten,  ungesetzlich  gebildeten  Aktiengesellschaften  nur  ver- 
gleichsweise heraus:  Aktiengesellschaft  der  Eisen-  und  Stahl- 
werke  von  Georg  Fischer  in  Schaff  hausen  (S.H.A.B.  vom  IL  Mai 
189G  No.  131,  S.  540)  unter  Umwandlung  der  frühern  Firma 
Georg  Fischer.  Der  frühere  Inhaber  bleibt  als  Delegierter  des 
Verwaltungsrates  oberster  Leiter  des  Geschäftes; 

Aktiengesellschaft  der  Möbel-  und  Parquetfabrik  von  Robert 
Zemp  m  Luzern  (S.  H.  A.  B.  vom  3.  Juni  1897,  S.  609).  Umwand- 
lung der  früheren  Firma  Robert  Zemp.  Als  Direktor  zeichnet 
Robert  Zemp,   als  Subdirektor  Robert  Zemp  jun. 

Dafür,  wohin  diese  Entwicklung  führt,  bringt  Siegmund  ein 
hübsches  Beleg. i^^^)  Das  Bundesgericht  beanstandete  die  ohne  Zwei- 
fel richtig  gebildete  Firma  der  Kollektivgesellschaft  „Swiss  Con- 
densed Milk  Co.  Läpp  &  Cie.",  da  sie  sich  nicht  genügend  von 
einer  Aktiengesellschaft  unterscheide:  „ä  sa  lecture  le  public 
peut-etre  induit  ä  croire,  qu'elle  designe  une  societe  anonyme 
puisque,  exceptionnellement  du  moins,  -des  noms  de  personnes 
peuvent   figurer  dans   les  raisons  de   societes  anonymes;  or  la 

18)  Siegmund.   Entwicklung.   S.  379  ff.    Siegmund,   Korreferat,   S.   G94   ft 
^^)  Siegmund,    Korreferat,   S.   702. 
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loi  a  precisemment  voulu  exclure  la  possibilite  d'ime  teile  con- 

Diese  Beispiele  könnten  beliebig  vermehrt  werden;  fast  alle 
neuen  Aktiengesellschaften  sind  in  dieser  Art-  gebildet. 


§  3.    Revisionsbestrebungen 
und   Bundesratsbeschluß  vom  8.  November  1898^ 


Die  Behandlung  des  Firmenrechts  bei  der  Revision  des 
Obiigationenrechts  von  1911. 

I.  Im  vorausgehenden  Paragraphen  haben  wir  die  Wege  dar- 
gestellt, auf  denen  sich  das  Firmenrecht  seit  der  Einführung 
des  0.  R.  bewegte,  Wege,  die  es  weitab  von  dem  Prinzipe  des 
Gesetzes  brachten,  ja  sogar  zum  Gegensatz  zur  Rechtsordnung 
führten.  Diese  Entwicklung  blieb  selbstverständlich  nicht  un- 
beachtet. Im  Jahre  1895  veröffentlichte  Dr.  Siegmund  in  Basel 
in  der  Zeitschrift  für  schweizerisches  Recht  eine  Arbeit,  in  der 
er  die  Entwicklung  des  schweizerischen  Firmenrechts  bis  zum 
Jahre  1895  darstellte  und  auf  den  Gegensatz  von  Gesetz  und 
Praxis  hinwies.  Diese  Ausführungen  mögen  die  Anregung,  die 
der  Bundesrat  dem  schweizerischen  Juristenverein  gab,  die  Frage 
in  seinem  Kreise  zu  diskutieren,  mitveranlaßt  haben.  An  der 
Jahresversammlung  1897  in  Zermatt  wurde  dem  Wunsche  ent- 
sprochen. Das  französische  Referat  hielt  Dr.  Walter  Burckhardt, 
Bern:  „Y  a-t-il  Heu  de  reviser  les  dispositions  du  code  federal 
des  obligations  sur  les  raisons  de  commerce,  et,  si  c'est  le 
cas,  dans  quelle  sens  cette  revision  doit-elle  s'accomplir?"  Kor- 
referent war  Dr.  Siegmund,  Basel:  „Ist  das  schweizerische  Firmen- 
recht einer  Revision  bedürftig,  und  wenn  ja,  in  welchem  Sinne?" 
Diese  beiden  Arbeiten  behandeln  die  schweizerischen  Firmenrechts- 
fragen erschöpfend  und  sind  von  uns  \iel  benützt  worden.  Burck- 
hardt ging  mehr  von  allgemeinen  Gesichtspunkten  aus,  während 
Siegmund  die  Darstellung  der  Praxis  zum  Gegenstand  seiner 
Ausführungen  machte.    Die  beiden  Referenten  kommen  zu  einennt 
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verschiedenen  Resultate.  Während  Burckhardt  in  Anerkennung 
der  Interessen  der  Kaufleute  eine  beschränkte  Übertragbarkeit 
befürwortet,  bestreitet  Siegmund  die  Notwendigkeit  einer  Re- 
vision. Dem  überzeugten  Anhänger  des  Prinzips  der  Firmen- 
wahrheit scheint  das  Gesetz  gut;  wo  sich  Lücken,  Mängel  und 
Unklarheiten  zeigen,  soll  auf  dem  Verordnungswege  abgeholfen 
werden.  Die  Diskussion  selbst  brachte  kein  Resultat.  Man  stritt 
hin  und  her,  eine  Resolution  wurde  nicht  gefaßt. 

Gestützt  auf  die  Arbeit  des  schweizerischen  Juristenvereins 
faßte  der  Bundesrat  am  8.  November  1898  folgenden  Beschluß: -^ 

„1.  Firmen  recht.  Durch  Schlußnahme  vom  6.  März  1896 
hatten  wir  dem  Departement  den  Auftrag  erteilt,  Bericht  und 
Antrag  über  die  Revision  des  ganzen  Firmenrechts  vorzulegen. 
(B.  Bl.   1897  I.  378.) 

Das  Departement  ist  diesem  Auftrage  im  Berichtsjahr  nach- 
gekommen;   seinem    Berichte   entnehmen    wir: 

Die  schweizerische  Firmenordnung  einer  vollständigen  Re- 
vision zu  unterwerfen,  erscheint  jetzt  nicht  opportun;  em  geeig- 
neter Anlaß  hiezu  wird  sich  beim  Erlaß  eines  schweizerischen 
Zivilgesetzbuches  bieten,  weil  dann  das  Obligationenrecht  ohne- 
liiii  dem.  neu  geschaffenen  Bundesrecht  angepaßt  werden  muß. 
Eine  teilweise  Abänderung  des  Firmenrechts  könnte  aber  den 
gegen  das  geltende  Recht  vorgebrachten  Aussetzungen  nicht  ge- 
recht werden,  ohne  daß  das  Prinzip  der  Firmenwahrheit  und  damit 
die  Grundlage  des  Firmenrechts  selbst  wieder  in  Erwägung  gezogen 
würden.  Von  einer  Revision  der  gesetzlichen  Bestimmungen  ist 
daher  abzusehen;  dagegen  kann  auf  dem  Wege  der  Praxis  inner- 
halb des  Rahmens  des  geltenden  Rechtes  dem  Wunsche  einer 
freieren  Firmenbildung,  insbesondere  dem  Begehren  der  unver- 
änderten Fortführung  einer  Firma  beim  Wechsel  des  Geschäfts- 
inhabers, Rechnung  getragen  werden. 

Von  der  Einzelfirma  verlangt  das  Gesetz,  daß  sie  den 
Namen  des  Inhabers  enthalte  und  außerdem  nichts  Unrichtiges 
aussage,  namentlich  nichts,  was  auf  das  Vorhandensem  einer 
Gesellschaft  hindeutet.    Wenn  der  Sohn  des  ersten  Inhabers,  um 

21)  B.  Bl.  1899,  I,  S.  369. 


".  t-j-jn 


.  -  "  KVl 


>•• 


I 

i    ; 


—    22    — 

die  übernommene  Firma  möglichst  wenig  zu  verändern,  mit  „N^ 
N.  Sohn"  firmiert,  so  hat  er  nichts  Unrichtiges  gesagt,  trotzdem 
aber  alles,  was  das  Gesetz  verlangt,  zum  Ausdruck  gebracht. 
Daß  die  Vornamen  des  Nachfolgers  andere  sind,  macht  ilie  Firma 
nicht  ungesetzlich,  denn  das  Gesetz  begnügt  sich  mit  der  Er- 
wähnung des  Familiennamens  und  die  in  der  Firma  angegebenen 
Vornamen  werden  nicht  als  die  des  dermaligen  Inhabers  aus- 
gegeben. Firmen,  wie  „J.  Meier's  Sohn",  „A.  Schulze's  Witwe" 
sind  daher  zu  gestatten.  Aus  dem  gleichen  Grunde  sind  daher 
Gesellschaftsfirmen  wie:  N.  N.  Meier's  Söhne,  Brüder,  Geschwister, 
Ei'ben  und  dergleichen  als  gesetzlich  zu  betrachten,  sobald  einer 
der  Nachfolger  den  in  der  Firma  enthaltenen  Namen  trägt  und 
das  in  der  Firma  bezeichnete  Verhältnis  der  gegenwärtigen  Gesell- 
schaft zur  früheren  tatsächlich  besteht.  Die  Firma  teilt  den 
Namen  des  Gesellschafters  mit  und  zeigt  zugleich  das  Vorhanden- 
sein einer  Gesellschaft  an;  mehr  verlangt  das  Gesetz  nicht. 

Die  Gefahr  der  Täuschung  ist  bei  solcher  Art  gebildeten 
Firmen  allerdings  größer;  sie  sind  daher  nur  zuzulassen,  wenn 
sie  nicht  nach  der  Gestaltung  der  Verhältnisse  des  Falles  zu 
einer  absichtlichen  oder  unabsichtlichen  Verschleierung  des  Namens 
des  wahren  Inhabers  führen. 

Bezüglich  der  Kommanditgesellschaften  ist  zudem  auf  Art. 
600  0.  R.  zu  verweisen. 

Der  das  Gesellschaftsverhältnis  andeutende  Zu- 
satz darf  nichts  Unrichtiges  enthalten;  Gebrüder  Meier  darf 
nur  eine  Firma  firmieren,  in  der  wenigstens  zwei  Gesellschafter 
dieses  Namens  sind.  Der  Zusatz  darf  auch  nicht  eine  größere 
Anzahl  von  Personen  angeben,  als  die  Gesellschaft  wirklich  zählt; 
die  Firma  C.  Meier  &  Söhne  ist  unzulässig,  wenn  C.  Meier  nur 
eineii  Sohn  hat.  Ist  aber  der  Zusatz  richtig,  so  ist  dem  Gesetz 
Genüge  getan:  der  Zusatz  braucht  nicht  vollständig,  d.h.  derart 
abgefaßt  zu  sein,  daß  er  alle  Teilhaber  umfaßt.  Bei  der  Kom- 
manditgesellschaft bedingt  der  Eintritt  des  Kommanditärs  keine 
Abänderung  der  Firma,  wenn  eine  Gesellschaft  vorher  schon 
vorhanden  war  mit  einem  entsprechenden  Zusatz;  das  Gesetz 
verlangt  nur,  daß  die  Firma  der  Kommanditgesellschaft  das  Vor- 
handensein  eines   Gesellschafts  Verhältnisses  andeute,   mit  andern 
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Worten,  daß  die  Firma  eine  Gesellschaftsfirma  sei.  Die  IJnvoll- 
ständigkeit  des  Zusatzes  ist  ohne  Gefahr,  sofern  sie  nicht  zur  Täu- 
schung des  Publikums  benutzt  wird.  Den  Verdacht  einer  un- 
lautern  Absicht  wird  eine  solche  Firma  erwecken,  wenn  sie  ohne 
plausible  Gründe  schon  bei  der  Gründung  des  Geschäftes  gewählt 
wird,  oder  wenn,  ohne  Änderung  im  Mitgliedsbestande,  eine  be- 
stehende  Firma   m   diesem    Sinne    abgeändert   wird. 

Den  8.  November  1898  haben  wir  beschlossen,  von  einer 
Revision  der  Bestimmungen  des  Obligationenrechts  über  das  Fir- 
menrecht Umgang  zu  nehmen  und  das  Departement  beauftragt, 
für  die  Auslegung  und  Anwendung  dieser  Vorschriften  im  Sinne 
der    vorstehenden    Ausführungen   besorgt    zu    sein". 

IT.  Der  Erlaß  von  1898  hatte  eine  Revision  abgelehnt  und 
auf  den  Zeitpunkt  verschoben,  da  das  Obligationenrecht  dem  neuen 
Zivilgesetzbuche  anzupassen  sei.  Diese  letztere  Frage  bildete 
den  Verhandlungsgegenstand  des  schweizerischen  Juristentages 
1900,  und  hier  äußerte  sich  der  Referent  Janggen  über  eine 
Revision  des  Firmenrechtes  folgendermaßen:  „Das  Firmenrecht 
des  Obligationenrechtes  und  seine  heutige  tatsächliche  Gestaltung 
entsprechen  sich  in  \ielen  Punkten  nicht  mehr.  Mag  auch  in 
einzelnen  Fällen  diese  Divergenz  ihre  Erklärung  in  einer  laxen 
Handhabung  des  Gesetzes  finden,  so  ist  andererseits  nicht  zu 
verkennen,  daß  die  Erfahrungen  der  Praxis  Abänderungen  der 
gesetzlichen    Bestimmungen    verlangen". 22) 

Trotzdem  brachte  der  von  Prof.  E.  Huber  ausgearbeitete  Ent- 
wurf zum  0.  R.  in  den  Fragen  des  Firmenrechts  nur  vereinzelte 
Neuerungen.     Die  Botschaft  des  Bundesrates  sagt  hierüber: -^•^) 

„\on  erheblicher  Bedeutung  ist  in  diesem  ganzen  Titel  (Titel 
33  über  Handelsregister,  Geschäftsfirmen,  Geschäftsbücher)  nur 
eiiie  Änderung.  Wenn  wir  uns  auch  nicht  entschließen  konnten, 
nach  so  kurzer  Zeit  seit  dem  Inkrafttreten  des  Obligationen- 
rechts und  nachdem  erst  vor  einem  Dutzend  Jahren  zahlreiche 
Firmen  sich  dem  Grundsatze  der  Firmenwahrheit,  wie  ihn  das 
geltende   Recht   aufstellt,  angepaßt   haben,   die   im   Obligationen- 

^'')  Z.   f.   schw.  R.  XIX,  N.   F.,   S.   657. 
^^)  B.   Bl.   1905.  II,  Nr.   13,  S.   1   ff.      . 
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recht  mit  allem  Bedacht  aufgenommenen  Prinzipien  zu  verlassen, 
und  zur  Ordnung  des  deutschen  Rechts,  das  die  Übertragbarkeit 
und  Vererblichkeit  der  Firma  anerkennt,  überzugehen,  so  war 
doch  hinsichtlich  der  Firmen  der  Aktiengesellschaften  und  Ge- 
nossenschaften einem  offenbaren  Übelstande  abzuhelfen.  Es  ge- 
schieht dies  mit  der  vorgeschlagenen  Fassung  des  Art.  1734 
(873),  wonach  diese  Gesellschaftsarten  ihre  Firma  frei  wählen 
können,  aber  in  jedem  Falle  derselben  den  Zusatz  „Aktiengesell- 
schaft", „Kommanditaktiengesellschaft"  oder  „Genossenschaft"  ohne 
Abkürzung  beifügen  müssen.  Damit  erscheinen  die  Interessen 
des  allgemeinen  Verkehrs  genügend  gewahrt  und  wird  doch  der 
Übelstand  des  geltenden  Rechts  beseitigt,  daß  diese  Firmen  keinen 
Namen  einer  bestimmten  lebenden  Person  enthalten  dürfen.  In 
Bezug  auf  die  Firmen  der  andern  Gesellschaften,  sowie  die  Einzel- 
firmen soll  es  dagegen  beim  bisherigen  Rechte  verbleiben". 

Dieser  Entwurf  vom  3.  März  1905  sollte  ursprünglich  im 
Anschluß  an  das  Zivilgesetzbuch  in  der  Bundesversammlung  durch- 
beraten werden.  Er  fand  aber  in  der  Öffentlichkeit  keine  günstige 
Besprechung  und  wurde,  mit  Ausnahme  der  Artikel  über  Liegen- 
schaftskauf und  Schenkung  vorher  einer  Expertenkommission  über- 
wiesen. (Beschluß  des  Nationalrates  vom  16.  November  1906, 
des  Stäjiderates  vom  9.  April  1907.)  An  den  Tagungen  dieser 
Kommission  wui'de  unter  anderm  auch  der  33.  Titel  aus  dem 
Entwürfe  gestrichen,  sodaß  bei  der  Annahme  des  (^setzes  am 
4.  November  1910  die  Bestimmungen  über  Firmenrecht  in  der 
alten  Fassung  von  1883  in  das  revidierte  0.  R.  aufgenommen  sind. 


§  4.    Entwicklung  des  Firmenrechts  seit  1898. 


I.  Entwicklung  der  Praxis  auf  Grund  des  Bundesratsbeschlusses 

von  1898. 

Die  Revision  des  Obligationenrechts  von  1911  hatte  das 
Firmenrecht  unberührt  gelassen.  Es  gelten  auch  heute  noch 
die  Grundsätze  von  1883  mit  den  im  Bundesratsbeschluß  von 
1898  gestatteten  Erleichterungen.  Dieser  Beschluß  ist  von  gi'ößter 
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Tragweite.  War  man  bei  der  Fassung  des  alten  0.  R.  im  wesent- 
lichen dem  französischen  Recht  gefolgt,  so  bekennt  sich  der 
Beschluß  von  1898  tatsächlich  zum  Prinzip  der  Firmenüber- 
tragbarkeit,  wie  sie  das  H.  G.  B.  gestattet.  Wenn  der  Bundes- 
rat anordnet,  „es  könne  insbesondere  dem  Begehren  der  unver- 
änderten Fortführung  der  Firma  beim  Wechsel  des  Geschäfts- 
inhabers Rechnung  getragen  werden",  so  wird  dies  nicht  anders 
aufgefaßt  werden  können,  als  daß  in  gewissen  Fällen  die  Über- 
tragung einer  Fimia  gestattet  sei ;  ein  Zustand,  der  mit  dem  Willen 
des   Gesetzes   ganz  im   Widerspruch   steht. 

A.    Einzelfirma   und   Firmen   der   KoUektiv- 
und  Kommanditgesellschaften. 

1.  Firma-Kern.  Seit  dem  Bundesratsbeschluß  von  1898 
sind  hier  wesentliche  Erleichterungen  eingetreten.  Die  Entscheide 
„Schmoll -Dreifuß  fils"r^)  ,,J.  Peter -Grafs  Sohn",^^)  „Witwe 
Kübler-Schwarz  Söhne" -^)  könnten  heute  nicht  mehr  aufrecht 
gehalten  werden.  Gestützt  auf  die  Grundsätze  des  Beschlusses 
von  1898  sind  seither  eine  große  Anzahl  ähnlich  gebildeter 
Firmen  ohne  Anstand  ins  Handelsregister  aufgenommen  worden. 
Chr.  Krüsi's  Söhne  (S.H.A.B.  No.  141  vom  7.  Mai  1898,  S,3Sö); 
Anton  Neier's  Erben  (S.  H.  A.  B.  No.  186  vom  23.  Juni  1898,  S.  781); 
Eredi  Greco-Cotti  (S.  H.  A.  B.  No.  217  vom  28.  Juli  1898,  S.  909) ; 
Hoirs  de  Louis  Bole-Ballot  (S.  H.  A.  B.  No.  307  vom  8.  November 

1898,  S.  1277); 
Karl  üchslin-Imbach  sei.  Familie  (S.  H.  A.  B.  No.  129  vom  9.  April 
1900,  S.  519).  27) 

2.  Gesellschaftszusatz.  Auch  in  seinen  Bestimmungen 
über  die  Zusätze  stellt  sich  der  Erlaß  von  1898  in  Gegensatz  zur 
bisherigen  Auffassung  der  Verwaltung.  Die  Bestimmungen  des 
Kreisschreibens  vom  29.  Mai  1883  sind  zwar  nicht  ausdrücklich, 
aber  doch  tatsächlich  aufgehoben.    Ein  Entscheid  wie  im  Rekurs 

24)  Siehe  oben,  S.  15,  Anm.  11. 

25)  Siehe  oben,  S.  15,  Anm.  11. 

26)  Siehe  oben,  S.  15. 

2'0  Diese  Beispiele  entnehmen  wir  dem  Kommentar  von  Siegmund,  S.  518,, 
zu   Art.   867,   Anm.   2. 
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„Stettier  und  von  Fischer"-'*)  könnte  heute  nicht  mehr  fallen; 
die  Firma  Grosjean  freres-^)  könnte  heute  nicht  mehr  zurück« 
gewiesen  werden.  Die  Stellung,  die  der  Bundesrat  im  Rekurse 
„Fiechter  &  Söhne"  ^o)  eingenommen  hat,  ist  seit  1898  unhaltbar. 

Der    Bundesratsbeschluß    schreibt   nur    einen    richtigen   Zu- 
satz vor,   vollständig,  alle  Teilhaber  umfassend,  braucht  er  nicht 
zu  sein.     Beispielsweise  w^urden  zugelassen: 
Die  Firma  Golay  et  Piguet  mit  2  Golay  und  einem  Piguet  als 

Gesellschaftern  (S.  H.  A.  B.  No.  139  vom  24.  April  1899,  S.  559); 
Die  Firma  von  Arx  et  Soder,  mit  2  von  Arx  und  den  Ehegatten 

Auguste  Soder  und  Marthe  Jacot  als  Gesellschaftern  (S.H. 

A.  B.  Xo.   256  vom  20.  Juni  1905,  S.  1022). 

B.  Firma  der  Aktiengesellschaften. 
Es  waren  die  Aktiengesellschaften,  die  •  sich  noch  ausge- 
sprochener als  die  persönlichen  Handelsgesellschaften  gegen  da« 
Gesetz  gestellt  hatten.  Trotzdem  war  bis  1898  kein  Entscheid 
gefallen  und  sonderbarerweise  spricht  auch  der  Bundesratsbe- 
schluß von  diesen  Gesellschaften  mit  keinem  Worte.  Dieses 
Schweigen  ist  schwer  zu  erklären,  stille  Resignation  wird  man 
kaum  annehmen  dürfen.  So  schritt  eben  die  Praxis  auf  dem 
mit  gutem  Erfolge  eingeschlagenen  Wege  weiter  und  erst  das 
Jahr  1901  brachte  den  ersten  bundesrätlichen  Entscheid,  emen 
Entscheid,  dem  nichts  anderes  blieb,  als  der  Praxis  seine  Sanktion 
zu  erteilen.^^) 

Im  März  1901  hatte  sich  in  Ba^el  eine  Aktiengesellschaft 
gebildet  unter  der  Firma  „Aktiengesellschaft  Alb.  Büß  &  Cie., 
Gesellschaft  für  Eisenkonstruktion,  Walser-  und  Eisenbahnbau", 
welche  Gesellschaft  die  Aktiven  und  Passiven  der  bisherigen 
Kommanditgesellschaft  „Alb.  Büß  &  Cie."  übernahm.  Alb.  Büß 
war  der  einzige  unbeschränkt  haftbare  Teilhaber  in  dieser  Firma 
und  wurde  in  der  neuen  Aktiengesellschaft  Delegierter  des  Ver- 
waltungsrates   zur    direkten    und    obersten    Leitung. 

-^)  Siehe  oben,  S.  15,  Anm.  12. 

-^)  Siehe  oben,  S.  15,  Anm.  12. 

^")  B.  Bl.   1885.    S.  H.  A.  B.  vom  16.  II.  1884,  Nr.   14    S    100 

31^  B.  Bl.  1901,  III,  S.  367  ff. 
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Der  Handelsregisterführer  von  Basel-Stadt  sowie  die  Justiz- 
kommission verw^eigerten  die  Eintragung,  wobei  sie  die  Ablehnung 
darauf  stützten,  daß  die  Firma  den  Vorschriften  des  Art.  873 
0.  R.  nicht  entspreche.  Obgleich  die  Praxis  nicht  konsequent 
sei,  so  stehe  doch  im  vorliegenden  Fall  die  bestimmte  lebende 
Person  derart  im  Vordergrund,  daß  trotz  der  Beifügung  der 
Bezeichnung  „Aktiengesellschaft"  die  Firma  in  hohem  Grade  ge- 
eignet sei,  zur  irrigen  Annahme  zu  veranlassen,  daß  diese  Person, 
bezw.  die  Gesellschaft  Alb.  Büß  &  Cie.,  solidarisch  hafte,  oder 
daß  es  sich  um  eine  Kommanditgesellschaft  handle.  Im  übrigen 
diene  den  Interessen,  in  der  neuen  FTrma  die  Fortführung  der 
frühern  Kommanditgesellschaft  „Alb.  Büß  &  Cie."  anzuzeigen, 
der  Art  874  0.  R.  in  durchaus  genügender  und  zweckentsprechen- 
der Weise. 

Die  Gesellschaft  begründete  ihren  Rekurs  im  allgemeinen 
damit,  daß  eine  derartige  Interpretation  des  Art.  373  zu  eng 
sei  und  mit  der  Praxis  im  Widerspruch  stehe.  Sobald  in  der 
Firma  das  Wort  „Aktiengesellschaft"  gebraucht  werde,  sei  jeder 
Irrtum  über  den  Charakter  der  Gesellschaft  ausgeschlossen  und 
damit  der  W^ille  des  Gesetzes  erfüllt. 

Der  Bundesrat  erklärte  den  Rekurs  für  begründet,  w^obei 
seine  Motivierung  von  folgenden  Überlegungen  ausgeht:  In  der 
Auslegung  des  Art.  873  stehen  sich  zwei  Ansichten  gegenüber;, 
einerseits  die  Interpretation  des  Handelsregisterführers  von  Basel, 
wonach  Namen  lebender  Personen  in  der  Firma  einer  Aktien- 
gesellschaft überhaupt  ausgeschlossen  sind;  andererseits  die  mil- 
dere Auffassung  der  Praxis,  welche  die  Billigung  der  eidgenössi- 
schen Aufsichtsbehörden  erlangt  hat,  wonach  durch  die  Bezeich- 
nung „Aktiengesellschaft"  in  Verbindung  mit  einer  frühern  Firma 
insbesondere  die  Namen  früherer  Kollektivgesellschafter  als  zu- 
lässiger Bestandteil  der  Firma  der  Aktiengesellschaft  betrachtet 
werden.  Aus  diesem  Gesichtspunkt  heraus  w^urden  beispielsweise 
die  Firmen 
„Aktiengesellschaft  der  Maschinenfabriken  von  Escher,  Wyß  & 

Co.",   in  Zürich; 
„Aktiengesellschaft   Brown,    Boveri  &   Cie.",    in   Baden 
zur  Eintragung  zugelassen. 
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Mit  dem  Wortlaut  des  Gesetzes     stehen  alle  diese  Finnen, 
einschließlich  der  Firma  der  Rekurrentin,  in  Widerspruch;  allein 
weder   bei   den  Aktiengesellschaften   noch   bei   den  Kollektivge- 
sellschaften ist  es  den  Aufsichtsbehörden  gelungen,  das  Prinzip 
des  Gesetzes  mit  aller  Strenge  durchzuführen,  und  für  die  Dul- 
dung  der   Praxis  lassen   sich   schwerwiegende   Gründe   ins   Feld 
führen.     Unbestrittenermassen    ist   für   die    kaufmännische    Welt 
die  Beibehaltung  einer  Firma  ein  Vorteil  nicht  nur  ideeller,  son- 
dern in   vielen  Fällen   auch  ökonomischer,   ja  direkt   pekuniärer 
Natur.     Wendet  man  nun  den  Art.  874  des  Obligationenrechts, 
der    diesem    Verhältnis   Rechnung    trägt,    auf    die    Aktiengesell- 
schaften an,  so  würde  die   Wahl  von  Firmenbezeichnungen  wie 
„Aktiengesellschaft   vomials   Alb.   Büß   &   Cie.,    Gesellschaft   für 
Eisenkonstruktion  etc.'\  oder  „Aktiengesellschaft  für  Eisenkonstruk- 
tion etc.  Xachfolgenn  von  Alb.  Büß  &  Cie."  nicht  als  unzulässig 
erscheinen.     Damit   ist  aber  dem  Prinzip  der  absoluten  Firmen- 
wahrheit    schon    die   Spitze    abgebrochen,    denn    auch    in   dieser 
Fii-ma   figuriert   der  Name    einer    bestimmten   lebenden   Person. 
Geht  man  dann  einen  Schritt  weiter  und  gestattet  bei  der  Aktien- 
gesellschaft,   daß    der   das    Nachfolgeverhältnis    andeutende    Zu- 
satz auch  nui-  in  der  Beifügung  der  früheren  Firma  liegen  kann, 
so  bleibt  man  im  Rahmen  des  Art.  874;  denn  die  Firmenbezeich- 
nung erhält  durch  die  Voranstellung  des  Wortes  „Aktiengesell- 
schaft'' einen  deutlichen  Hinweis  darauf,   daß  es  sich  nicht   um 
eine   Kollektivgesellschaft    handeln    kann.     Dann    bekommt   Art. 
874  eine  einschränkende  Bedeutung  für  Art.  873,  indem,  soweit 
es  sich   um   Nachfolgeverhältnisse   handelt,    Namen    bestimmter 
lebender  Personen  in  der  Firma  der  Aktiengesellschaft  Aufnahme 
finden  dürfen,    wenn  nur  sonst  aus  der  Firmenbezeichnung  der 
Charakter  als  anonyme  Gesellschaft  erhellt.    Untersucht  man  von 
diesen  Gesichtspunkten  aus  die  Firma  der  Rekurrentm,  so  findet 
man,  daß  sie  den  aufgestellten  Forderungen  entspricht. 

Es  ist  dies  der  erste  Entscheid,  der  über  die  Firmen  der  Aktien- 
gesellschaften gefallen  ist;  er  konnte  nicht  wohl  anders  ausfallen, 
die  ungesetzliche  Praxis  hatte  zu  große  Fortschritte  gemacht. 
Vor  allem  interessiert  in  der  Motivierung  des  Entscheides  das 
Zugeständnis,  „daß  es  nicht  gelungen  sei,   das  Prinzip  des  Ge- 
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setzes  durchzuführen"  und  weiter  die  unbestrittene  Anerkennung 
des  wirtschaftlichen  Wertes  der  bekannten  Firma,  der  diesmal 
den  Interessen  des  Publikums  auf  Wahrheit  vorgezogen  wird. 
Allein  all  die  angewandte  Interpretationskunst  kann  an  der  Un- 
gesetzlichkeit der  geschützten  Firma  nichts  ändern.  Daß  Aktien- 
gesellschaften in  ihrer  Firma  ein  Nachfolgeverhältnis  anzeigen 
dürfen,  ist  vom  Gesetz  in  Art.  874  nicht  ausgeschlossen;  damit 
wird  dem  Prinzip  der  Firmenwahrheit  keineswegs  „die  Spitze 
abgebrochen".  Den  Rahmen  des  Gesetzes  verläßt  man  erst  mit 
dem  weitern  Schritt,  diesen  Zusatz  schon  in  der  bloßen  Bei- 
fügung der  frühem  Firma  zum  leeren  Wort  „Aktiengesellschaft" 
zu  erblicken,  weil  dann  vom  Publikum  nicht  ohne  weiteres  das 
Verhältnis  zur  alten  Gesellschaft  erkannt  werden  kann.  Mit  einer 
derart  verschleierten  Nachfolgeanzeige  wird  erst  der  Geist  des 
Gesetzes  verletzt.  Wohl  entspricht  der  Entscheid  den  Forderungen 
der  Praxis,  auf  das  Gesetz  aber  kann  er  sich  in  keiner  Weise 
stützen.  Die  Praxis  stand  eben  im  Gegensatz  zum  Gesetz;  eine 
Versöhnung  der  beiden  Auffassungen  konnte  auch  der  kunst- 
reichsten  Feder   nicht  gelingen. ^^^  • 

Mit  diesem  Entscheide  hatte  der  Bundesrat  den  Grundsatz  auf- 
gestellt, daß,  soweit  es  sich  um  ein  Nachfolgeverhältnis  handle, 
Namen  bestimmter  lebender  Personen  in  der  Firma  der  Aktien- 
gesellschaft Aufnahme  finden  dürfen,  wenn  nur  sonst  aus  der 
Finnenbezeichnung  der  Charakter  als  anonyme  Gesellschaft  er- 
sichtlich ist.  Eine  Zeitlang  wurde  diese  Forderung  aufrecht  er- 
halten. So  der  Rekursentscheid  des  Bundesrates  vom  3.  April 
1903  ^2)  in  Sachen  der  „Aktiengesellschaft  Franke,  Ringier  &  Cie", 
die  abgewiesen  wurde,  weil  keine  frühere  Firma  Franke,  Ringier 
&  Cie.  bestanden  habe,  sondern  dies  ein  neuer  Zusammenschluß 
der  früheren  Kommanditgesellschaft  Franke  &  Cie.,  Buchdruckerei 
und  Lithographie  in  Zofingen  mit  dem  nicht  im  Handelsregister 
eingetragenen  Paul  Ringier  und  einem  ebenfalls  nicht  eingetrage- 
nen Fritz  Brupbacher  sei.     Die  Begründung  legte  den  größten 


32)  Vergleiche  auch  die  scharfe  Kritik  F.  Fleiners.    Z.  f.  schw.  R.  XXI, 
N.  F.,  S.  158  ff.,  Fußnote. 

33)  B.  Bl.  1903,  II,  Nr.  14,  S.  537;  Salis,  II.  Aufl.,  IV,  Nr.  1647;  Locher, 
S.  72  ff. 
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Nachdruck  darauf,  daß  es  sich  im  vorliegenden  Falle  um  keine 
Umwandlung,  sondern  um  eine  ganz  neue  Personenvereinigung: 
handle.  „Nicht  eine  bestehende  Personenfirma  soll  in  der  Firma 
der  Aktiengesellschaft  Aufnahme  finden,  vielmehr  wurde  eine 
ganz  neue  Personenfirma  gebildet,  völlig  dem  Namen  der  ein- 
zelnen Aktionäre  entsprechend,  und  diese  neue  Firma  wl'^  durch 
Voranstellung  des  Wortes  „Aktiengesellschaft*'  zur  Aktienfirma 
gestempelt  werden.     Dies  ist  unzulässig". 

Bald   fiel   auch  dieae  letzte  Schranke.     Entgegen  dem  Ent- 
scheide Franke,   Ringier  &  Cie.   wurden  zugelassen:  ^^) 
Aktiengesellschaft   Rooschütz,    Heuberger  &   Co.   (S.  H.  A.  B.   No. 

182  vom  9.  Mai  1902,  S.  726). 

Bisher   waren   eingetragen: 

a)  „J.  L.  Heuberger"  in  Bern  (S.  H.  A.  B.  No.  68  vom  20.  März 

S.  273); 

b)  Kommanditgesellschaft  „Rooschütz  &  Cie."  in  Bern  (S.H.A.  B. 

No.  60  vom  25.  April  1890). 

Societe  AnonjTne  Mathey  &  Cie.  (S.  H.  A.  B.  No.  237  vom  13.  Juni 
19^4,  S.  946),  hervorgegangen  aus  der  Kommanditgesellschaft 
„Fonderie   de   Vallorbe,   Mathey   Henri   &   Cie."; 

Societä  Anonima  Botta  &  Cie.  (S.  H.  A.  B.  No.  437  vom  18.  No- 
vember 1904,  S.  1745),  entstanden  aus  der  Kollektivgesell- 
schaft „G.  B.  Botta  &  f"^*'; 

Brück  &  Wilson  Co.  A.-G.  (S.  H.  A.  B.  No.  231  vom  14.  September 

1909,  S.  1572),  eine  derartige  Firma  soll  in  New-York  exi- 
stieren: 

Nath.  H.  ßumgartz  A.-G.  (S.  H.  A.  B.  No.  287  vom  12.  No\'ember 

1910.  S.   1938),  eine   eingetragene  Firma   existierte  nicht. 
Damit    ist    heute    ein    Zustand    erreicht,    der    von   den   ein- 
schränkenden   Bestimmungen    des   Art.    873    kaum    mehr    etwas 
übrig   läßt.     Die  Aktiengesellschaften   sind   in   der   Wahl   ihrer 
Firma   frei. 

Wir  sind  mit  dem  Gang  der  Entwicklung  der  Praxis  zum 
Schlüsse  gelangt.  In  einer  kurzen  Übersicht  mag  das  gelteadie 
Recht  Jier    Praxis    zur    Darstellung    kommen. 

»^)  Wir  entnehmen  die  Beispiele  dem  Kommentar   von  Sie^mund.  S    527 
zu  Art.   873,   Anm.   5. 
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1.  Füi'  Binzelfirmen  und  die  Firmen  der  Kollektiv-  und  Fiom- 
manditgesellschaften  stellt  das  Gesetz  das  Prinzip  der  Firmen- 
wahrheit auf;  heute  kann,  gestützt  auf  den  Beschluß  von  1898 
„dem  Wunsche  einer  freieren  Firmenbildung,  insbesondere  dem 
Begehren  der  unveränderten  Fortfijhrung  einer  Firma  beim  Wech- 
sel des   Geschäftsinhabers  Rechnung  getragen   werden". 

2.  Die  Firmen  der  anonymen  Gesellschaften  dürfen  keine 
Namen  bestimmter  lebender  Personen  enthalten.  Dank  der  Ent- 
wicklung der  Praxis  sind  wir  heute  so  weit,  daß  die  anonymen 
Gesellschaften  in  der  Wahl  ihrer  Firma  auch  in  dieser  Hinsicht 
sozusagen    freie    Hand   haben. 

3.  Aus  dem  unter  1  und  2  Gesagten  geht  hervor,  daß  an  Stelle 
der  vom  Gesetz  geforderten  Firmenwahrheit,  die  naturgemäß  die 
Übertragung  einer  Firma  nicht  zulassen  kann,  die  Gestattung  einer 
beschränkten  Übertragbarkeit  der  Firma  getreten  ist. 

II.  Entwicklung  während  des  Krieges. 

Der  große  Krieg  hat  auf  allen  Gebieten  menschlichen  Lebens 
seine  Wirkung  ausgeübt.  Ebensosehr  wie  auf  militärischem,  wird 
er  auf  wirtschaftlichem  Boden  geführt,  und  daß  von  dieser  Seite 
des  Streites  auch  die  neutralen  Länder  stark  in  Anspruch  genommen 
werden,  zeigt  sich  tagtäglich.  Auch  auf  dem  Gebiete  des  Firmen- 
rechts sind  Neuerungen  gefolgt,  deren  Ursache  im  Weltkrieg 
zu  suchen  ist.  War  bis  in  die  Kriegsjahre  hinein  der  Kampf 
in  firmenrechtlichen  Fragen  vor  allem  um  die  Übertragbarkeit 
früherer  Firmen  gegangen  und  mit  einem  vollen  Sieg  Jer  Praxis 
abgeschlossen  worden,  so  liegt  die  neueste  Entwicklung  auf  ganz 
anderm  Gebiet.  Gleich  wie  der  Krieg  den  Einzelnen  in  seiner  Eigen- 
schaft als  Staatsbürger  an  Bedeutung  gewinnen  ließ,  so  sind  auch  im 
Gebiete  des  Firmenrechts  die  individualistischen  Bestrebungen  in 
den  Hintergrund  getreten.  Handel  und  Industrie  haben  ihren 
nationalen  Wert  erkannt  und  wachen  nun  eifrig  über  den  guten 
Klang,   den  schweizerische  Namen  genießen. 

Der  Boykott  der  kriegführenden  Staaten  mußte  Firmen  dieser 
Länder  verlocken,  schon  während  des  Krieges  vom  neutralen 
Boden  aus  die  Fühlung  mit  frühern,  jetzt  feindlichen  Märkten 
wieder  zu   gewinnen  und   ihren  Waren   im  harmlosen  neutralen 
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Kleide  das  Überschreiten  der  Grenze  zu  ermöglichen.  So  äußert 
sich  ein  Artikel  in  der  „Neuen  Zürcher  Zeitung"  folgender- 
maßen: 3^)  „In  der  Tat  wird  man  nicht  verkennen  können,  daß 
nach  der  Lage  der  Dinge  heute  und  in  der  nächsten  Zukunft  mehr 
als  früher  der  Anreiz  vorhanden  sein  wird,  nicht  schweizerische 
Ei'zeugnisse  als  schweizerische  auszugeben  überall  da,  wo  schwei- 
zerische Waren  leichter  Absatz  finden,  als  Produkte  des  wahren 
Ursprungslandes.  Ebensowenig  wird  man  sich  femer  der  Er- 
kenntnis entziehen  können,  daß  es  für  die  wirklich  schweizerische 
Industrie  von  entscheidender  Bedeutung  ist,  daß  allen  derartigen 
Versuchen    aufs    entschiedenste   entgegengetreten    wird". 

Nm-  ein  Weg,  den  gewollten  Erfolg  herbeizuführen,  ist  es, 
wenn  ausländische  Finnen,  die  ihren  Sitz  in  die  Schweiz  ver- 
legen, oder  Neugründungen  mit  verstecktem  oder  offenem  aus- 
ländischem Charakter  sich  einen  spezifisch  schweizerischen  An- 
strich in  der  Firma  geben.  Derartige  Verwendung  des  Schweizer- 
namens, oder  anderer  auf  die  Schweiz  hinweisender,  geographischer 
Bezeichnungen,  die  vor  allem  in  den  ersten  Kriegsfnonaten  häufig 
zu  konstatieren  waren,»«)  veranlaßte  neben  andern  Übelständen,  den 
Vorort  des  schweizerischen  Handels-  und  Industrievereins  zu  einer 
Eingabe  an  den  Bundesrat,  und  als  deren  Erfolg  ist  die  Verord- 
nung zum  Handelsregister  vom  21.  November  1916  anzusehen,^^) 

Art.  1.  „Territoriale  und  nationale  Bezeichnungen  wie  „Schwei- 
zerisch", „Zürcherisch"  usw.  dürfen  in  der  Firma  einer  juristi- 
schen Person,  und  un  Zusatz  zu  einer  nach  Art.  867,  869,  870, 
871  und'  874  0.  R.  zu  bildenden  Firma  und  zur  Firma  einer 
Zweigniederlassung  nur  dann  enthalten  sein,  wenn  ihr  Inhalt 
wahr  ist,  und  sie  zu  keiner  Täuschung  Anlaß  geben  können. 

Über  die  Zulässigkeit  derartiger  Bezeichnungen  entscheidet, 
nach  Anhörung  der  Handelsabteilung  des  Schweizerischen  poli- 
tischen Departements,  das  Schweizerische  Handelsregisterbnreau. 

^)  „Zum  Schutz  der  Marken  mit  nationalschweizerischem  Charakter",  N 
Z.  Z.,  1917,  Nr.  1855. 

»«)  N.  Z.  Z.,  Nr.  1887,  1916. 

37)  Verordnung  II  betreffend  Ergänzung  der  Verordnung  vom  6.  Mai 
1890  über  das  Handelsregister  und  das  Handelsamtsblatt  (vom  21.  November 
1916).    Amtl.  Sammlung  der  Bundesgesetze  und  Verordnungen,  XXXII,  S.  485. 
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Gegen  den  Entscheid  ist  die  Beschwerde  auf  dem  ordentlichen 
Instanzenwege    vorbehalten". 

Die  Verordnung  und  ebenso  das  erläuternde  Kreisschreiben 
des  Bundesrates  an  die  Kantonsregierungen  2^)  geben  keine  Defi- 
nition dessen,  was  hier  unter  Wahrheit  zu  verstehen  ist.  Die 
frühere  Praxis  ging  in  der  Beurteilung  nationaler  und  geographi- 
scher Bezeichnungen  vom  Territorialitätsprinzip  aus.  Entscheidend, 
ob  ein  derartiger  Zusatz  angebracht  sei,  war  der  Sitz  der  Firma. 
Hatte  eine  ausländische  Firma  ihr  Unternehmen  auf  Schweizer- 
boden, so  wurden  schweizerische  Firmenbezeichnungen  als  zu- 
lässig betrachtet.  Der  Krieg  hat  auch  hier  zu  einer  Wandlung 
der  Anschauungen  geführt.  Die  Nationalität  des  Firma-Inhabers, 
die  Frage  nach  den  Quellen,  aus  denen  die  Mittel  des  Unter- 
nehmens fließen,  haben  an  Bedeutung  gewonnen,  und  heute  wird 
ein  Unternehmen  vor  allem  von  diesen  Gesichtspunkten  aus  an- 
gesehen und  eingeschätzt.  Das  Territorialitätsprinzip  hat  dem 
Personalitätsprinzip  Platz  gemacht.  Daß  auch  die  Verordnung  II 
auf  diesem  Boden  steht,  geht  aus  ihrer  Entstehungsgeschichte 
hervor  und  wird  durch  weitere  Artikel  der  Verordnung  bewiesen, 
in  denen  bei  allen  Personen,  die  ins  Handelsregister  einzutragen 
sind,  d^r  Hauptnachdruck  auf  die  Angabe  der  Nationalität  gelegt 
wird. 

Die  bundesrätliche  Verordnung  wurde  von  den  inter^- 
sierten  Kreisen  freudig  begrüßt;  ihr  Nachteil  liegt  nur  darin, 
daß  sie  keine  rückwirkende  Kraft  besitzt.  Bei  der  heutigen  Lage 
der  Dinge  muß  eine  nationale  oder  territoriale  Bezeichnung  in 
einer  Firma  immer  erst  daraufhin  geprüft  werden,  ob  ihre  Ent- 
stehung in  die  Zeit  vor  oder  nach  Inkrafttreten  der  Verordnung  II 
fällt.  Ein  derartiger  Zustand  der  Unsicherheit  liegt  sicherlich 
nicht  im  Interesse  unseres  Handels,  „der  Wert  solcher  Bezeich- 
nungen wird  für  den  Schweizer-Kaufmann  gering  bleiben,  solange 
im  Handelsregister  ausländische  Firmen  national-schweizerische 
Firmenzusätze  tragen.  Sie  werden  immer  auf  geringschätzende 
Anzweiflung  stoßen,  der  eine  gewisse  Berechtigung  nicht  abge- 
sprochen werden  kann".^^) 

38)  Abgedruckt  in  N.  Z.  Z.,  Nr.  1887,  1916. 

»9)  A.  R.  „Handelsregister  und  Firmenwahrheit",  N.  Z.  Z.,  Nr.  183,  1918. 
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Die-  zweite  firmenrechtliche  Neuerung  der  Verordnung  bezieht 
sich  allgemein  auf  die  Zusätze  bei  Personenfirmen  und  ordnet  an, 
daß  diese  nur  am  Schluß  der  eigentlichen  Firma  Platz  finden 
dürfen.  Ihre  Ursache  hat  diese  Bestimmung  darin  „daß  bei 
Einzel-,  Kollektiv-  und  Kommanditgesellschaften  der  Gebrauch 
aufgekommen  ist,  an  sich  erlaubte  Zusätze  zu  Firmen  diesen  letz- 
tern voranzustellen.  Damit  wird  im  Geschäftsverkehr  vielfach 
der  Irrtum  erweckt,  es  handle  sich  um  Unternehmungen  größerer 
anonymer  Gesellschaften.  Und  in  nicht  wenig  Fällen  kann  man 
sich  dem  Bindruck  nicht  entziehen,  daß  dabei  eine  Absicht  zu 
täuschen    vorliegt".*^) 


Der  Verfasser  sucht  dem  Übelstand  dadurch  zu  begegnen,  daß  er  derartige  Be- 
zeichnungen unter  die  Angaben  über  die  Natur  des  Geschäftes  subsummiert. 
Die  Registerführer  und  Aufsichtsbehörden  sind  in  der  Auslegung  des  letztern 
Begriffes  frei,  und  können  nach  den  heutigen  Anschauungen  dazu  gelangen, 
zur  Natur  eines  Geschäftes  jedes  Merkmal  zu  zählen,  sodaß  auch  die  Natio- 
nalität des  Eigentümers  und  der  Sitz  des  Geschäftes  unter  Angaben  über  Natur 
des  Unternehmens  fallen  würden.  Derartige  Angaben  dürfen  nach  einem  Rekurs- 
entscheid des  Bundesrates  (S.  H.  A.  B.  vom  29.  Mai  1889,  Nr.  53,  S.  375)  nur 
eingetragen  werden,  wenn  sie  der  Wirklichkeit  entsprechen,  und  die  Eintragung 
notorisch  unrichtiger  Tatsachen  muß  verweigert  werden;  anderseits  liegt  es 
in  der  Kompetenz  der  Aufsichtsbehörden,  ungerechtfertigt  eingetragene  An- 
gaben löschen  zu  lassen.  So  ergibt  der  Rekursentscheid,  in  Verbindung  mit 
Art.  1  der  Verordnung,  die  rechtliche  Grundlage,  alle  nationalen  Firraen- 
zusätze,  die  den  heutigen  Anschauungen  nicht  gerecht  werden,  zu  streichen. 
—  Die  Schlüsse  sind  nicht  zu  beanstanden.  Allein,  wenn  sich  die  Verordnung 
selbst  keine  rückwirkende  Kraft  beimißt,  so  dürften  sich  Streichungen,  die 
gemäß  den  obigen  Ausführungen  vorgenommen  würden,  kaum  aufrecht  erhalten 
lassen.  Die  Verordnung  scheint  nur  für  die  außerordentlichen  Zeiten  erlassen 
zu  sein;  so  lange  die  obersten  Behörden  diesen  Grundsatz  vertreten,  müssen 
„die  heutigen  Anschauungen''  bei  früher  eingetragenen  Firmen  versagen. 
*0  Kreisschreiben,   N.   Z.   Z.,   Nr.    1887   (1916). 
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II.  TEIL 

Kritik  der  firmenrechtlichen  Systeme 
und  Revisionsvorschläge. 


5.    Der  Begriff  der  Firma. 


Wenn  wir  die  Gestaltung  des  Firmenrechts  in  den  verschie- 
denen Gesetzgebungen  vergleichen,  wie  es  das  eine  mal,  gestützt 
auf  das  Prinzip  der  Firmenwahrheit,  die  Firma  wenn  immer  mög- 
lich mit  dem  bürgerlichen  Namen  des  Kaufmanns  in  Einklang 
bringen  will,  wenn  auf  der  andern  Seite,  auf  den  Grundsätzen 
der  Firmenfreiheit  basierend,  die  Wahl  der  Firma  jedem  frei 
steht  und  der  Inhaber  ganz  fremde  Namen  in  seiner  Firma  bringen 
darf,  s()  scheint  es  auf  den  ersten  Blick  unmöglich,  hier  den 
einheitlichen  Begriff  zu  finden.  Dieser  Ansicht  ist  Locher,^) 
der,  je  nachdem  die  verschiedenen  Staaten  ihr  Firmenrecht  for- 
mulieren, auf  verschiedene  Auffassungen  über  das  Wiesen  der 
Firma  schließt.  Wir  glauben  dagegen,  daß  in  den  verschiedenen 
Ländern  der  Begriff  nicht  verschieden  gefaßt  werden  kann;  der 
Unterschied,  den  die  einzelnen  Gesetzgebungen  bieten,  liegt  darin, 
daß  die  Momente  des  Begriffes  der  Firma  ungleich  betont  wer- 
den. 2)  Den  Weg,  hier  Klarheit  zu  gewinnen,  bietet  uns  die  Ent- 
wicklung in  Theorie  und  Gesetzgebung. 

Der  Ausdruck  „Firma"  leitet  sich  ab  aus  „firmare'*,  d.  h.  eine 
Urkunde  bestätigen,  sei  es  durch  Auflegen  der  Hände,  sei  es  durch 


1)  Locher,  a.  a.  0.,  S.  80  ff. 

2)  Gleicher    Ansicht   Simon   in   Z.    H.    R.    24,   S.    14   ff. 
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Unterzeichnung.^^)  Die  Anfänge  des  Rechtsinstituts  der  Firma  finden 
sich  im  späten  Mittelalter  bei  den  Handelsgesellschaf  ten.  Die  Gesell- 
schaftsfirma, der  sametname,  der  sich  aus  dem  Namen  eine» 
Gesellschafters  und  einem  Zusätze,  der  auf  die  übrigen  Gesell- 
schafter hinweist,  zusammensetzt,  ist  die  abgekürzte  Bezeich- 
nung aller  Socien  (N.  N.  et  sua  societas;  N.  N.  cum  sua  socie- 
tate).^) 

Wie  verschieden  man  die  Bezeichnung  auffaßte,  mag  der 
folgende  kurze  Überblick  über  die  Behandlung  dieser  Frage  in  der 
deutschen  Rechtsliteratur  zeigen.^)  Die  altern  deutschen  Au- 
toren'^) behandelten  die  Firma  als  Rechtssubjekt  und  erblickten 
üi  ihr  den  Träger  von  Rechten  und  Verpflichtungen.  Durch' 
die  Geschäfte,  die  der  Kaufmann  unter  der  Firma  abschließt, 
wird  sie  verpflichtet  oder  berechtigt.  Diese  Auffassung,  dia 
in  der  Firma  eine  juiistische  Person  erblickte,  fand  nirgends 
Eingang  in  eine  Kodifikation  und  wurde  heftig  bekämpft.  „Sie 
(die  Firma)  ist  nur  der  Name,  unter  dem  Geschäfte  betrieben 
werden;  sie  ist  auf  den  kaufmännischen  Geschäftsbetrieb  be- 
schränkt, woraus  folgt,  daß  sie  nicht  die  juristische  Person 
sein  kann*'.')  „Die  Firma  kann  als  eine  von  ihrem  Träger 
und  Eigentümer  verschiedene  Persönlichkeit  nicht  angesehen  wer-^ 
den;  vielmehr  ist  die  Firma  als  solche  ein  in  der  Luft  schwebendes, 
gar  nicht  greifbares  Ding,  und  nur  die  physische  Person  des 
Inhabers  der  Firma  erscheint  als  das  eigentliche,  die  Firma 
repräsentierende  Rechtssubjekt,  welches  allein  nur  in  den  die 
Firma  betreffenden  Rechtsgeschäften  sowohl  in  Anspruch  ge- 
nommen werden,  als  klagend  auftreten  kann".^)  Eine  vermit- 
telnde Theorie  stellte  Kuntze^)  auf,  der  der  Firma  die  juristische 
Persönlichkeit  absprach,  ihr  dagegen  eine  sogenannte  „kaufmän- 

3)  Pisko    a.  a.  0.,  S.  277. 

*)  Rehme.   a.   a.   0.,   S.    160;  vergl.   Cohn   Geo.,   a.   a.   0.,   S.   24. 

^)  VergL    zum   folgenden:  Locher,   a.   a.    0,,   S.   81   ff. 

«)  So  Hassenpflug  u.  A.  Tabor,  zit.  nach  Locher,  S.  81,  Anmerkung.. 
Vergl.  auch  Busch  Archiv,  I,  S.   195. 

')  BuscL  in  seinem  Archiv,  I,  S.  195. 

«)  Appellatioa^gericht   Eisenach   1859,   zit.   n.   Locher,   a.   a.   0.,   S.   83. 

»)  Kuntze,  Prinzip  und  System  der  Handelsgesellschaften,  in  Z.  H,  R.  6^ 
S.  198  ff. 
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nische  Persönlichkeit"  zugestand.  Diese  kaufmännische  Persön- 
lichkeit, ein  Mittelding  zwischen  juristischer  und  physischer  Person, 
käme  nur  im  Handel  vor  und  wäre  direkt  rechtsfähig. 

Das  allgemeine  Deutsche  Handelsgesetzbuch  machte  der  Un- 
klarheit ein  Ende  und  definierte  die  Firma  als  den  Namen  des 
Kaufmanns,  unter  dem  er  im  Handel  seine  Geschäfte  betreibt 
und  die  Unterschrift  abgibt.  (A.  H.  G.  B.  Art.  15.)  Die  gleiche 
Definition  übernahm  auch  das  neue  Deutsche  Handelsgesetzbuch 
in  Art.  17,  Abs.  1. 

„Die  Firma  des  Kaufmanns  ist  der  Name,  unter  dem  er  im 
Handel   seine   Geschäfte   betreibt   und   die   Unterschrift   abgibt". 

Diese  Auffassung  der  Firma  als  „reiner  Personenname"  fand 
jedoch  sofort  ihre  Gegner,  und  wird  hauptsächlich  von  Eindemann 
bekämpft,  der  den  Begriff  folgendermaßen  definiert:  ^°)  „Die 
Firma  ist  der  Name,  unter  welchem  der  Kaufmann  seine  Geschäfte 
betreibt  und  die  Unterschrift  abgibt,  also  der  Name  des  Ge- 
ischäites".  Vermittelnd  meint  von  Völderndorff:^')  „Die  Firma 
könnte  demzufolge  (da  sie  der  Name  ist,  unter  dem  der  Kauf- 
mami  seine  Geschäfte  betreibt)  allerdings  als  der  Name  des  kauf- 
männischen Geschäftes  bezeichnet  werden,  aber  nur  indem  sie 
der  Name  des  Inhabers  in  seiner  Stellung  als  Prinzipal  des  Ge- 
schäftes ist". 

Auf  den  gleichen  Boden  wie  Bndemann  stellt  sich  Locher,^-) 
der  die  Firma  als  „das  äußere  Zeichen,  den  Namen,  den  der 
Kaufmann  seinem  Geschäfte  gibt",  definiert.  Er  begründet  seine 
Ansicht  damit,  daß  vor  allem  auf  die  Auffassung  abzustellen 
.sei,  die  die  Kaufleute  von  der  Firma  haben.  Der  Kaufmann 
betrachtet  die  Firma  als  Geschäftsnamen.  Durch  ihren  Gebrauch 
bei  Willenserklärungen,  Rechtsakten  und  Urkundenausstellung 
drückt  er  aus,  daß  diese  für  das  Geschäft  wirksam  sein  sollen. 
Deutlicher  als  aus  der  Binzelfirma  ergibt  sich  aus  den  Finnen 
der  persönlichen  Handelsgesellschaften,  daß  die  Firma  Geschäfts- 
name sei  und  nicht  Personenname  sein  kann.  Wenn  sich  A 
xmd  B  und  C  vereinigen  zu  einer  Kollektivgesellschaft,  mit  dem 

^0)  Endemann,   Das  deutsche  Handelsrecht,   S.   62. 

11)  Von  Völderndorff,  in  Endemann's  Handbuch,  I,  S.  192/93. 

12)  Locher,   a.   a.   0.,  S.   102  ff. 
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Zweck  ein  Handelsgeschäft  zu  betreiben,  so  hat  jeder  der  drei 
Gesellschafter  das  Recht,  diese  Firma  zu  führen,  unter  ihr  Rechte, 
zu  erwerben  und  Verbindlichkeiten  emzugehen.  Nun  heißt  aber 
weder  der  A,  noch  der  B,  noch  der  C  „A  B  &  Cie."  Die  Firma 
ist  also  nicht  Personenname,  sondern  ein  kaufmännischer  Namie*, 
der  dem  Geschäft  gegeben  wird,  also  Geschäftsname.  Die  FirmÄ 
ißt,  ebenso  wie  der  persönliche  Name  von  der  Person,  als  unzer- 
trennlich von  der  Handlung  oder  dem  Geschäft,  welches  unter 
ihr  vom  Kaufmann  geführt  wird,  anzusehen. 

In  einer  Hinsicht  haben  diese  Autoren  unbedingt  recht. 
Die  Firma  kann  nicht  als  reiner  Personenname  betrachtet  werden; 
sie  steht  immer  im  Zusammenhang  mit  einem  einzelnen  Geschäft, 
das  unter  ihr  betrieben  wird.  Dies  ergibt  sich  schon  aus  der 
Möglichkeit,  daß  ein  Kaufmann  verschiedene  Handelsgewerbe  unter 
verschiedenen  Firmen  führen  kann.^^) 

Ebenso  weisen  wir  aber  die  Ansicht  zurück,  daß  die  Firma 
Geschäftsname  sei.  Wenn  Locher  aus  dem  Umstand,  daß 
die  Firma  „A  B  &  Cie."  einer  Kollektivgesellschaft  von  den 
Mitgliedern  A,  B  und  C  einzeln  gebraucht  werden  kann,  schließt, 
daß,  da  weder  A  noch  B  noch  C  „A  B  &  Cie."  heißen,  die  Firma 
nicht  Personenname,  sondern  Geschäftsbezeichnung  sei,  so  müssen 
wir  dieser  Auffassung  entgegenhalten,  daß  A,  B  und  C  mit  der 
Anwendung  der  Firma  nicht  im  eigenen,  sondern  im  Namen 
der  Gesellschaft  handeln.  „A  B  &  Cie."  ist  eben  der  Name  der 
Kollektivgesellschaft.  Nun  ist  allerdings  die  Kollektivgesellschaft 
keine  juristische  Person,  und  streng  gefaßt  dürfte  daher  „A 
B  ^-  Cie."  nicht  als  Personenname  bezeichnet  werden,  aber  die 
Behandlung  der  Kollektiv-  und  Kommanditgesellschaft  als  Ge- 
meinschaft hat  zu  einer  „so  weitgehenden  Verselbständig ung  der 
Einheit,  zu  einer  so  starken  Einheitsbehandlung  geführt,  daß 
sie  im  praktischen  Ergebnis  sich  den  juristischen  Personen 
nähem".^^)  Aus  der  Firma  der  persönlichen  Handelsgesellschaften 
kann  nicht  bewiesen  werden,  daß  die  Firma  Geschäftsname  sein 
müsse.  —    Eb  kann  ein  Kaufmann  sein  Geschäft  veräußern  und 


^°)  Pisko.   a.   a.   0.,   S.   279;  Siegmund,   Kommentar,   S.   502,   Anm.   4. 
^*)  Egger,   Kommentar  zum  Z.  G.   B.,   Personenrecht,  S.  173,  2b. 


^ss^.m^'^^g!^/'ik':^fj^:-^^^im 


/ 


♦ 


I 


—    39    — 

unter  der  alten  Firma  ein  neues  Geschäft  eröffnen,  i^)  Aus  diesem 
Umstände  muß  geschlossen  w^erden,  daß  die  Firma  nicht  ein- 
seitig Geschäftsname  sein  kann.  Zum  gleichen  Resultate  gelangen 
wir,  wenn  wir  die  Firma  im  Prozeß  betrachten.  Wird  im  Prozeß 
eine  Partei  mit  ihrer  Firma  bezeichnet,  so  ist  nicht  der  jeweilige 
Inhabej-  dieser  Firma  Prozeßpartei.  Beklagter  ist  derjenige,  der 
zur  Zeil  der  Überreichting  der  Klage  Inhaber  der  Firma  war; 
Kläger  derjenige  Inhaber  der  Firma,  der  die  Klage  überreicht 
hat.^'^)  Wird  während  des  Prozesses  eine  Firma  übertragen,  so 
hat  der  neue  Erwerber  kein  Recht,  in  den  Prozeß  einzutreten, 
er  ist  nicht  Partei  geworden. ^^) 

Die  vom  deutschen  H.  G.  B.  aufgestellte  Definition  der  Firma 
als  Name  des  Kaufmanns,  unter  dem  er  im  Handel  seine  Geschäfte 
betreibt,  ist  zu  weit  gefaßt.  Sie  läßt  außeracht,  daß  ein  Kauf- 
mann mehrere  Firmen  führen  kann,  daß  die  Anschauung  des 
Verkehrs  in  der  Firma  nicht  nur  den  Namen  für  alle  kaufmän- 
nischen Beziehungen  ihres  Inhabers,  sondern  die  Bezeichnung 
eines  konkreten  Geschäfts  erblickt. ^'')  Die  Firma  ist  nicht  der 
Handelsname,  sie  ist  ein   Handelsname  des  Kaufmanns.^^) 

Die  Firma  ist  der  Handelsname  des  Kaufmanns 
im  Betriebe  eines  bestimmten  Geschäftes.  Mit  die- 
ser Auffassung  vom  Wesen  der  Firma  stehen  wir  nicht  allein. 
Ehrenberg-")  bezeichnet  die  Firma  als  „ein  abgekürztes  Ver- 
fahren für  die  Abgabe  einer,  bei  der  Vornahme  von  Rechte 
geschäften  häufig  notwendigen  Erklärung,  nämlich,  daß  eine  ge- 
wisse Handlung  in  den  Komplex  eines  bestimmten  Handelsgewerbes 
fallen  solle".  Pisko -i)  faßt  die  Fii-ma  auf  als  „den  Namen,  den 
der  Kaufmann  für  den  Betrieb  eines  bestimmten  Handelsgewerbes 
annimmt".  Auch  das  schweizerische  Bundesgericht  stellt  sich 
auf   diesen    Boden,   wenn   es   die   folgende   Definition  der   Firma 

1-^)  Ehrenberg  in  Z.  H.  R.  28,  S.  25. 

^^)  Pisko.  a.  a,  0.,  S.  282;  vergl.  auch  Staub,  Kommentar  üu  §  17, 
Anm.  31   f.,  S.   123  f. 

^')  Pisko.    a.    a,    0.,    S.    283;    vergl.    auch    Staub,    Kommentar    zu    §    17, 
18)  Cohi.    L.,    zum   Begriff   der   Firma;    Gruchot   42,    S.    46    ff. 
i"0  Gleicher   Ansicht   G.   Cohn,   Arch.    f.    b.   R.   XII,    S.   204   oben. 
20}  Ehrenberg,   a.   a.   0.,   S.   52. 
21)  Pisko,    a.    a.   0.,    S.   279. 
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gibt:    „Firma   im   juristischen   Simi   ist  der   Name,   welchen   ein 
Geschäftsinhaber   in    seinem    Geschäfte    sich    beilegt". 22) 

Der  Geschäftsherr,  der  Kaufmann  einerseits,  das  Geschäft 
andererseits  bilden  die  Momente,  aus  denen  sich  der  Begriff 
der  Firma  zusammensetzt.  Je  nachdem  sich  die  einzelnen  Gesetz- 
gebungen zu  den  verschiedenen  Prinzipien  der  Firmenwahrheit 
und  der  Firmenfreiheit  bekannt  haben,  betonen  sie  mehr  das 
eine  oder  andere  Moment,  oder  suchen,  im  Prinzip  der  Firraen- 
übertragbarkeit    beiden    Bedürfnissen    gerecht    zu    werden. 


§  6.    Das  System  der  Firmenwahrheit. 


I.  Dieses  System  verlangt,  daß  die  Firma  immer  den  tatsäch- 
lichen Verhältnissen  entspreche.  Aus  ihr  soll  auf  den  Inhaber 
geschlossen  werden  können,  das  Publikum  soll  keiner  Täuschung 
über  den  durch  die  Firma  verpflichteten  Kaufmann  unterliegen. 
Die  Ausbeutung  des  Rufes  gut  eingeführter,  solider  Firmen  durch 
Nachfolger,  welche  auf  ganz  anderer  Basis  wirtschaften  als  die- 
jenigen, welche  der  Firma  ihr  Ansehen  erworben  haben,  die  Bil- 
dung von  Reklamefirmen,  die  Nachahmung  renommierter  Firmen 
zum  Zwecke  der  Täuschung  des  Publikums,  die  Erschleichung 
von  Gesellschaftsfirmen  durch  Einzelkaufleute  (Assoziation  ledig- 
lich zum  Zwecke  der  Erlangung  einer  Gesellschaftsfirriia),  sind 
Erscheinungen,  denen  man  mit  dem  System  der  Firmenwahrheit 
entgegentreten    will.-^) 

Es  ist  die  Schweiz,  die  dieses  System  am  strengsten  durch- 
geführt hat.  Am  nächsten  kommt  ihr  Frankreich;  jedoch  kennt 
dieses  Land  die  Einzelfirma  nicht  und  bezieht  sein  Firmenrecht 
nui'  auf  Gesellschaften.  Die  Entwicklung  des  schweizerischen 
Rechtes  haben  wir  dargestellt;  es  ist  interessant,  auch  auf  die 
Geschichte  des  französischen  Firmenrechts  einen  Blick  zu  werfen. 

22)  B.  B.  G.  XVII,  S.  512  ff.;  vergl.  auch  Gierke,  a.  a.  0.,  S.  25. 
„Di«?  Firma  ist  ein,  vom  bürgerlichen  Namen  verschiedener  Name  des  Kauf- 
manns  als   Geschäftsinhaber*'. 

23)  Düringer-Hachenburg,    Kommentar,    Bd.    I,    S.    205. 
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Frankreich-*)  besitzt  bis  heute  kein  Handelsregister.  Die 
Gesellschaften  melden  ihre  Firma  dem  zuständigen  Handelsgerichte 
an.  Die  Publikation  geschieht  in  einem  zu  gesetzlichen  Anzeigen 
befugten  Blatte.  In  Bezug  auf  Kollektiv-  und  Kommanditgesell- 
schaften gilt  das  Prinzip  der  Finnenwahrheit  unter  gleichen  Vor- 
schriften, wie  sie  unser  Obligationenrecht  aufstellt.  Anonyme 
Gesellschaften  dürfen  in  ihrer  Firma  keine  Personennamen  führen, 
sie  sollen  ihren  Namen  vom  „Objet  de  leur  entreprise"  wählen. 
Die  Übertragung  von  Gesellschaftsfirmen  ist  unstatthaft,  gestat- 
tet sind  nur  auf  die  Nachfolge  hinweisende  Zusätze.  Die  Ent- 
wicklung geht  hier  älinliche  Wege  wie  im  schweizerischen  Recht, 
in  der  Praxis  werden  die  strengen  Bestimmungen  des  Gesetzes 
häufig  umgangen.  Der  Beweggrund  ist  immer  der  gleiche,  man 
will  die  alte  Firma,  die  ihren  guten  Ruf  hatte,  beibehalten.  Die 
französische  Praxis  ist  in  der  Verfolgung  dieses  Zieles  auf  den 
Ausweg  verfallen,  neben  der  neuen  Firma  die  alte  renom- 
mierte Firma  als  „Enseigne"  beizubehalten,  und  zwar  so,  daß  die 
Enseigne  vollständig  in  den  Vordergrund  tritt.  So  führt  die 
Firma  „Werle  &  Go."  die  Enseigne  „Veuve-Cliquot-Pousordin", 
die  Firma  „Chandon  &  Cie."  die  Enseigne  „Moet  &  Chandon'\ 

Die  Enseigne  selbst  leitet  sich  her  vom  Gasthof schild 
und  gilt  in  Deutschland  und  der  Schweiz  noch  heute  als  Bezeich- 
nung für  das  Geschäftslokal.  Sie  untersteht  nicht  dem  Firmen- 
recht,  sondern  wird  nach  den  Grundsätzen  über  den  unlautern 
Wettbewerb  behandelt.  In  Frankreich  hat  sich  der  Begriff  der 
Enseigne  nicht  so  streng  von  Firma  und  Marke  geschieden  ge- 
halten. Dies  mag  seinen  Grund  im  Bestreben  der  Kaufleute 
haben,  die  alte  renommierte  Firma,  trotzdem  sie  nur  Enseigne 
ist,  an  erste  Stelle  zu  setzen.  Riviere  äußert  sich  in  seinen 
Pandectes  francaises:-^)  „II  est  ä  remarquer,  que  le  commercant 
a  au  moins  trois  moyens  ä  sa  disposition  pour  faire  reconnaitre 
au  public  sa  maison  et  ses  produits:  sa  marque,  son  nom  com- 
mercial,    son   enseigne.     Mais   ses   trois  agents   de   publicite   se 

24)  Vergl.    zum   folgenden:  Locher,   a.   a.    0.,   S.    7   ff.;   Siegmund,    Kor- 
referat, S.  574  ff.;  Burckhardt,  a.  a.  0.,  S.  515.    Riviere,  Pandectes  frauQaise« 
Bd.   41,   S.   781   ff. 

25)  Riviere,   a.   a.   0.,   S.   781.   Note  4. 
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confondent  bien  souvent,  Texemple  suivant  le  fait  bien  saisir: 
Uli  commercant  appose  sur  chacun  de  ses  produits  une  Vignette 
representant  un  chinois,  cela  constitue  une  mai'que.  S'il  place 
cette  Vignette,  plus  ou  moins  agrandie,  au  sommet  de  sa  boutique, 
cela  devient  une  enseigne,  enfin,  la  denomination  „Au  Chinois*^ 
prise  independamment  de  toute  forme  distinctive  pourra  con- 
stituer  un  nom  commercial". 

Wenn  wii*  die  Entwicklung  des  Finnenrechts  in  Frankreich 
und  in  der  Schweiz  vergleichen,  so  zeigt  sich  übereinstimmend, 
daß  die  Kaufleute  in  beiden  Ländern  sich  dem  Verbot  der  Über- 
tragbarkeit der  Firma  nicht  unterordnen  wollen  und  mit  allen 
Mitteln  versuchen,  dieses  Hindernis  zu  umgehen.  Es  muß  in 
diesem  Verbote  der  Übertragung  ein  Moment  liegen,  das  dem 
Begriff  der  Firma  nicht  gerecht  wird.  Wir  haben  oben  die 
Fiima  definiert  als  den  Handelsnamen  des  Kaufmanns  in  Bezug 
auf  ein  bestimmtes  Geschäft.  Das  System  der  Firmen  Wahrheit 
in  seiner  Forderung,  die  Firma  müsse  den  Namen  eines  Gesell- 
schafters oder  des  Einzelkaufmanns  enthalten  und  demzufolge 
sei  Übertragung  ausgeschlossen,  betont  ausschließlich  das  Ver- 
hältnis der  Firma  zum  Inhaber  und  nimmt  keine  Rücksicht  auf 
die  Beziehungen,  die  zwischen  Firma  und  Geschäft  bestehen. 
In  dieser  einseitigen  Stellung,  in  der  Nichtachtung  tatsächlicher 
Beiiürfnisse  liegt  der  wunde  Punkt  des  Prinzips;  dieser  Aus- 
schließlichkeit ist  es  zu  verdanken,  daß  die  Praxis  in  ihrer 
entgegengesetzten    Entwicklung  siegreich   war. 

IL  Interessen  der  öffentlichen  Ordnung  sollen  die  Anwen- 
dung der  Finnen  Wahrheit  fordern.  Darunter  kann  nichts  anderes 
verstanden  werden,  als  daß  das  Publikum  ein  Interesse  habe, 
daß  die  Firmen  wahr  seien.   Im  Gegensätze  dazu  behaupten  wir,  daß 

1.  diese  Interessen  zum  Teil  gar  nicht  vorhanden,  zum  Teil 
untergeordneter  Natur  sind  und  in  gar  keinem  Verhältnis  stehen 
zu  den  tiefen  Eingriffen,  die  das  System  der  Firmenwahrheit  mit 
sich  bringt, 

2.  es  in  Wirklichkeit  gar  nicht  möglich  ist,  das  Prinzip  rest- 
los durchzuführen. 


^- 


Y 


ä 


—    43    — 

1.  A.  Das  Publikum,  das  mit  dem  Kaufmann  und  seinem  Geschäft 
in  Kontakt  kommt,  teilt  sich  einerseits  in  die  Gläubiger  des  Ge- 
schäftes, andererseits  in  seine  Kundschaft.  Gläubiger  und  Kunden 
sollen  ein  Interesse  daran  haben,  daß  die  Firma  den  Namen 
des  Geschäftsinhabers  erkennen  lasse. 

a)  Die  Gläubiger.  Daß  für  einen  Kreditgeber  in  seiner 
Beurteilung  der  Kreditwürdigkeit  die  Person  des  Geschäftsinhabers 
die  Hauptrolle  spielt,  ist  einleuchtend.  Vom  Leiter  hängt  es 
ab,  ob  ein  Geschäft  in  die  Höhe  komme,  bekannt  werde  und  so 
eine  große  Kundschaft  erhalte.  Daß  aber  ein  Interesse  des 
Gläubigers  bestehe,  schon  aus  der  Firma  den  Inhaber  zu  erkennen, 
weisen  wir  zurück.  „Es  ist  eine  ganz  irrige  Vorstellung,  daß 
in  der  Handelswelt  nur  auf  die  Finna  gesehen  werde,  nicht  auf 
die  einzelnen,  mit  denen  unter  dieser  Firma  kontrahiert  wird. 
Vielmehr  weiß  die  handelnde  Welt  recht  gut,  wer  Teilhaber  einer 
Firma  ist".-*^)  Bevor  der  Gläubiger  Kredit  gewährt,  wird  er  sich 
über  die  ganze  Natur  des  Geschäftes  informieren  müssen;  da 
würde  ihm  auch  eine  wahrheitsgetreue  Firma  nicht  genügend 
Aufschluß  geben,  vielmehr  müßte  er  zu  seiner  Belehrung  unter 
allen  Umständen  das  Handelsregister  zu  Rate  ziehen.  Handels- 
register und  Handelsamtsblatt  teilen  jede  Änderung  einer  Rrma 
mit.  Der  vorsichtige  Kreditgeber  hat  also  Gelegenheit,  sich 
ohne  große  Mühe  an  diesen  Stellen  zu  informieren.  Eine  Not- 
wendigkeit, daß  auch  die  Firma  ihm  hierüber  Aufschlüsse  gebe, 
besteht  nicht.  Verläßt  sich  aber  ein  Gläubiger  auf  die  äußere 
Erscheinung  der  Firma,  ohne  sich  im  Handelsregister  von  der 
Richtigkeit  zu  überzeugen,  so  mag  er  die  Folgen  seines  Leicht- 
sinns selbst  tragen.  Ihm  zu  liebe  das  gegm  die  Interessen  der 
Kaufmannschaft  gehende  Prinzip  der  Fii*menwahrheit  zu  ver- 
langen,   entbehrt   jeder   Berechtigung. 

b)  Die  Kundschaft.  Auch  ein  berechtigtes  Interesse 
der  Kundschaft  an  einer  wahrheitsgetreuen  Firma  kann  nicht 
behauptet  werden.  Es  ist  eine  bekannte  Erscheinung,  daß  es 
nicht  immer  die  Geschäfte  mit  gut  beleumdeten  Inhabern  sind. 


-6j  Anonymus  in  Elvers  Themis  I,  A.   515  ff.,   zit.   nach  Simon,   Z.  H.  R. 
24,  S.  148. 
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die  den  größten  Zulauf  haben.  Vielmehr  läßt  sich  die  ^oße 
Menge  durch  Reklame  und  äußere  Aufmachung  blenden  und 
anlocken  und  fragt  nicht  nach  dem  Leiter  des  Geschäftes.  Ander- 
seits würde,  wenn  sich  ein  Geschäft  unter  einer  Firma  seinen 
Ruf  erworben  und  gute,  bleibende  Kundschaft  gewonnen  hat, 
die  Änderung  der  Firma  beim  Wechsel  des  Inhabers  eine  unnötig« 
Beunruhigung  der  Kundschaft  bedeuten;  es  liegt  ja  im  ureigensten 
Interesse  des  neuen  Inhabers  selbst,  das  Geschäft  auf  der  alten 
Höhe  zu  erhalten  und  sich  so  die  frühere  Kundschaft  weiterhin 
zu  sichern.  Ein  Bedürfnis  der  Kunden,  aus  der  Firma  den  Inhaber 
zu  erkennen,  ist  nicht  vorhanden.  Zudem  haben  sich  heute  die 
frühem  Zustände,  in  denen  zwischen  Kaufmann  und  Kundschaft 
eüi  innigeres  Verhältnis  bestand,  geändert.  Während  früher  das 
Publikum  den  Inhaber  des  Geschäftes  kannte  und  so  ein  gewisses 
Int-eresse  haben  konnte,  von  Veränderungen  in  der  Führung  des 
Geschäftes  unterrichtet  zu  werden,  so  kennt  es  heute  in  den  meisten 
Fällen  nui*  noch  das  Geschäft,  der  Inhaber  selbst  ist  ihm  gleich- 
gültig. 


b 


B.  Diesen  behaupteten  Bedürfnissen  des  Publikums  aber  stehen 
die  wohl  berechtigten  Interessen  der  Kaufleute  zur  Beibehaltung 
einer  alten  Firma,  mit  andern  Worten  zur  Nichtanwendung  der 
Firmenwahrheit,  gegenüber.  Die  Firma  ist  es,  unter  der  ein 
Geschäft  bekannt  ist;  unter  der  Firma  tritt  der  Kaufmann  in  den 
Konkurrenzkampf.  Muß  nun  beim  Wechsel  des  Geschäftsinhabers 
die  Firma  abgeändert  werden,  so  gehen  damit  alle  Vorteile, 
die  in  dem  guten  Klang  der  alten  Firma  lagen,  verloren.  Aller- 
dings gestatten  ja  die  Gesetzgebungen  der  Schweiz  und  Frank- 
reichs, in  einem  Zusatz  auf  die  Nachfolge  hinzuweisen;  diese 
Hülfe  wird  aber  von  der  Geschäftswelt  als  wenig  wirksam  be- 
trachtet. In  der  Firma  liegt  eine  Art  von  Reklame,  und  wie 
das  Plakat  das  beste  ist,  das  möglichst  kurz  und  augenfällig 
seinen  Inhalt  anzeigt,  so  fällt  auch  bei  der  Firma  das  markante, 
das  schlagwortartige  ins  Gedächtnis  des  Publikums;  Zusätze  werden 
gar  nicht  beachtet  oder  dann  rasch  wieder  vergessen.  So  kennt 
in  Zürich  kein  Mensch  die  „Aktiengesellschaft  schweizerischer 
Annoncen-Bureaux  Orell  Füßli  &  Cie."  unter  diesem  langatmigen 
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Titel;  im   großen   Publikum   kennt   man   eben   die  Firma   „Orell 
Füßli".2") 

„Jede  Veränderung  einer  bestehenden  Firma,  auch  eine  solche, 
die  in  dem  kleinsten  Zusatz  bestehe,  könne  unter  Umständen, 
insbesondere  bei  der  Konkurrenz  auf  dem  W^eltmarkt,  mit  einer 
gix)ßen  materiellen  Schädigung  für  das  Geschäft  verbunden  sein, 
erschwere  die  Rechtsverfolgung  und  könne  zu  unabsehbaren  Miß- 
helligkeiten   führen".^®) 

Eui  Kaufmann,  der  ein  Geschäft  unter  seiner  Firma  zur  Blüte 
gebracht  hat,  empfindet  es  als  eine  schwere  Belästigung,  wenn 
er,  beim  Rücktritt  von  der  Leitung,  dieses  Geschäft  nicht  unverän- 
dert seinem  Sohn  als  Nachfolger  überlassen  darf.  Es  ist  der 
Stolz  alter  Handelshäuser,  daß  ihre  Firma  jähre-,  jahrhunderte- 
lang den  gleichen  guten  Ruf  genießt.  Von  einer  Schädigung  des 
Publikums  kann  nicht  gesprochen  werden,  vielmehr  liegt  gerade 
in  der  Gestattung  der  Beibehaltung  alter  Firmen  ein  gewisser 
Schutz.  Der  Kaufmann,  der  ein  altes  Geschäft  übernommen  und 
auch  für-  Beibehaltung  und  Weiterführung  der  Firma  seinen  Preis 
bezahlt  hat,  handelt  in  seinem  eigenen  Interesse,  wenn  er  sich 
bestrebt,  das  Geschäft  auf  der  alten  Höhe  zu  erhalten;  tut  er 
dies  nicht,  so  schädigt  er  sich  selbst. 

2.  Die  Durchführung  des  Prinzips  der  Firmenwahrheit  ist 
nicht  restlos  möglich;  auch  bei  strenger  Beachtung  der  gesetz- 
lichen Vorschriften  kann  nicht  mit  Sicherheit  die  Person  des 
in  der  Firma  genannten   Geschäftsherrn   erkannt   werden. 

Das  Obligationenrecht  verlangt  nur  den  bürgerlichen  Namen 
des  Inhabers.  Das  ermöglicht  einem  Kaufmann  die  Übertragung 
seines  Geschäfts  auf  seine  Frau  oder  einen  Sohn,  ohne  daß  eine 
Finnenänderung  notwendig  wird.  Bleibt  er  aber  selbst  noch  im 
Geschäfte  tätig,  so  muß  dies  im  Publikum  den  irrigen  Glauben 
erwecken,  er  sei  immer  noch  Inhaber  des  Geschäftes.-^) 

Ähnliche  Zustände  zeigen  sich  bei  den  persönlichen  Handels- 
gesellschaften.    „Meier   &   Cie."   ist   eine   den   Grundsätzen  des 

27)  Vergl.  auch  E.  B.  G.  XXV,  II,  S.  39. 
28^'  Düringer-Hachenburg,   a.   a.   0.,   S.   206. 
29)  Burckhardt,  a.  a.   0.,  S.   481. 
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Gesetzes  genüg^ende  Firma.  Ohne  Firmaänderimg  wäre  es  mög- 
lich, daß,  mit  Ausnahme  des  Meier,  sämtliche  Gresellschafter  aus- 
treten und  durch  andere  ersetzt  werden,  sodaß  unt^r  dem  alten 
Namen  der  Charakter  der  Gresellschaft  sich  gänzlich  ändern  kann. 
Zudem  läßt  sich  aus  diesen  Firmen  nicht  entnehmen,  ob  eine  Kol- 
lektiv- oder  Kommanditgesellschaft,  ja  sogar,  nach  den  aufge- 
stellten  Grundsätzen,   eine  Kommanditaktiengesellschaft  vorliege. 

Einem  Einzelkaufmann  ist  die  Führung  einer  Gesellschafts- 
firma  faktisch  möglich.  Das  Gesetz  schreibt  nirgends  die  Höhe 
der  Kommanditsumme  vor.  Es  kann  ein  Kaufmann  einen  Kom- 
manditäi"  mit  einer,  im  Verhältnis  zum  Umfang  des  Unternehmens 
bedeutungslosen  Kommandite  aufnehmen,  um  entweder  eine  frühere 
Geselischaftsfinna  weiter  zu  führen  oder  seine  Firma  in  eine 
Gesellschaftsfirma   zu   verwandeln.-^") 

So  erweckt  einerseits  ein  Gesetz,  das  auf  der  Firmenwahrheit 
aufgebaut  ist,  die  Vermutung,  man  könne  aus  der  Firma  Schlüsse 
ziehen;  anderseits  ist  es  nicht  imstande,  seinen  Grundsatz  durch- 
zuführen und  Irrtümer  auszuschließen. 


Die  Härten,  die  das  System  der  Finnenwahrheit  in  seiner 
Anwendung  mit  sich  bringt,  werden  auch  von  seinen  Anhängern 
und  Verfechtern  nicht  geleugnet  ;'^^)  sie  setzen  sie  aber  in  den 
Hintergrund  gegenüber  den  Interessen  der  öffentlichen  Ordnung, 
gegenüber  der  Sicherheit,  Wahrheit  und  Ehrlichkeit  des  Ver- 
kehrs, die  dieses  System  bringen  soll.  Daß  diese  Forderungen 
aber  durch  die  Anwendung  der  Firmenwahrheit  nicht  erfüllt 
w^erden,  glauben  wir  durch  die  vorliegenden  Ausführungen  be- 
wiesen zu  haben.  Es  erscheint  als  schroffe  Kritik,  wenn  sich 
Prof.  G.  Vogt  in  den  Verhandlungen  des  schweizerischen  Juristen- 
tags zu  dieser  Frage  äußert:^-) 


*<^)  Vergl.  die  Anmerkung  in  Siegmunds  Korreferat,  S.  668,  wo  eine  dei^art 
gebildete    Gesellschaftsfirma   nach   dem   S.    H.    A.   B.   zitiert  wird.  ^ 

31)  Siehe  oben,  S.  9. 
«2)  Z.   f.   schw.   R.,  N.   F..   XVI,  S.   865. 
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„Wh'  befinden  uns  mit  dem  ganzen  P'irmenrecht,  mit  der 
ganzen  Doktrin  von  einer  formellen  Firmenwahrheit  auf  einem 
Irrweg.  Das  ist  eine  polizeistaatliche  Reglementiererei.  Mit  all 
diesen  Vorschriften  en^eicht  man  den  Zweck  nicht,  den  Kredit 
gegen  den  Schwindel  zu  schützen.  Kreditwürdige  Firmen,  die 
bis  dahin  Geschäfte  gemacht  haben,  werden  auf  die  Seite  ge- 
schoben. Mit  dem  Prinzip  der  Firmenwahrheit  hat  man  den 
Schwindel.    Man  kauft  einen  Strohmann  und  behält  die  Firma  bei". 

Und  doch  ist  diese  Kritik  berechtigt.  Die  Entwicklung  in 
Frankreich  und  in  der  Schweiz  zeigt,  daß  das  Prinzip  der  Firmen- 
wahrheit nicht  durchgeführt  werden  kann.  Im  Gesetz  aber  diese 
zu  postulieren,  während  die  Erreichung  des  Zieles  unmöglich  ist, 
und  so  die  falsche  Vermutung  zu  erwecken,  der  Dritte  könne 
sich  auf  die  Angaben  in  der  Firma  verlassen,  ist  schlimmer  denn 
alle  Gefahren,  die  man  den  andern  Systemen  zuschreibt.  Die 
„Interessen  der  öffentlichen  Ordnung",  mit  denen  seinerzeit  die 
Einführung  der  Firmenwahrheit  begründet  wurde,  drängen  vielmehr 
zum  Verlassen  dieses  Systems.  Die  gleiche  Ansicht  vertritt  Zeer- 
leder:^^)  „Es  ist  geradezu  gefährlich,  wenn  durch  Festhalten 
an  gewissen  Formen  der  Glaube  erweckt  wird,  die  Firma  sei 
imstande,  über  den  „Bestand"  der  Gesellschaft  zuverlässige  Aus- 
kunft zu  erteilen:  die  Firma  ist  nun  einmal  eine  Etikette,  und 
wenn  man,  wie  wir  sahen,  darauf  verzichten  muß,  sie  zu  einer 
Analyse  des  Inhalts  zu  machen,  so  handelt  man  richtiger,  wenn 
man  sie  für  das  ausgibt,  was  sie  ist,  und  nicht  für  eine  genaue 
Bezeichnung  des  Inhalts  der  Sache,  den  sie  so  gut  als  niemals 
erschöpfen  kann". 

Das  Prinzip  der  Firmenwahrheit  erfaßt  das  Wesen  der  Firma 
nur  von  einem  Gesichtspunkte  aus.  In  dieser  Einseitigkeit  liegt 
sein  Fehler,  eine  Schwäche,  die  groß  genug  ist,  das  Aufgeben 
dieses  Systems  zu  rechtfertigen. 


»3)  Zeerleder,   a.   a.   0.,   S.   301. 
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§  7.    Das  System  der  Übertragbarkeit. 


Deutschland  ist  der  Hauptvertreter  dieses  Systems.  Dieses  selbst 
kann  als  Mittelweg  zwischen  FirmenwaJirheit  und  Fimienfreiheit 
bezeichnet  werden.  Für  neu  gegründete  Firmen  gelten  die  Grund- 
sätze der  Firmenwahrheit,  hingegen  kommt  das  Gesetz  den  Be- 
dürfnissen der  Geschäftswelt  dadurch  entgegen,  daß  es  die  Über- 
tragung einer  alten  Firma  auf  den  Nachfolger  gestattet,  wenn 
die  Natur  des  Geschäftes  im  allgemeinen  gleich  bleibt  imd  wenn 
sich  die  frühern  Geschäftsinhaber  mit  der  Fortführung  der  Firma 
ausdrücklich  einverstanden  erklären.^*)  Ohne  das  Handelsgeschäft, 
für  das  sie  geführt  wurde,  kann  die  Firma  nicht  veräußert 
werden.  ^^) 

Das  gleiche  System  hatte  schon  das  A.  H.  G.  B.  durchgeführt. 
Bei  den  Vorarbeiten  für  das  H.  G.  B.  von  1897  stieß  man  sich  an  den 
Inkonsequenzen,  die  in  einer  solchen  Regelung  liegen;  die  ersten 
Fassungen  des  Entwurfes  verlangten  ein  Gesetz,  das  in  den  Haupt- 
punkten dem  schweizerischen  0.  R.  in  seiner  strikten  Durch- 
führung der  Firmenwahrheit  gleichgekommen  wäre.^^)  Allein  diese 
Forderung  stieß  auf  den  einmütigen  Widerstand  der  Vertreter 
des  Handels.  Es  sind  die  gleichen  Überlegungen  und  Gründe, 
die  die  Entwicklung  der  Praxis  in  Frankreich  und  in  der  Schweiz 
veranlaßten,  welche  auch  hier  siegreich  w^aren,  sodaß  schon  der 
erste  Entwurf  das  Prinzip  der  Firmenwahrheit  fallen  lassen  mußte. 
Die  Denkschrift  berichtet  hierüber:  ^'^) 

„Das  System  des  Handelsgesetzbuches  ist  nicht  ohne  An- 
fechtung geblieben;  namentlich  ist  in  neuerer  Zeit  von  mancher 
Seite  eine  strengere  Durchführung  des  Grimdsatzes  der  Firmen- 
wahrheit nach  dem  Muster  ausländischer  Gesetze,  insbesondere  des 
Schweiz.  Obligationenrechts,  als  wünschenswert  bezeichnet  worden. 
Es  entspricht  indessen  einer  von  altersher  bestehenden,  auf  ach- 
tungswerten Beweggründen  beruhenden  Gewohnheit  des  deutschen 


3*)  H.    G.    B.,   Art.    22. 

35)  H.    G.    B.,    Art.    23. 

36)  Düringer-Hachenburg,    a.   a.   0.,   S.    206. 
3")  Denkschrift,   S.   35. 


.■ 


(. 


—    49    — 

Handelsstandes,  die  Firma  eiues  seit  längerer  Zeit  bestehenden  Ge- 
schäftes nicht  aufzugeben,  und  es  liegt  kein  ausreichender  Grund  vor, 
dieser  Übung  im  Wege  der  Gesetzgebung  entgegenzutreten.  xMit  der 
Firma  verknüpfen  sich  die  geschäftlichen  Beziehungen,  sowie  der 
Ruf  des  Hauses,  und  nicht  nur  für  die  Erben  eines  Kaufmanns,  son- 
dern auch  für  die  sonstigen  Rechtsnachfolger  im  Geschäft  ist 
es  ein  Ehrenstandpunkt,  die  alte  Firma  fortzuführen  und  ihr 
Ansehen  aufrecht  zu  erhalten.  Auch  erhebliche  materielle  Inter- 
essen sind  hiemit  verbunden. 

Wollte  man  den  Grundsatz  der  Finnenwahrheit  unbedingt 
durchführen  und  dem  Erwerber  eines  Geschäftes  lediglich  ge- 
statten, seinem  eigenen  Namen  die  bisherige  Firma  beizufügen, 
so  würde  die  Schwerfälligkeit  der  auf  diese  Weise  gebildeten 
Firmen  die  weitere  Verwendung  des  frühem  Geschäftsnaiiiens 
in  vielen  Fällen  untauglich  machen.  Die  Firma  müßte  zudem 
unter  Umständen,  wie  z.  B.  bei  rascher  Folge  des  Eintritts  oder 
Austritts  von  Famüiengliedern,  innerhalb  kurzer  Zeiträume  stets 
Von  neuem  geändert  werden.  Es  liegt  aber  auf  der  Hand,  daß 
jede  solche  Änderung  die  Festhaltung  der  unter  der  bisherigen 
Firma  gewonnenen  Geschäftsbeziehungen  erschweren  würde.  Na- 
mentlich könnte  zum  Nachteil  des  deutschen  Handels  die  Stel- 
lung, welche  sich  inländische  Geschäfte  im  Ausland  er^vorben 
haben,  durch  eine  derartige  Umgestaltung  der  Firma  dauernd 
erschüttert  werden". 

In  Deutschland  ist  man  mit  dem  gewählten  System  im  allge- 
meinen zufrieden.  Es  muß  zugestanden  werden,  daß  eine  derartige 
Regelung  bestechende  Vorteile  zeigt.  Sie  wird  durch  die  Gestattung 
der  Übertragung  der  Firma  auf  den  Nachfolger  den  Verkehrs- 
interessen gerecht.  So  ist  es  erklärlich,  daß  diese  Lehre  auch 
in  der  Schweiz  Anhänger  hat.  Burckhardt,  der  Referent  am 
Juristentag  1897,  bekennt  sich  zu  ihr,  wenn  er  in  seinen  Thesen 
verlangt:^®) 

„6^  Dans  la  question  du  transfert  de  la  raison  de  commerce 
c'est  Tinteret  des  clients  de  la  maison  qui  doit  etre  pris  avant 
tout  en  consideration;  en  principe  la  r.  d.  c.   d'un  etablissement 


38)  Burckhardt,   a.   a.   0.,   S.   562. 
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peut   rester   la  meme   malgrre   le   changement   des   proprietaires 
lorsque  les  relations  personnelles  qui  existent  entre  eux  rendent 
probable   que    retablissement   conserva    dans   les   mains  du  suc- 
cesseuj*  son  ancienne  valeur. 
Des  lors 

a)  kl  raison  individuelle  ne  peut-etre  transmise  en  regle  gene- 
rale; une  exception  ne  pourrait  etre  faite  que  pour  les 
membres  d'une  famille  (au  sens  restreint  du  mot)  et  les 
fondes  de  procuration. 

b)  la  societe  en  nom  collectif  peut  conserver  pendant  toute  sa 
duree  sa  raison  primitive.  • 

c)  le  commercant  qui  change  de  nom  peut  conserver  sa  r.  d.  c. 
primitive". 

Abe]-  dieses  System  zeigt  ebenso  große  Nachteile.-^^)  In 
seiner  Forderung  ursprünglicher  Firmen  Wahrheit  und  nachheriger 
Gestattung  der  Überti*agbarkeit  ist  es  inkonsequent.  Inkonsequent 
einerseits,  indem  es  den  Begründer  eines  neuen  Geschäftes  und 
den  Erwerber  eines  schon  bestehenden  Geschäftes  ungleich  be- 
rechtigt, da  der  Erwerber  sow^ohl  die  Möglichkeit  hat,  seinen 
eigenen  Namen  zu  wählen,  als  die  alte  Plrma  fortzuführen;  inkon- 
sequent anderseits,  indem  es  die  Firma  des  neuen  Geschäftes 
einseitig  mit  der  Person  des  Inhabers  in  Zusammenhang  bringt, 
mit  der  Gestattung  der  Übertragung  aber  später  doch  auch  der 
andern  Seite  des  Begriffs  der  Finna  gerecht  werden  will;  inkon- 
sequent drittens,  indem  es  in  einigen  Bestimmungen  den  Glauben 

3»)  Auch  Georg  Cohn  wendet  sich  gegen  die  im  H.  G,  B.  durchgeführte 
Regelung.  (Arch.  f.  b.  R.  XII,  S.  185  ff.)  Bedauerlicherweise  habe  die  Kom- 
mission das  französische  Prinzip  fallen  gefassen  und  wiederum  die  Halbheiten 
des  früheren  deutschen  Systems  angenommen.  Dieses  führe  aber  unbedingt  zu 
Irrtümern;  Trug  und  Täuschung  sollten  um  keiner  materiellen  Interessen  willen 
vom  Gesetzgeber  begünstigt  werden;  im  Geschäftsleben  muß  Wahrheit  herrschen. 
Dies^  bringe  ein  System,  wie  es  die  Schweiz  angenommen  habe  und  wo  es  sich 
„durchaus    bewähre**. 

Wir  stimmen  der  Kritik  des  deutschen  Mischsystems  voll  zu;  aliein  der 
Hinweis  auf  das  schweizerische  Recht  muß  nach  der  Entwicklung,  die  die 
Dinge  bei  uns  genommen  haben,  abgelehnt  werden.  Sicherlich  soll  im  Verkehr 
Trug  und  Täuschung  vermieden  werden;  daß  dem  Prinzip  der  Firmenwahrheit 
dieses  Moment  aber  nicht  zukommt,  glauben  wir  durch  die  Ausführungen  des 
ersten  TeiU  bewiesen  zu  haben. 


erweckt,  aus  der  Firma  könne  auf  den  Inhaber  geschlossen  werden, 
<iurch  weitere  Satzungen  aber  diese  Möglichkeit  wieder  zu  nichte 
macht. 

Im  Verkehr  erzeugt  dieses  System  große  Unsicherheit.  Man 
kann  keinej*  Firma  ansehen,  ob  sie  ursprünglich  oder  abgeleitet 
ist,  ob  die  in  ihr  enthaltenen  Namen  haftbaren  Personen  ange- 
Mren  oder  nicht,  ob  eine  Binzelfirma  oder  eine  Gesellschaft 
vorliegt  und  welcher  Art  die  letztere  ist.  Daß  dies  keine  theo- 
retische Behauptung  ist,  beweisen  die  Maßnahmen,  mit  denen 
man  in  Deutschland  dem  Übel  steuern  will.  Hiezu  gehört  die 
rigorose  Verordnung,  die  die  Besitzer  von  Ladengeschäften  zwingt, 
ihren  Namen  oder  ihre  eingetragene  Firma  in  einer  von  der 
Straße  aus  für  jedermann  lesbaren  Schrift  am  Geschäftslokal 
:anzubringen.^°) 

Das  System  der  Übertragbarkeit  ist  ein  Zwitterding.  Gründe 
der  Logik  lassen  uns  dasselbe  zurückweisen.  Auch  Siegmund, 
der  eifrige  Verfechter  der  Firmen  Wahrheit,  gelangt  zu  diesem 
Resultate.  „Hat  man  dem  Verbote  der  Übertragbarkeit  vorge- 
worfen, daß  es  zu  Umgehungen  und  Mißbräuchen  reize,  wie  wir 
denselben  tatsächlich  in  unserer  Praxis  begegnen,  &o  können 
wir  dasselbe  mit  mindestens  dem  gleichen  Rechte  dem  deutschen 
System  entgegenhalten.  Daß  man  mit  Strohmännern,  die  den- 
selben Namen  wie  berühmte  Firmen  tragen,  neue  Konkurrenz- 
geschäfte gründen  kann,  ist  auch  im  schweizerischen  Recht  mög- 
lich, nicht  dagegen,  daß  man  den  Strohmann  nach  einigen  Monaten 
wieder  hinauswirft  und  dann  die  Firma  ruhig  beibehält;  desgleichen 
nicht,  daß  man  des  renommierten  Namens  wegen  die  Firma  eines 
obskuren  Inhabers  erwirbt  und  dann  unter  Änderung  der  Natur 
des  Geschäftes  mit  derselben  einem  altbekannten  Geschäfte  Kon- 
kurrenz macht".  11)  Und  weiter,  nachdem  er  die  Fragen,  die 
sich  aus  der  Gestattung  der  Übertragbarkeit  ergeben,  kritisiert 
hat,  kommt  er  zu  folgendem  Schlüsse:  „Da  kommt  man  ja  aus 
der  Kasuistik  gar  nicht  mehr  heraus.  Darum  entweder  Über- 
*ragbarkeit   oder   nicht,   Firmenwahrheit   und  Zwang  oder  abso- 

*'*)  §    15  a    der    Gewerbeordnung;    vergl.    auch    Düringer-Hachenburg,    a 
Ä   0.,   S.   208   IV. 

*0  Siegmund,  Korreferat,  S.  763. 
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lute  Freiheit;  all  das  zusammengequälte  Mittelzeug  ist  unlogisch 
und  unpraktisch".^-) 

Das  System  der  Finnenwahrheit  haben  wir  zurückgewiesen, 
da  es  in  Wirklichkeit  nicht  durchführbar  ist  und  das  Wesen  der 
Firma  einseitig  erfaßt. 

Das  System  der  Übertragbarkeit  einzuführen,  sträuben  wir 
uns  aus  den  oben  genannten  Gründen  der  Logik  und  Verkehrs- 
sicherheit. 

So  kommen  wir  dazu,  für  die  Revision  des  0.  R.  das  System 
der  Firmenfreiheit,  allerdings  mit  gewissen  Einschränkungen,  vor^ 
zuschlagen. 


§  8.    Das  System  der  Firmenfreiheit. 


I.  Das  Firmenrecht  auf  den  Grundsätzen  der  Firmen  Wahrheit 
oder  der  Firmenübertragbarkeit  aufzubauen,  haben  wir  abgelehnt;, 
wenn  wii  für  ein  neues  schweizerisches  Firmenrecht  die  Firmen- 
freiheit fordern,  so  geschieht  das  nicht  in  der  resignierten  Über- 
legung, es  sei  immer  noch  besser,  von  drei  Übeln  das  kleinste 
zu  wählen,  vielmehr  glauben  war,  daß  ein  auf  dieses  dritte 
Prinzip  gegründetes  Firmenrecht  allen  Anforderungen  entspricht. 

Absolute  Freiheit  in  der  Wahl  der  Firma  hätte  zur  Folge, 
daß  ieder  Geschäftsherr,  sei  er  Binzelkaufmann  oder  Gesellschaft, 
sich  seine  Firma  nach  freiem  Ermessen  wählen,  ihr  den  eigenen 
oder  irgendeinen  andern  Namen  geben  könnte.  In  dieser  ex- 
tremen Form  kann  das  System  selbstverständlich  nirgends  zur 
Anwendung  gelangen;  Freiheit  bedeutet  nicht  Schrankenlosigkeit. 
Rechte  und  berechtigte  Interessen  Dritter  sind  auch  hier  zu 
schützen.  So  zeigen  sich  in  allen  Ländern,  die  das  System  der 
Firmenfreiheit  akzeptiert  haben,  Einschränkungen  im  allgemeinen 
Interesse.  Derartige  Sicherungen  sind  notwendig,  mit  ihnen  aber 
bietet  sich  ein  einfaches  und  logisch  gebautes  Gesetz.  Der  Handels- 
registerführer hat  keine  Prüfungspflicht,  ob  die  Firma  den  tat- 
sächlichen Umständen  entspreche;  der  Kaufmann  ka^m  nicht  über^ 


*2)  Siegmund,   Korreferat,   S.  778. 
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Härten  klagen,  die  freie  Wahl  bietet  ihm  genügend  Möglichkeiten, 
^in3  Firma  nach  seinem  Gefallen  zu  finden.  Übertragbarkeit  ist 
selbstverständlich  möglich  und  damit  das  Hauptbegehren  der  Ge- 
schäftswelt erfüllt.  Anderseits  kann  das  Publikum  keiner  Täu- 
schung mehr  unterliegen.  Es  weiß,  daß  die  Firma  nicht  den  Zweck 
hat,  Aufklärungen  über  den  Inhaber  zu  geben;  es  weiß,  daß  es, 
um  in  diesei  Hinsicht  zur  Klarheit  zu  gelangen,  das  Handelsregister 
befragen  muß.  In  seiner  Einfachheit  und  Logik  sind  die  Vorzüge 
des  Systems  begründet. 

Wii-  sind  nicht  die  ersten,  die  seine  Anwendung  befürworten. 
Locher  gelangt  in  seiner  Arbeit  zum  selben  Schlüsse;  die  frühem 
Entwürfe  zum  0.  R.  von  1883  befanden  sich  auf  dem  gleichen 
Standpunkt.  Vor  allem  wollte  Prof.  Walter  Munzinger  diesem 
System  zur  Anerkennung  verhelfen.  Wir  wüßten  keine  bessere 
Empfehlung  für  unsere  Ansicht,  als  hier  seine  eigenen  Worte 
zeugen  zu  lassen.  ^^) 

„So  wie  heutzutage  die  Öffentlichkeit  als  die  einzig  gesunde 
Grundlage  des  Hypotbekenrechts  anerkannt  wird,  so  dringt  dieses 
Prinzip  nach  und  nach  auch  in  das  Rechtssystem  des  handels- 
männischen  Verkehrs. 

Es  ist  naheliegend,  daß  die  obligatorische  Eintragung  und 
Veröffentlichung  der  wichtigsten  Tatsachen  aus  dem  Leben  einer 
Firma  auf  den  Kredit  dieser  letztem  einen  wohltätigen  Einfluß 
ausüben  muß.  Die  alten  Kaufmannsgilden  sind  nicht  mehr  da. 
Mit  ihnen  sind  die  Fesseln  freier  Handelstätigkeit  gebrochen; 
aber  mit  ihnen  ist  auch  die  vielfach  heilsame  korporative  Über- 
wachung von  Treu  und  Glauben,  der  Schutz  tüchtiger  Gesinnung 
durch  den  Korpsgeist  untergegangen.  W^as  ist  an  die  Stelle 
getreten?  Die  Individualität  und  ihre  Schrankenlosigkeit.  Wo 
liegt  aber  nun  hier  der  Wächter  jener  Gesinnung?  In  der  Öf- 
fentlichkeit. Wir  werden  unten  sehen,  wie  auch  bei  dem 
Gesellschaftswesen  und  besonders  bei  den  Aktiengesellschaften, 
unsere  Zeit  auf  Freiheit,  auf  die  Emanzipation  von  der  Staatsgewalt 
hindrängt,  und  was  ist  auch  da  der  Hauptmoderator?  Nichts 
anderes  denn  die  Öffentlichkeit,   Öffentlichkeit  der  Statuten,  der 


*3)  Hunzinger,    Motive,    S.   30   f. 
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Eecbnungein,  der  Jahresberichte.  Demselben  Zuge  des  modernen: 
Geistes  folgend,  erklären  wir  uns  für  die  Freiheit  in  der  Firmen- 
wähl  und  fürchten  uns  nicht  vor  dem  Überborden  der  Freiheit, 
weil  auch  hier  das  Licht  der  Öffentlichkeit  jede  Überschreitung 
gefahrlos  macht". 

Nach  einer  Kritik  der  firmenrechtlichen  Bestimmungen  des 
A.  D.  H.  G.  B.,  welche  anfängliche  Firmenwahrheit  fordern,  fährt 
er  fortr^O 

„Eine  Anzahl  von  deutschen  Juristen  sind  gegen  diese  Be- 
stimmungen in  die  Schranken  getreten;  wir  nennen  Goldschmidt^ 
Blinkmann,  Endemann.  Goldschmidt  erklärt,  es  widerstreben  solche 
Beschränkungen  der  Freiheit  in  der  Wahl  einer  Firma  der  deut- 
schen Sitte  durchaus;  es  habe  sich  der  preußische  Handelsstand 
wie<lerholt  dagegen  erklärt.  Das  Publikum  bedürfe  keiner  Schutz- 
anstalt gegen  mögliche  Täuschungen;  jeder  Vorsichtige  wisse 
recht  gut,  was  hinter  einer  noch  so  fremdartigen  Firma  stecke; 
die  Klagen  über  den  Mißbrauch  fremder  Firmen  seien  in  Deutsch- 
land sehr  selten. 

Wir  stimmen  dieser  Ansicht  in  dem  Sinne  bei,  daß  wir  uns 
gegen  alle  präventiven,  reglementierenden  Bestimmungn  des 
Gesetzes  erklären.  Wir  halten  dafür,  daß  es  durchaus  nicht 
Sache  des  Gesetzes  ist,  dem  Kaufmann  von  vorneherein  vorzu- 
schreiben, wie  seine  Firma  beschaffen  sein  muß.  Eine  jede 
Beschränkung  der  freien  Handlungsweise,  die  nicht  einen  reellen 
Gewinn  für  den  Kredit,  für  die  Sicherheit  im  Verkehr  bringt, 
wird  von  dem  Kaufmann  als  unnütze  Plackerei  empfunden  und 
hier  ist  es  nun  klar,  daß  mit  jenen  Schranken  des  Gesetzes  sehr 
'  wenig  gewonnen  ist.  Dieselben  erzeugen  den  Schein,  als  ob 
aus  dej-  Firma  ein  sicherer  Schluß  auf  die  Person  des  Geschäfts- 
inhabers zu  ziehen  sei.  Nun  wäre  aber  gerade  dieser  Schluß 
unrichtig.  Denn  nach  Art.  22  kann  eine  Firma  auch  ererbt 
und  selbst  durch  Vertrag  erworben  werden,  und  diese  ererbten 
oder  gekauften  Firmen  können  sogar  leicht  die  Mehrzahl  bilden. 
Femer  kann  die  Firma  einer  Kollektivgesellschaft,  die  aus  fünf 
Gliedern    besteht,    den   Namen   auch    nur    eines    Gesellschafters; 
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vielleicht  und  sogar  wahrscheinlicherweise  gerade  des  Vertrauens- 
würdigsten enthalten.  Was  hat  nun  das  Publikum  damit  ge- 
wonnen? Wo  die  Hebung  des  Kredites  durch  Publizität  in  Frage 
steht,  da  darf  es  nur  eine  Regel  und  nicht  auch  Ausnahmen  geben; 
sonst  ist  jene  Publizität  geradezu  eine  trügerische.  Und  wenn 
wir  selbst  die  Nützlichkeit  jener  Bestimmungen  zugeben  würden, 
so  fehlt  doch  eine  feste  Sanktion  derselben;  denn  eine  solche 
ist  die  Androhung  von  Ordnungsbußen  am  wenigsten. 

In  diesem  Sinne  hat  der  schweizerische  Entwurf  die  Be- 
stimmung über  die  Zusammensetzung  der  Firma  beim  Einzel- 
kaufmann und  in  der  Regel  auch  bei  der  Handelsgesellschaft 
ohne  Zögern  über  Bord  geworfen  und  vertraut  auch  hier  mit 
Recht  der  unbedingten  Öffentlichkeit  durch  das  Handelsregister. 
Durch  sie  ist  die  Gefahr,  welche  in  der  Freiheit  der  Firmenwahl 
erblickt  werden  könnte,  beseitigt.  In  jedem  Moment  gibt  das 
Handelsregister  sichere  Auskunft  darüber,  wer  hinter  der  viel- 
leicht  täuschend   gewählten  Firma   steckt". 

IL  Gleichwie  Munzinger  in  der  Öffentlichkeit  den  Korrektor 
für  die  möglichen  Gefahren  bei  Freigabe  der  Firmenwahl  sieht, 
stellen  auch  die  Staaten,  welche  das  gleiche  Prinzip  akzeptiert 
haben,  in  der  Forderung  mehr  oder  weniger  ausgesprochener 
Publizität  einen  Damm  gegen  das  Überborden  der  Freiheit  auf. 

Der  Führer  dieser  Staatengruppe  ist  Großbritannien.  Ihm 
folgen,  in  den  großen  Zügen,  Kanada  mit  seinen  Provinzen  und 
vereinzelte    der   Gliedstaaten  der  nordamerikanischen   Union. 

Großbritannien.^^)  Die  Wahl  der  Firma  ist  frei.  Zu- 
lässig  sind    Phantasienamen   und   fingierte   Bezeichnungen. 

Bei  den  Partnerships  mit  unbeschränkt  haftenden  Gesellschaf- 
tern beschränkt  sich  die  Sicherung  des  Publikums  darauf,  daß 
jeder,  der  sich  als  Partner  einer  Firma  ausgibt,  oder  duldet, 
daß  er  als  solcher  ausgegeben  wird,  gegenüber  einem  Dritten 
als  Partner  haftet,  wenn  dieser  auf  Grund  der  irrigen  Annahme 
der  Firma  Kredit  schenkt.  (Partnership  Act.  1890  §  14.)  An- 
derseits wird  ein  früherer  Partner  solange  als  zur  Gesellschaft 
gehörig  betrachtet,  bis  durch  Publikation  in  der  London  Gazette 

^'')  Handelsgesetze  des  Erdballs,  XI.  Nord-  und  Nordwest-Europa,  Abt.  L 
Vergl.   auch   Siegmund,   Korreferat,   S.   571;   Burckhardt,   a.   a.   0.,   S.   521. 
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für  England,  in  der  Edinburgh  Gazette  für  Schottland  oder  in  der 
Dublin  Gazette  für  Irland  die  Veränderung  in  der  Firma  bekannt 
gemacht  ist  (P.  A.  1890  §  36.   1). 

Eintragspflichtig  und  damit  der  Kontrolle  der  öffentlichkeit 
zugänglich  sind  erst  die  Limited  Partnerships  (Limited  Part- 
nership  Act.  1907  §  5)  und  die  Companies.^^) 

Alle  Vereinigungen  von  mehr  als  10  Personen  zu  Bank- 
z wecken  und  von  mehr  als  20  Personen,  die  ein  anderes  auf  Gewinn 
gerichtetes  Geschäft  betreiben,  sind  nur  in  der  Form  der  ein- 
getragenen Company  zulässig  (C.  A.  1862  §4;  C.  C.  A.  1908 
§  1),  und  damit  ist  der  allzu  starken  Verbreitung  der  Partnerships 
ein  Riegel  gestoßen;  große  Geschäfte  können  kaum  anders  als 
eingetragen  existieren.  Companies,  die  die  Haftpflicht  ihrer  Mit- 
glieder beschränken,  haben  am  Schlüsse  ihres  Namens  die  Be- 
zeichnung „Limited"  zu  führen;  Companies  mit  unbeschränkter 
Haftung  sind  in  der  Wahl  der  Firma  vollständig  frei  (C.  A.  1862 
§  8.  1,  §  9.  1 ;  C.  C.  A.  1908  §  258).  Die  Register,  welche  die 
Angaben  über  die  eingetragenen  Companies  enthalten,  stehen 
Dritten   gegen   geringes   Entgelt   zur  Einsicht  offen. 

Publikationen  sind  allgemein  nicht  vorgeschrieben;  hingegen 
wird  in  weitern  Vorschriften  das  Moment  der  Öffentlichkeit  be- 
rücksichtigt. Limited  Companies  müssen  an  der  Außenseite  ihrer 
Geschäftslokale  den  Namen  anschreiben  und  femer  in  allen  Ver- 
öffentlichungen, Anzeigen  etc.  die  Firma  angeben  (C.  A.  862 
§  42).  Jede  außerhalb  des  vereinigten  Königreichs  errichtete 
Company,  die  im  Inland  einen  Geschäftssitz  hat  und  das  Wort 
„Limited"  als  Teil  ihres  Namens  benutzt,  muß,  um  Täuschungen 
über  ihre  Herkunft  zu  vermeiden,  immer,  wenn  sie  die  Firma 
gebraucht,  den  Namen  des  Stammlandes  angeben  (C.  A.  1907 
§  35,   4). 

Eingetragene  Firmen  werden  dadurch  geschützt,  daß  eine 
neue  Company  keinen  Namen  annehmen  darf,  der  schon  ein- 
getragen ist,  oder  einem  eingetragenen  Namen  derart  gleichsieht, 
daß  er  einer  Täuschung  Vorschub  zu  leisten  geeignet  erscheint 
(C.  C.  A.  1908  §  8,  1). 

**')  Vergleiche  die  Corapagniegesetze  1862 — 1900,  Handelsgesetze  des  Erd- 
balls, XI,  II,  S.  21  ff.  (Compagnie  -  Konsolidationsgesetz  1908.  zit. :  C.  C.  A.  1908). 
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Der  Krieg  hat  auch  in  diesen  freien  englischen  Auffassungen 
Änderungen  hervorgerufen.  Seit  dem  21.  März  1917  hat  Eng- 
land ein  Handelsregister  und  fordert  die  obligatorische  Eintragung 
aller  Kaufleute  und  Firmen.  Die  Überlegungen,  die  diese  Ab- 
weichung von  früheren  Anschauungen  bewirkt  haben,  tragen  natio- 
nalen Charakter.  Dem  großen  Publikum  sollen  die  ausländischen 
Firmen,  die  unter  irgend  einem  englischen  Namen  arbeiten,  be- 
kannt  gemacht  und  damit  ein  Schutz  für  die  einheimischen  Kauf- 
leute gewonnen  werden.^*) 

K  a  n  a  d  a.  *^)  Während  die  früheren  firmenrechtlichen  Be- 
stimmungen Englands  feste  Linien  vermissen  lassen,  stellt  Kanada 
sein   Firmenrecht   auf   logische    Grundlage. 

Das  Bundesgesetz  über  Companies  bestimmt  allgemein,  daß 
bei  der  Inkorporierung  einer  Company  der  Nachweis  zu  leisten 
ist,  daß  der  gewollte  Name  nicht  der  einer  andern  inkorporierten 
oder  nicht  inkorporierten  Company  sei  oder  wahrscheinlich  mit 
einem  solchen  verwechselt  wird  (Revised  Statutes  of  Canada  1906 
C.  79  (10)).  Die  Erteilung  des  Patents  ist  vom  Staatssekretär 
durch  zweimaliges  Einrücken  in  die  „Canada-Gazette"  bekannt  zu 
geben.  Die  Company  selbst  hat  eine  Abschrift  dieser  Bekannt- 
machung zu  vier  verschiedenen  Malen  in  mindestens  eine  Zeitung 
der  Grafschaft,  des  Staates  oder  Ort-es,  an  dem  sie  ihren  Haupt- 
sitz hat,  einzurücken  (R.  S.  1906  Cap.  79,  13). 

Die  weitere  Regelung  des  Firmenrechts  ist  den  Provinzen 
überlassen.     Grundsätzlich  gilt  freie   Wahl  der  Finna. 

Stimmt  die  Finna  bei  Einzelpersonen  nicht  mit  dem  bürger- 
lichen Namen  überein  —  es  ist  ein  anderer  Name,  eine  andere 
Bezeichnung,  oder  ein  Gesellschaftszusatz  gewählt  — ,  so  hat  der 
Geschäftsinhaber  dem  Handelsregisterführer  des  Bezirks  eine  Er- 
klärung einzureichen,  die  im  Firmenbuch  registriert  wird  (Alberta. 
St.  1908  Cap.  5.  An  Act  respecting  Partnerships  (5.  th.  March 
1908,  §  4);  (British  Columbia.  R.  S.  1897  Cap.  150,  §  74).  (Ma- 
nitoba.  R.  S.  M.   1902  Cap.   129,  §  52). 

*7)  N.   Z.  Z.,  Export  11,   1917. 

*8)  Handelsgesetze  des  Erdballs,  XI.  Britische  Besitzungen  und  Schutz- 
gebiete, Abt.  II,  1.   Siegmund.  Korreferat,  S.  571.    Burckhardt.  a.  a.  0.,  S.  521. 
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Generai-Partnerships  und  Companies  mit  unbeschränkter  Haf- 
tung sind  frei  in  der  Wahl  der  Firma.  Partnerships  mit  beschränkt 
haftenden  Partnern  dürfen  die  Firma  nur  aus  einem  oder  mehrem 
Namen  der  General-Partner  bilden;  Companies,  die  ihre  Haftung 
beschränken,  haben  in  der  Firma  das  Wort  „Limited"  zu  führen. 

Die  Bestimmungen  über  Veröffentlichung  sind  abweichend 
geregelt.  Einzelne  Provinzen  verlangen  die  Mitteilung  der  aus- 
gestellten Bescheinigung  in  Zeitungen.  So  gelten  in  British  Co- 
lumbia Partnerships  mit  beschränkter  Haftung  erst  als  gegründet, 
wenn  die  Veröffentlichung  in  der  British  Columbia  Gazette  statt- 
gefunden hat  (R.  S.  1897.  Cap.  150,  §  54).  In  gleicher  Weise 
fordert  Xeu-Schottland  für  Partnerships  mit  beschränkter  Haf- 
tung die  Veröffentlichung  der  Bedingung  der  Gesellschaft  wäh- 
rend G  Wochen  in  der  Royal  Gazette  und  in  einer  zweiten  in  Halli- 
fax  erscheinenden  Zeitung  (Rev.  St.  1900.  Cap.  144,  §  4). 

Als  Grundsatz  läßt  sich  für  das  kanadische  Finnenrecht  fest- 
stellen: Freie  Wahl  der  Firma.  Finnen,  die  nicht  der  Wirk- 
lichkeit entsprechen,  sind  im  Handelsregister  einzutragen.  Wird 
die  Haftung  einer  Gesellschait  beschränkt,  so  soll  durch  Ver- 
öffentlichung das  Publikum  aufmerksam  gemacht  werden. 

Kalifornien.  ^9)  D^g  Firmenrecht  ist  in  den  einzelnen 
Gliedstaaten  der  Union  verschieden  geregelt.  Während  einige 
Staaten,  wie  New-York,  Louisana,  Massachusetts  Wahrheit  der 
Firma  fordern,  bauen  Kalifornien,  und  ihm  folgend  Montana,  die 
beiden  Dakota,  Oklahama  und  Ohio  ihre  firmenrechtlichen  Be- 
stimmungen auf  dem  Grundsatz  der  Finnenfreiheit  auf.  Die 
Abweichungen,  die  die  Gesetze  dieser  Staaten  zeigen,  sind  in 
jenen  Fragen  von  geringfügiger  Natur,  sodaß  wir  uns  auf  die 
Darstellung  des  Rechts  von  Kalifornien  beschränken  können. 

Die  Wahl  der  Firma  ist  frei,  mit  den  Ausnahmen,  daß  Pai'tner- 
ships  mit  beschränkt  haftenden  Partnern  den  Namen  der  besondem 
Gesellschafter  nur  unter  Beifügung  des  Zusatzes  „Limited"  im 
Firmanamen  verwenden  dürfen  (Civil  Code  1909,  §  2510),  und  daß 
Korporationen  das  Wort  „trust"  oder  „trustee"  nur  mit  Ermäch- 
tigung führen  dürfen  (C.  C.  §  290  b). 

4^)  Handekgesetze  des  Erdballs,  I,  Abt.  I.  XII.  Paitnership,  S.  76  ff.; 
Abt.  II.  Corporationen,  S.  141  ff. 
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Jede  Partnership,  die  unter  einem  fingierten  Namen,  oder 
unter  einer  Bezeichnung,  welche  die  Namen  der  als  Gesellschaf- 
ter beteiligten  Personen  nicht  kenntlich  macht,  ihre  Geschäfte 
betreibt,  hat  dem  Gerichtsschreiber  des  Bezirks,  in  dem  der 
Hauptsitz  liegt,  eine  Urkunde  mit  den  vollen  Namen  aller  Mit- 
glieder einzureichen,  und  dies  auch  wöchentlich  einmal,  vier 
Wochen  hintereinander,  in  einer  Zeitung  des  Bezirks  zu  veröffent- 
lichen (C.  C.  §  2466).  Dieser  Prozeß  wiederholt  sich  bei  jedem 
Wechsel  im  Bestand  der  Gesellschafter  (C.   C.  §  2469). 

Den  Korporationen  ist  eine  derartige  öffentliche  Mitteilung 
nicht  vorgeschrieben.  Das  Publikum  hat  jedoch  jederzeit  die 
Möglichkeit,  sich  über  den  Charakter  der  Korporation  zu  orien- 
tieren, da  eine  Abschrift  der  Gründungs  Urkunde  in  jedem  Bezirk, 
in  dem  die  Gesellschaft  Vermögen  besitzt  oder  neu  erw^irbt, 
beim  Clerk  des  Bezirkes  eingereicht  werden  muß  (C.  C.  §  299). 

So  verschieden  die  Bestimmungen  dieser  Staaten  auf  den 
ersten  Blick  erscheinen,  so  läßt  sich  doch  bei  allen  gleich- 
mäßig der  eine  Grundsatz  erkennen,  daß  Gesellschaften,  die 
ihre  Haftung  beschränken,  dieses  Moment  in  der  Firma  betonen 
müssen ;  ein  Grundsatz,  den  auch  ein  neues  schweizerisches  Firmen- 
recht  wird  beachten  müssen.  Die  Vergleichung  der  einzelnen  Ge- 
setzgebungen zeigt  aber  auch  ohne  weiteres  die  Schwächen,  die 
allen  diesen  Systemen  mehr  oder  weniger  ausgeprägt  anhaften. 
Es  fehlt  die  Einheitlichkeit.  Wenn  einerseits  die  freie  Wahl 
der  Firma  gestattet  ist,  anderseits'  aber  nur  gewisse  Geschäfts- 
inhaber zur  Eintragung  verpflichtet  werden,  so  muß  eine  der- 
artige, unübersichtliche  Regelung  im  Publikum  das  Gefühl  der 
Unsicherheit  erwecken.  Einheitliche  Behandlung  ist  das  Haupt- 
erfordemis  eines  „freien"  Firmenrechts. 


§  9.    Eintragung  und  Bildung  der  Firma. 

I.  Eintragung  der  Firma.  Die  Ausführungen  Mun- 
zingers  und  die  Vergleichung  mit  den  Gesetzgebungen  anderer 
Staaten  weisen  klar  die  Richtung,    in  der  sich  ein  Firmenrecht, 
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das  freie  Wahl  der  Firma  gestattet,  bewegen  muß.  Wo  kein  Handels- 
register besteht,  kann  dem  Verlangen  nach  Wahrheit  der  Firma  nicht 
jede  Berechtigung  abgesprochen  werden.  Die  Häufung  von  obsku- 
ren Firmen  in  England  und  Holland  hatte  wohl  ihren  Hauptgrund 
darin,  daß  in  diesen  Ländern  kein  Handelsregister  als  Sicherheits- 
ventil vorhanden  ist.  Wird  aber  ein  Register  geführt,  das  in 
jedem  Moment  Aufschluß  über  die  Inhaber  des  Geschäftes  gibt, 
so  sind   Sicherheit  und   Ehrlichkeit  des   Verkehrs  gewährleistet. 

Damit  jedoch  das  Register  seinen  Zweck  erfüllen  kann,  ist 
es  ein  unbedingtes  Erfordernis,  daß  alle  Firmen  eingetragen 
werden,  mit  andern  Worten,  daß  nur  die  Eintragung  das  Recht 
zur  Führung  einer  „Firma"  gibt.  Firma  und  bürgerlicher  Name 
sind  auch  beim  Einzelkaufmann,  auch  wenn  sie  im  äußern  Bilde 
übereinstimmen,  zwei  verschiedene  Begriffe.  Unter  seinem  bürger- 
lichen Namen  kann  selbstverständlich  jeder  Einzelne  handeln  wie 
er  will,  er  kann  auch  unter  ihm  Greschäfte  betreiben;  allein  erst 
durch  die  Eintragung  wird  dieser  Name  zur  Firma.  Ohne  das 
Handelsregister  hat  das  ganze  Firmenrecht  keinen  rechten  Sinn; 
umgekehrt  soll  aber  auch  nur  der  Name  als  Firma  gelten,  der 
im  Handelsregister  eingetragen  ist,  wie  ja  auch  das  Firmen- 
recht  seinen   Schutz  nur   der  eingetragenen  Firma   verleiht. 

Das  geltende  schweizerische  0.  R.  steht  in  dieser 
Frage  auf  einem  andern  Standpunkt.  Art.  865  Abs.  2  gibt  jedem, 
der  unter  einer  Firma  ein  Geschäft  betreibt,  das  Recht,  sich! 
im  Handelsregister  eintragen  zu  lassen.  Der  4.  Absatz  des  gleichen 
Artikels  postuliert  dann  für  gewisse  Betriebe  die  Pflicht  zum 
Eintrag.  Damit  ist  all  den  Firma-Inhabern,  die  nicht  in  die 
Kategorie  von  Art.  865  Absi.  4  fallen,  die  Eintragung  freigestellt; 
es  darf  eine  Firma  ohne  Eintragung  gebraucht  werden.  Diese 
Regelung  konnte  unter  den  Grundsätzen  der  Firmen  Wahrheit  an- 
gängig sein,  da  im  Firma-Kern  immer  ein  Hinweis  auf  den  In- 
haber steckt;  nichts  destoweniger  ist  die  Inkonsequenz  dieser 
Vorschriften  nicht  ohne  Kritik  geblieben;  es  ist  Siegmund,  der, 
trotzdem  er  am  alten  System  festhält,  die  Entstehung  und  das 
Recht  zur  Führung  einer  Firma  an  die  Eintragung  ins  Register 
geknüpft    wissen   will.  ^^) 

^50)  Siegmund,  Korreferat,  S.  768. 
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Die  Entwürfe  zum  0.  R.,  die  auf  dem  Boden  der  Firmen- 
freiheit standen,  forderten  trotzdem  die  Eintragung  nicht  in  allen 
Fällen.  Allerdings  ist  im  zweiten  Entwurf  ein  Fortschritt  in 
der  von  uns  geforderten  Richtung  zu  konstatieren. 

Entwurf  1875.  Art.  904:  „Jedem  einzelnen  Geschäfsinhaber 
steht  es  frei,  die  Firma,  unter  der  er  seine  Geschäfte  zu  be- 
treiben beabsichtigt,  in  das  Handelsregister  eintragen  zu  lassen". 

Der  Entwurf  von  1877  faßt  den  ersten  Absatz  seines  Artikels 
909  gleich  dem  Entwurf  von  1875,  fügt  aber  in  einem  zweiten 
Absätze  bei:  „Stimmt  die  Firma,  unter  welcher  ein  einzelner 
Geschäftsinhaber  sein  Geschäft  betreibt,  mit  seinem  bürgerlichen 
Namen  nicht  überein,  so  ist  er  zur  Eintragung  verpflichtet  und 
ist  dazu  unter  Androhung  von  Ordnungsbußen  von  der  Register- 
behörde  anzuhalten". 

Dem  Prinzip  des  Gesetzes,  den  Unterschied  zwischen  Kauf- 
leuten mid  andern  Personen  nicht  zu  betonen,  entspricht  es, 
daß  allen  Geschäftsinhabern  das  Recht  zur  Führung  einer  Firma 
zuerkannt  wurde.  Daß  diese  Regelung  einem  Bedürfnis  ent- 
spreche, möchten  wir  bezweifeln ; '^^)  es  gibt  eben  Begriffe,  die 
nur  dem  Kaufmannsstand  eigentümlich  sind.  Zu  diesen  Begriffen 
gehört  auch  die  Firma.  Der  Handwerker,  der  kleine  Händler, 
hat  keinen  Anlaß,  für  seinen  Betrieb  einen  speziellen  Namen  an- 
zmiehmen;  dieses  Bedürfnis  zeigt  sich  erst,  wenn  das  Geschäft 
einen  Umfang  annimmt,  der  zu  einer  Organisation  des  Betriebes 
führt,  in  welcher  das  Unternehmen  als  Einheit  erscheint,  mit 
einem  Wort,  wenn  es  sich  als  kaufmännischer  Betrieb  zeigt. ^^j 
Die  geschäftlichen  Verbindungen  fordern  dann  einen  „Geschäfts- 
namen". 

Eine  Trennung  von  Kaufleuten  und  andern  Personen  würde 
wohl  in  der  Schweiz  auf  den  Widerstand  der  „echten  Demokraten" 
stoßen,  es  mag  auch  bei  einem  neuen  Finnenrecht  jedermann 
das  Recht  zu  einer  Firma  zugestanden  werden.  Ein  Arzt,  ein 
Handwerker  etc.  soll  ruhig  eine  Firma  führen;  wir  stimmen 
hierin   Siegmund   zu,   daß   „zum   bloßen  Spaß  sich  wohl   keiner 


")  Miller,   Geßchäftsfirma,  S.   8. 
52)  VergL  Gierke,  a.  a.  0.,  S.  21. 
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eintragen  lassen  wird".^^)  An  der  Forderung  jedoch,  daß  eine 
Finna  nur  durch  Eintragung  entstehe,  müssen  wir  festhalten, 
sodaß  wir  zu  folgender  Definition  der  Firma  kommen:  Firma 
ist  der  Name,  unter  dem  jemand  ins  Handelsregister  eingetragen 
ist.  Führt  jemand  ein  Geschäft  nicht  unter  dem  eigenen  Namen, 
so  muß  er  sich  ins  Register  eintragen  lassen.  Somit  sind  Gesell- 
schaften unter  allen  Umständen  zur  Eintragung  einer  Firma  ver- 
pflichtet. Dem  kleinen  Gewerbetreibenden  steht  es  immer  noch 
frei,  unter  seinem  eigenen  Namen  sein  Geschäft  zu  betreiben; 
der  Kaufmann  aber  ist  in  seinem  Betriebsinteresse  verpflichtet, 
sich  eintragen  zu  lassen,  da  der  erhöhte  Schutz  des  Firmen- 
rechts, das  Recht  auf  alleinige  Führung  seines  Handelsnamens, 
ihm  erst  mit  der  Eintragung  gewährt  wird.  „Der  Kaufmann,  dei 
Kredit  schenkt  oder  Geschäftsverbindungen  anknüpft,  kann  sich 
mit  einem  Blick  in  das  offizielle  Handelsregister  darüber  unter- 
richten, ob  er  es  mit  einem  Kaufmann  zu  tun  hat.  Es  wird 
sich  daraus  praktisch  als  natürliche  Folge  ergeben,  daß  die 
Kaufleute  nur  mit  Einregistrierten  zu  tun  haben  wollen  und 
also  ein  jeder  Kaufmann,  der  Kredit  genießen  will,  sich  ins 
Register  eintragen  läßt."'^)  Mit  dieser  Lösung  ist  zugleich  eine 
starke  Mauer  gegen  Schwindel  firmen  aufgerichtet.  Einem  Kauf- 
mann, der  sich  aus  trüben  Gründen  nicht  einträgt,  wird  es 
schwer  fallen,  seine  Opfer  zu  finden;  der  Umstand,  daß  er  dem 
Register  fem  blieb,  wird  genügen,  den  sorgfältigen  Dritten  auf- 
merksam zu  machen,  und  mit  seinesgleichen  wird  ein  Schwindler 
schwerlich  große  Geschäfte  machen.  Allerdings  ist  das  Handels- 
register nur  in  der  Schweiz  bekannt;  allein  dem  auswärtigen 
Kaufmann  bietet  es  keine  allzu  große  Mühe,  sich  durch  einen 
schweizerischen  Geschäftsfreund  die  nötige  Orientierung  zu  ver- 
schaffen, oder  direkt  den  Registerführer  um  Aufschluß  zu  bitten. 

H.  Bildung  der  Firma,  a)  Wir  haben  im  iiUgemeinen 
die  Interessen  des  Publikums,  aus  der  Firma  den  Inhaber  des 
Geschäftes  erkennen  zu  können,  abgelehnt;  ein  öffentliches  Inter- 
esse abe]-  muß  als   so  stark  bezeichnet   werden,  daß   es  einen 


53)  Sie^mund,  Korreferat,  S.  601. 
^)  Munzinger,  a.  a.  0.,  S,  24. 
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Einbruch  in  die  vollständige  Freiheit  der  Wahl  einer  Firma  recht- 
fertigt. Gleichgültig  mag  es  dem  Publikum  sein,  ob  die  Firma, 
die  ihm  gegenübertritt,  einem  Einzelkaufmann,  einer  Kollektiv- 
oder Kommanditgesellschaft  gehöre;  ein  Interesse  hat  es  aber 
dai'an,  auch  ohne  Befragung  des  Handelsregisters,  von  Anfang 
an  zu  wissen,  ob  es  mit  Personen  zu  tun  habe,  die  persönlich 
haften,  oder  ob  ihm  eine  Gesellschaft  gegenüberstehe,  die  eine 
persönliche  Haftung  ausschließe.  Daß  Verwechslungen  dieser  Art 
vorgebeugt  werde,  liegt  auch  im  Interesse  der  Kaufleute.  So 
ist  in  Deutschland  die  Gesetzesbestimmung,  wonach  Aktien-  und 
Kommanditaktiengesellschaften  in  der  Firma  ihren  Charakter  an- 
zeigen müssen,  aus  einer  Übung  dieser  Gesellschaften  entstanden, 
ihren  Firmen  freiwillig  die  betreffenden  Zusätze  beizufügen.'"'') 
Ebenso  verlangen  die  Staaten,  die  ihr  Firmenrecht  im  allgemeinen 
auf  dem  Prinzip  der  Firmenfreiheit  aufgebaut  haben,  daß  Gesell- 
schaften, die  ihre  Haftung  beschränken,  diesen  Umstand  in  der 
Firma  erkennen  lassen. ■^*^) 

Wir  kommen  somit  dazu,  als  erste  Einschränkung  zu  ver- 
langen, daß  Aktiengesellschaften,  Kommandit-Aktiengesellschaf- 
ten  und  Genossenschaften  in  ihrer  Firma  den  Charakter  der 
Gesellschaft  anzeigen. 

b)  Die  zweite  Einschränkung  fordern  wir  im  Hinblick  auf 
die  Entwicklung,  die  die  Wirtschaftspolitik  aller  Staaten  infolge 
des  Krieges  genommen  hat.  Wohl  ist  auf  dem  Gebiete  des  Firmen- 
rechts durch  die  Verordnung  zum  Handelsregister  vom  November 
1916  fürs  erste  die  nötige  Sicherung  unseres  Handels  erreicht; 
allein  nach  unserer  Ansicht  muß  in  dieser  Hinsicht  auch  für 
spätere  Zeiten  gesorgt  werden.  In  den  Kriegs janren,  in  denen 
alle  Staaten  in  ihrem  Lebensinteresse  einer  national  gefärbten 
Wirtschaftspolitik  huldigen,  wird  die  erwähnte  Verordnung  jedem 
einleuchten.  Wenn  wir  aber  die  Forderung  aufstellen,  daß  ein 
neues  schweizerisches  Firmenrecht  den  gleichen  Grundsatz  auf- 
nehmen soll,  so  w^ird  dies  wohl  von  mancher  Seite  als  blinder 
Chauvinismus  ausgelegt  werden.    Mit  Unrecht.    Auch  wenn  der 


55)  Siegmund,  Korreferat,  S.  571,  701.    Burckhardt,  a.  a.  0.,  S.  521. 
5«)  Siehe  oben,  S.  55  ff. 
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angedrohte  Handelsboykott  nach  dem  Kriege  nicht  zustande  kom» 
men  sollte,  so  ist  doch  damit  zu  rechnen,  daß  die  durch  das 
jahrelange  Ringen  und  Leiden  verschärften  HaUgefühle  auch  ohne 
gesetzliche  Grundlage  das  Handelsleben  nach  dem  Kriege  in  spür- 
barer Weise  beeinflussen  werden.  Noch  mehr  wie  jetzt  werden 
die  Neutralen  dann  zu  Mittlem  benutzt  werden,  mit  denen  der 
alte  Markt  zurückerobert  werden  soll.  Daß  dies  keine  grauen 
Theorien  sind,  läßt  sich  aus  den  verschiedensten  Anzeichen  be- 
weisen. Wir  möchten  nur  auf  Stimmen  hinweisen,  die  den  deut- 
schen Kaufleuten  als  wirksamstes  Mittel  auf  diesen  Wegen  eine 
„kommerzielle  Mimikry"  empfehlen.^")  „Unser  ganzer  Handel  wird 
durch  neutrale  Hände  gehen  müssen.  Wir  werden  neutrale  Ver- 
treter im.  Auslande  haben.  Völkennoralische  Bedenken  dürfen 
uns  von  dieser  Methode  nicht  abhalten.  Jeder  deutsche  Kauf- 
mann möge  schon  jetzt  seine -Geschäftsbeziehungen  zu  seinen 
verläßlichen  neutralen  Agenten  wie<ler  aufleben  lassen  und  seinen 
Artikeln  jegliches  hervorstechende  Merkmal  der  Nationalität  neh- 
men". Selbstverständlich  zeigen  sich  auch  Gegner  einer  der- 
ai'tigen  Verschleierungspolitik.  „Die  maßgebende  deutsche  In- 
dustrie verwirft  jede  Exportbeförderung,  die  in  einer  Täuschung 
der  ausländischen  Vertreter  besteht".^^)  Allein  die  starken  Zu- 
flüsse ausländischen  Kapitals  zu  Gründungen  in  der  Schweiz 
scheinen  mehr  auf  einen  Sieg  der  erstgenannten  Ansicht  zu 
deuten;  denn  daß  dieses  Kapital  nicht  für  schweizerische  Zwecke^ 
sondern  im  Interesse  des  fremden  Landes  übertragen  wird,  braucht 
wohl  kaum  erklärt  zu  werden.^»)  Stellen  wir  diesen  privaten 
Äußerungen  die  offiziellen  Maßnahmen  verschiedener  Regierungen 
gegenüber,  so  gewinnen  wir  neue  Bew^eismittel  füi-  unsere  Ansicht. 
England  besitzt  seit  dem  Frühjahr  1917  ein  Handelsregister, 
dessen  ausgesprochener  Zweck  der  ist,  ausländische  Geschäfte 
mit  englisch  angehauchten  Firmen  der  Öffentlichkeit  bekannt 
zu  machen.  Ähnliche  Maßnahmen  bereitet  auch  Frankreich  vor. 
Die  Vorlage  für  ein  Gesetz  über  Einführung  des  Handelsregisters 

^')  Nr.  35  der  Wirtschaftszeitnng  der  Zentralmächte,  zit    nach  N    Z    Z 
1917.  Nr.   1949.    VergL  auch  Nr.  2401. 
^0  N.  Z.  Z.,  1917,  Export  Nr.  51. 
59)  N.  Z.  Z.,  1918,  Export  Nr.  2. 
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läßt  aus  allen  Bestimmungen  schließen,  daß  man  sich  auch  hier 
für  die  Zeit  nach  dem  Kriege  rüstet. ^^) 

Angesichts  dieser  Tatsachen  liegen  ähnliche  Maßnahmen  in 
unsemi  eigensten  Interesse.  Nehmen  wir  uns  an  den  Großstaaten 
kein  Beispiel,  und  lassen  wir  dunkle  Manöver  nach  dem  Kriege 
zu,  so  kommen  wir  mit  unserer  ganzen  Handelspolitik  und  unserm 
schweizerischen  Namen  in  Verruf.  Gegen  individuelle  Bezeich- 
nungen in  einer  Firma  mögen  sich  die  interessierten  Kreise 
selbst  zur  Wehr  setzen.  Die  Wahrheit  und  Wirklichkeit  nationaler 
Bezeichnungen  aber  muß  vom   Gesetz  selbst  gefordert   werden. 

Schon  dieses  soll  bekunden,  daß  dem  schweizerischen  Handel 
und  de]'  schweizerischen  Industrie  ihr  guter  Klang  erhalten  bleiben 
soll. 

Aus  diesen  Überlegungen  kommen  wir  dazu,  auch  für  ein 
neues  Fimienrecht  die  Einschränkung  der  Verordnung  II  zu  ver- 
langen. Wenn  die  Handelsabteilung  des  Politischen  Departements 
über  die  Zulassung  derartiger  Firmen  entscheidet,  so  ist  anzu- 
nehmen, daß  der  gewollte  Zweck  erreicht  wird.  Firmen,  welche 
von  dieser  Stelle  unbeanstandet  zur  Eintragung  gelangen,  werden 
keine  Gefahr  für  unsem  nationalen  Ruf  bilden. 


§  10.    Der  Schutz  der  Firma. 


Das  Ftrmenrecht  ist  Namenrecht.  Gleich  wie  der  bürgerliche 
Name  zui-  Individualisierung  einer  Person  dient,  hat  die  Firma 
den  Zweck,  ihren  Träger  in  seiner  Eigenschaft  als  Geschäfts^ 
inhaber  zu  charakterisieren,  ihm  deutlich  in  Gegensatz  zu  allen 
Andern  zu  stellen.  Die  Interessen,  die  hier  zutage  treten,  sind 
mehr  wirtschaftlicher  Natur;  daraus  erklärt  sich  die  von  der 
Behandlung  des  Namens  verschiedene,  rechtliche  Behandlung  der 
Pirma,^^)  und  deshalb  enthält  jedes  Firmenrecht  Sonderbestim- 
mungen, die  den  Anspruch  auf  Unterscheidbarkeit  ermöglichen 
sollen.  ^^) 

cf»)  N.  Z.  Z.,  1917,  Export  Nr.  11. 

«1)  Olshausen,  a.  a.  0.,  S.  877. 

«^)  VergL  Schmauser,  a.  a.  0.,  S.  3777.  ; 
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Im  O.R.  regeln  die  Artikel  868,  873  und  876  deii  Schutz 
der  Firma. 

Der  Grundgedanke  ist  der,  daß  jede  ordnungsgemäß  einge- 
tragene Firma  dem  Berechtigten  zum  ausschließlichen  Gebrauche 
zustehen  solle,  sodaß  bei  unbefugtem  Gebrauch  einer  Firma  der 
Unberechtigte  auf  Unterlassung  der  weitern  Führung  der  Firma 
und  auf  Schadenersatz  belangt  werden  kann. 

Während  Art.  876  dieses  Prinzip  ganz  allgemein  für  Einzel- 
und  Gesellschaftsfirmen  zum  Ausdruck  bringt,  enthalten  die  Art. 
868  und  873  spezielle  Bestimmungen  über  den  örtlichen  Umkreis, 
in  welchem  diese  /  nsschließlichkeit  zur  Geltung  kommen  soll 
Hiebei  beschränkt  Ai  868  —  direkt  nur  für  die  Einzelfirma  — 
dieses  Recht  auf  den  l"^,  an  welchem  die  Firma  zur  Eintragung 
gelangte,  während  Art.  v  ^^3,  ohne  Nennung  des  Orts  der  Ein- 
tragung, von  Aktiengesellschaften  und  Genossenschaften  ver- 
langt, daß  sich  deren  Plrma  von  jeder  bereits  eingetragenen 
Firma  deutlich  unterscheiden  müsse. 

I.  Örtliche  Einschränkung.  A.  0.  R.  868  spricht  nach 
Stellung  und  Wortlaut  nur  von  der  Einzelfirma.  873  stellt  nur 
Bestimmungen  auf  für  Aktiengesellschaften  und  Genossenschaften. 
Gilt  nun  füi-  die  persönlichen  Gesellschaften  die  Einschränkung 
des  Art.  868,  oder  sind  sie  gleich  den  anonymen  Gesellschaften 
zu  behandeln?  Siegmund  fordert  die  örtliche  Einschränkung  auch 
für  die  persönlichen  Gesellschaften.  „Der  Artikel  gehe  auch 
auf  die  Kollektiv-,  Kommandit-  und  Kommandit- Aktiengesellschaft, 
er  sei  schlecht  redigiert  und  stehe  am  unrichtigen  Ort".^^)  Dieser 
Ansicht  kann  nicht  zugestimmt  werden.  Vielmehr  ist  Art.  868 
im  Zusammenhang  mit  Art.  876  Abs.  1  zu  beurteilen.  Dieser 
letztere  Artikel  stellt  den  Grundsatz  der  Ausschließlichkeit,  ohne 
örtliche  Einschränkung,  ganz  allgemein  auf;  O.R.  868  bezieht 
sich  nur  auf  die  Einzelfirma  und  ist  die  notwendige  Folge  der 
Bestimmung,  daß  der  Einzelkaufmann  seinen  Namen  als  Firma 
führen  müsse.     Auf  diesen  Boden  stellt  sich  das  Bundesgericht, 


^^)  Siegmund,  Korreferat,  S..  684.    Gleicher  Ansicht  Wiedemann,  Beiträge, 

s.  409.  1! ; 
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indem  es  zum  ersten  Male  1898  seine  Auffassung  folgendermaßen 
entwickelt:  ^*) 

„Nach  Stellung  und  Inhalt  von  Art.  868  kann  nicht  bezweifelt 
werden,  daß  er  sich  direkt  nur  auf  die  Einzelfirma  bezieht,  wäh- 
rend Art.  876  ausdrücklich  sowohl  für  die  Binzelfirmen,  als  die 
Gesellschaftsfirmen  maßgebend  ist.  Nun  ist  es  aber  dieser  letz- 
tere Artikel,  der  im  O.R.  den  Grundsatz  der  Ausschließlichkeit 
-der  Firma  aufstellt,  und  da  er  ihn  nicht  nur  zugunsten  der  am 
gleichen  Ort  bestehenden  Firmen  ausspricht,  so  kann  es  für  die 
Anwendung  des  Art  876  Abs.  1  nicht  als  erforderlich  betrachtet 
werden,  daß  die  Firma  am  gleichen  Ort  bestehe.  Daneben  ent- 
hält Art.  868  lediglich  eine  Spezialvorschrift  für  die  Einzelfirma, 
die  sich  einfach  daraus  erklärt,  resp.  deshalb  notwendig  war, 
weil  in  Art.  867  dem  einzelnen  Geschäftsinhaber  der  Gebrauch 
\seines  Familiennamens  gestattet,  resp.  vorgeschrieben  ist.  Art. 
868  trifft  auch  für  diejenigen  Gesellschaftsfirmen  zu,  w^elche 
Personenfirmen  sind  bezw.  sein  müssen,  allein  angesichts  der 
allgemeinen  Vorschrift  des  Art.  876  (1)  muß  weitergegangen 
werden  und  insbesondere  den  Gesellschaftsfirmen  gegenüber  allen 
neuen  Firmen  Schutz  gewährt  werden,  die  geeignet  sind,  Ver- 
wechslungen herbeizuführen,  auch  w^enn  sie  nicht  am  gleichen 
Orte  bestehen.  Vollends  kann  hierüber  bezüglich  der  Sachfirmen 
ein  begründeter  Zweifel  nicht  obwalten.  Es  liegt  kein  innerer 
Grund  vor,  die  Vorschrift  des  Art.  873  nur  auf  die  am  gleichen 
Orte   bereits  eingetragenen  Sachfirmen   zu   beschränken". 

An  dieser  Interpretation  ist  festgehalten  worden,  spätere 
Entscheide  drücken  sich  noch  klarer  aus.^^)   - 

„Art.  876  (1)  stellt  das  Prinzip  der  Ausschließlichkeit  ohne 
örtliche  Beschränkung  auf.  Diese  universelle  Ausdehnung  des 
Firmenschutzes  erleidet  freilich  eine  Ausnahme  durch  die  Be- 
-stimmung  des  Art.  868.  Aus  dieser  Bestimmung  muß  a  contrario 
geschlossen   werden,    daß  der   dritte   Träger   eines   bürgerlichen 


6*)  Schweizerische  Hypothekenbank  in  Solothurn  gegen  Schweizerische  Hypo- 
thekenbank in  Bern,  E.  B.  G.  XXIV,  S.  891  ff.    Vergl.  auch  Curti,  II,  Nr.  2969. 

^^)  Urteil  vom  25.  Februar  1910  Magazine  z.  „Globus".  S.  Deutsch  gegen 
Magazine  z.  „Globus"  A.-G.,  E.  B.  G.  XXVI,  II,  S.  38  ff.;  vergL  auch  Ent- 
^heid  in  Sachen  Therma  A.-G.  vom  20.  Januar  1917,  E.  B.  G.  XLIII,  II,  S.  45. 
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Namens,  welcher  bereits  als  Firma  in  das  Haaidelsregister  ein-^ 
getragen  ist,  seinen  Namen  an  einem  andern  Ort,  das  heißt 
in  einem  andern  Registerbezirk,  gleichwohl  als  Firma  benutzen 
darf  und  daß  insoweit  das  Prinzip  der  universellen  Ausschließlich- 
keit der  eingetragenen  Firma  durchbrochen  ist.  Allein  anderseits^ 
folgt  hieraus,  nach  der  Regel  der  strikten  Auslegung  des  Aus- 
nahmerechts, daß  nur  gegenüber  dem  starken  Persönlichkeits- 
rechte eines  Dritten  auf  seinen  bürgerlichen  Namen,  das  Finnen-^ 
recht  des  eingetragenen  Inhabers  im  angegebenen  Umfange,  d.  h. 
außerhalb  des  Ortes  bezw.  des  Registerbezirkes  der  Firmen- 
eintragung zurücktreten  muß,  daß  also  im  übrigen,  d.  h.  soweit 
nicht  ein  ziviles  Namensrecht  in  Frage  kommt,  das  Prinzip  der 
Firmenausschließlichkeit  im  Sinne  des  Art.  876  Abs.  1  0.  R.. 
ungeschwächt  zur  Geltung  kommt". 

B.  Die  zweite  Frage,  die  sich  hier  stellt,  ist  die  der  Inter- 
pretation des  Art.  873.  Fordert  diese  Bestimmung  die  Aus^ 
schließlichkeit  für  das  ganze  Grebiet  der  Schweiz?  Die  Ansichtein 
hierüber  gehen  auseinander.  Siegmund ^^)  will,  im  Anschluß 
an  Art.  868  den  Geltungsbereich  der  Firma  der  Aktiengesellschaf- 
ten und  Genossenschaften  nur  auf  den  Ort  der  Eintragung  be- 
schränken; es  sei  auch  in  der  Praxis  nie  ein  Unterschied  zwischen 
den  Artikeb  868  und  873  gemacht  worden;  die  ganze  Differenz, 
beruhe  auf  einem  Fehler  der  Redaktion.  Eine  Mittelstellung 
nimmt  Wiedemann^')  ein.  Die  Artikel  868  und  873  sind  im 
Zusammenhang  mit  Art.  876  (1)  zu  betrachten.  Für  diejenigen 
Fälle,  in  denen  zufolge  naher  örtlicher  Beziehung  und  Identität 
des  Wirkungsfeldes,  die  Annahme  einer  bereits  eingetragenen 
Firma  seitens  eines  andern  unter  allen  Umständen  eine  unbefugte 
Beeinträchtigung  des  Einzehien  auf  ausschließlichen  Gebrauch 
darstellen  würde,  mußte  der  Gesetzgeber  auch  den  Register- 
führer verpflichten,  an  seiner  Stelle  ein  derartiges  Resultat  zxjl 
verhindern.  Diesem  Zweck  dient  bei  den  Einzelfinnen  Art.  868, 
bei  den  Sachfirmen  Art.  873.  Der  Art.  873  muß  aus  sich  selbst 
interpretiert  werden.    Der  Gesetzgeber  will  mit  ihm  den  gleichen 

««)  Siegmund,   Korreferat,  S.   685. 

«')  Wiedemann,  a.   a.   0.,  S.   407  ff.;  vergl.  auch  Rössel,   Code  des  obli- 
gations,  S.   1883. 
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Zwecken  dienen  wie  mit  Art.  868.  Dabei  hat  er  aber  berück- 
sichtigt, daß  das  Wirkungsfeld  der  Gesellschaften  des  Art.  873 
ein  weit  ausgedehnteres  ist,  daß  somit  das  Bedürfnis  der  Aus- 
schließlichkeit für  ein  größeres  Gebiet  besteht,  und  hat  daher 
dem  Register führer  die  Verweigerung  der  Eintragung  für  einen 
großem  Umkreis  zur  Pflicht  machen  müssen.  Der  Register- 
führer ist  nun  aber,  zufolge  der  Eiinrichtung  des  Handelsregisters, 
auf  die  Kenntnis  der  Firmen  seines  Registerbezirks  beschränkt; 
Art.  873  muß  daher  so  interpretiert  werden,  daß  Aktiengesell- 
schaften und  Genossenschaften  das  Recht  auf  Ausschließlichkeit 
im  gleichen  Registerbezirk  haben.  Art.  868  und  873  sprechen 
nur  von  der  eingetragenen,  Art.  876  dagegen  von  der  eingetragenen 
und  publizierten  Firma;  dieser  Unterschied  ist  ein  weiteres  Argu- 
ment zui  Ansicht,  daß  Art.  873  den  gleichen  Zwecken  diene  wie 
Art.  868.  Eine  dritte  Ansicht  vertritt  das  Bundesgericht.^^) 
Art.  878  steht  im  Gegensatz  zu  Art.  868.  Dieser  letztere  Artikel 
ist  eine  Spezialvorschrift  für  die  Einzelfirma,  Art.  873  aber 
bezieht  sich  auf  das  ganze  Gebiet  der  Schweiz. 

C.  Nach  dem  Wortlaut  des  Gesetzes  und  in  Berücksichtigung 
der  sonstigen  strengen  Firmenvorschriften  scheint  die  Ansicht 
Wiedemanns  richtig  zu  sein,  die  dahin  geht,  daß  Aktiengesell- 
schaften und  Genossenschaften  das  Recht  ^.uf  Ausschließlichkeit 
im  Registerbezirk,  in  welchem  die  Eintragung  erfolgte,  haben. 
Wie  wir  aber  das  ganze  System  des  0.  R.  zurückgewiesen  haben, 
als  rigoros  und  den  Anforderungen  des  Verkehrs  nicht  ent- 
sprechend, so  bekennen  wir  uns  auch  in  dieser  Frage  zu  der 
freien,  den  Verkehrsinteressen  entsprechenden  Anschauung  des 
Bundesgerichtes.  Wenn  Siegmund  von  einer  eventuellen  Revision 
verlangt,  es  sei  besser  und  praktischer,  0.  R.  873  durch  den 
Art.  868  zu  ergänzen  und  die  ausschließliche  Geltung  der  Firma 
von  Aktiengesellschaften  und  Genossenschaften  auf  den  Ort  zu 
beschränken,  an  dem  die  Eintragung  erfolgt, *^^)  so  kommt  dies 
„besser  und  praktischer"  höchstens  dem  Registerführer  zugute, 
wii'd    aber    den   kaufmännischen    Interessen   schw^erlich   gerecht. 

6^)  Siehe  oben,  S.  67.  Gleiche  Interpretation  des  Art.  873  in  Deutschland; 
siehe  Denkschrift,  S.  41. 

^^)  Siegmund,   Korreferat,   S.   798. 
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Bewiesen  wird  unsere  Ansicht  durch  die  Entwicklung  in  Deutsch- 
land.  Das  H.  G.  B.  beschränkt  in  §  30  die  Ausschließlichkeit 
einer  Firma  auf  den  Ort  oder  die  Gemeinde  der  Eintragung; 
gerado  diese  Bestimmung  hat  zu  derartigen  Unannehmlichkeiten 
geführt,  daß  ein  „Reformbedürfnis  von  keinem  mit  den  Dingen 
Vertrauten  geleugnet  werden  kann"."^)  Mit  den  verschiedensten 
Vorschlägen,  wie  Einführung  eines  Firmenzeichens,  ähnlich  der 
Marke,  '')  Errichtung  eines  Keichsfirmenregisters,  '^)  Aufnahme  des 
Ortes  in  die  Firma,"0  suchen  die  deutschen  Juristen  hier  Wand- 
lung zu  schaffen.  Nun  muß  ohne  weiteres  zugegeben  werden^ 
daß  nicht  jede  Firma  das  Bedürfnis  haben  wird,  im  ganzen  Gebiete 
der  Schweiz  geschützt  zu  werden;  Geschäften  mit  nur  lokaler 
Kundschaft  kann  an  diesem  universellen  Schutz  nichts  liegen, 
da  ihre  Kreise  zu  eng  sind,  um  mit  gleichlautenden  Firmen 
an  andern  Orten  in  Kollision  zu  geraten.  Geschäften  aber,  deren 
Wirkungskreis  sich  auf  die  ganze  Schweiz,  eventuell  auf  den 
Weltmarkt  erstreckt,  muß  das  Interesse  auf  weitere  Ausschließ- 
lichkeit zuerkannt  werden.  Bei  einer  Beschränkung  im  Sinne 
Siegmunds  würden  Verwechslungen  sicherlich  zahlreich  eintreten 
und  den  ruhigen  Gang  des  Handelsverkehrs  merklich  beeinflussen. 
Stellt  sich  ein  revidiertes  schweizerisches  Firmenrecht  auf 
den  Grundsatz  der  Firmenfreiheit,  so  fallen  die  Rücksichten, 
die  den  Art.  868  0.  R.  geboren  haben,  dahin.  Der  Einzelne  ist 
nicht  mehr  gezwungen,  den  Kern  der  Firma  aus  seinem  Namen 
zu  bilden,  die  Möglichkeiten,  eine  von  andern  verschiedene  Firma 
zu  finden,  sind  auch  für  ihn  sozusagen  unbeschränkt  geworden; 
er  kann  in  dieser  Frage  gleich  den  Gesellschaften  behandelt 
werden.  Würde  die  Ausschließlichkeit  für  alle  Firmen  auf  das 
ganze  Gebiet  der  Schweiz  ausgedehnt,  so  wäre,  wenn  diese  Be- 
stimmung nicht  nur  auf  dem  Papier  stehen  soll,  ein  Zentralhandels- 
registe]*  Erfordernis.  Allein  wir  haben  schon  betont,  daß  nicht 
allen  Firmen  das  Bedürfnis  zugestanden  werden  kann,  universell 
anerkannt  zu  werden;  bei  vielen  ist  eine  Ausschließlichkeit  im 


'0)  Wassermann,   Recht  03,  S.  97. 
'1)  Wassermann,  a.  a.  0.,  S.  96  ff. 
'2)  Markus,   Recht   03,   S.   40/41. 
-3)  Jacobi,  Recht  03,  S.  141. 
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Registerbezirk  genügend.  Den  andern  Firmen  aber  maß  der 
allgemeine  Schutz  im  Interesse  des  Verkehrs  gewährt  werden. 
Wii'  sprechen  hier  für  eine  Lösung,  die  als  allgemeinen  Satz 
aufstellt,  daß  jede  neue  Firma  sich  von  allen  im  gleichen  Re- 
gisterbezirk bereits  eingetragenen  Firmen  zu  unterscheiden  hat.'*) 
Verlangt  eine  Firma  die  Ausschließlichkeit  für  die  ganze  Schweiz, 
so  kann  sie  um  Aufnahme  in  ein  Zentralregister  nachsuchen; 
duixh  Eintragung  und  Publikation  erlangt  sie  dann  den  erwei- 
terten Schutz.  Eine  derartige  Lösung  ist  auch  für  Deutschland 
vorgeschlagen  worden  und  wird  dort,  sofern  sie  durchführbar 
wäre,  als  die  „einfachste  und  logische  Lösung  der  Unannehmlich- 
keiten'' "•')  angesehen.  Hingegen  sei  die  Einführung  eines  Reichs- 
fii-menregisters  wenigstens  für  Personalfirmen  wohl  ausgeschlos- 
sen, solange  der  Grundsatz  der  Verität  da^  deutsche  Firmenrecht 
beherrsche.  Dieses  Hindernis  fällt  bei  der  verlangten  Firmen- 
freiheit weg,  sodaß  die  Durchführung  unseres  Vorschlags  mög- 
lich wird. 

n.  Deutliche  Unterscheidung.  „Der  entscheidende 
Satz  im  Firmenrecht  ist  stets  der,  den  das  preußische  Landrecht 
zuerst  ausgesprochen  hat:  Bei  Bestimmung  der  Firma  ist  darauf 
zu  sehen,  daß  sich  dieselbe  von  allen  bereits  öffentlich  bekannt 
gemachten  hinlänglich  unterscheide".'^')  Wann  „deutliche  Unter- 
scheidung'' vorliegt,  wird  sich  endgültig  nur  im  konkreten  Fall 
entscheiden  lassen,  immerhin  liegt  uns  ob,  die  allgemeinen  Richt- 
linien festzulegen. 

A.  Ob  eine  Unterscheidung  deutlich  'ist,  bemißt  sich  im 
allgemeinen  darnach,  ob  sie  bei  Anwendung  der  im  Verkehr  üblichen 

~  ^4)  Der  oben  erwähnte  Entscheid  des  Bundesgerichts  in  Sachen  Globus 
gegen  Globus  A.-G.  stellt  sich  schon  für  das  geltende  Recht,  in  bezug  auf  Art. 
868,  auf  diesen  Standpunkt.  Art.  868  verleihe  die  Ausschließlichkeit  für  den 
Registerbezirk  der  Eintragung  (siehe  oben,  S.  65  f.).  „Allein  angesichts  des  L'm- 
standes,  daß  das  schweizerische  Gesetz  den  Ausdruck  „Ort"  aus  dem  deutschen 
Recht  herübergenommen  hat,  wo  derselbe  niemals  mit  Registerbezirk  identifiziert 
worden  ist,  muß  eine  derartige  Interpretation  als  allzukühn  erscheinen''  (Wiede- 
raann,  S.  416).  Für  das  geltende  Recht  ist  der  „Ort"  des  Art.  868  gleich- 
bedeutend mit  Ortschaft.  Vergl.  Miller,  a,  a.  0.,  S.  39.  Siegmund,  Kommentar, 
S.   520,   Anm.   1.    Locher,   a.   a.   0.,  S.   16. 

^^)  Wassermann,  a.  a.  0.,  S.  96. 

7(')  Meili,   Gutachten,   S.   18. 
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Sorgfalt  erkennbar  sei;  daneben  kommen  dann  die  besondem  Ver- 
hältnisse des  einzelnen  Falls  in  Betracht.*')  Nun  pflegt  eine  Firma 
im  allgemeinen  von  denen,  die  mit  ihr  in  Verkehr  treten  wollen, 
genauer  geprüft  zu  werden,  als  zum  Beispiel  das  Warenzeichen 
vom  Publikum,  für  das  es  bestimmt  ist.  Zur  Unterscheidung 
zweier  Firmen  genügen  im  allgemeinen  weniger  augenfällige  Merk- 
male.'^) 

Bei  der  Beurteilung  ist  die  Firma  zuerst  als  Ganzes  ina 
Auge  zu  fassen.  Aus  diesem  Bild  ist  dann  aber  das  Wesentliche 
herauszuschälen;  so  können  gewisse  Bestandteile  einer  Firma 
derart  charakteristisch  sein,  daß  sie  vorzugsweise  in  Auge  und^ 
Ohr  des  Publikums  fallen  und  im  Gedächtnis  haften  bleiben, 
sodaß  sie  allein  als  das  Wesentliche  erscheinen,  und  nur  mit 
Rücksicht  auf  sie  die  Frage  der  deutlichen  Unterscheidung  zu 
entscheiden  ist.  Dieser  Bestandteil  der  Firma  kann  auch  nur  in 
gewissen  Abnehmerkreisen  als  das  allein  Charakteristische  er- 
scheinen, während  weitere  Kreise  andere  Bestandteile  der  Finna 
als  wesentlich  betrachten;"^)  allein  diese  Tatsache  darf  genügen, 
um  die  Aufnahme  einer  gleich  oder  ähnlich  lautenden  Bezeich- 
nung in  eine  andere  Firma  zu  verbieten. 

Natürliche  Geschäftsbezeichnungen  müssen  als 
sprachliches  Gemeingut,  im  Gegensatz  zu  bloßen  Phantasiebezeich- 
nungen, grundsätzlich  allen  Inhabern  von  Geschäften  der  bezeich- 
neten Art  zur  Verfügung  stehen.  Das  Recht  auf  ausschließlichen 
Gebrauch  kann  mit  Bezug  auf  solche  Bezeichnungen  nur  die  Be- 
fugnis verleihen,  zu  verlangen,  daß  diese  in  anderm  Zusammen- 
hang, insbesondere  mit  einem  unterscheidenden  Zusatz  verwendet 
werden,  um  so  die  Möglichkeit  von  Verwechslungen  auszu- 
schließen.^^) 


")  E.   B.   G.   XXI,  S.   227.    Vergl.  auch  Curti,   II,  S.   2965. 

")  E.   B.   G.  XVII,  S.   647.    E.   B.   G.   XL,   II,  S.   123. 

'9)  So  ist  die  Firma  „Art.  Institut  Orell  Füßli  &  Cie."  im  Ausland  mehr 
unter  „Art.  Institut",  in  Zürich  ausschließlich  unter  dem  Namen  „Orell  Füßli** 
bekannt.    E.   B.   G.   XXV,   II,   S.   34   ff. 

30)  VergL  E.  B.  G.  XXIII,  S.  1810;  E.  B.  G.  XXVI,  II,  S.  380  ff.;  E, 
ß.  G.  XXVII,  II,  S.  24;  E.  B.  G.  XXVIII,  II,  S.  463  ff.;  E.  B.  G,  XXXVI,  II, 
S.  68  ff.;  E.  B.  G.  XXXVII,   II.  S.  535  ff. 
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B.  Unter  dem  System  der  Firmen  Wahrheit  war  diese  deutliche 
IJnterscheidung  oft  schwer  herbeizuführen.  Da  für  Einzelkauf- 
leute und  persönliche  Gesellschaften  die  Aufnahme  der  Namen 
in  die  Firma  vorgeschrieben,  mußten  bei  diesen  Firmen  oft  ganz 
geringfügige  Unterscheidungen^  die  im  Verkehr  kaum  auffielen, 
als  genügend  betirachtet  werden.  An  anonjnne  Gesellschaften 
wurde  jedoch  ein  strengerer  Maßstab  gelegt,  da  „erfahrungsgemäß 
im  Verkehr  bei  solchen  Firmen  nicht  so  genau  auf  einzelne  unter- 
scheidende  Merkmale   geachtet   wird".^^) 

Ein  Firmenrecht,  auf  Firmenfreiheit  gegründet,  zeigt  auch 
in  dieser  Frage  große  Vorzüge.  Die  Möglichkeit,  eine  sich 
von  andern  genügend  unterscheidende  Firma  zu  finden,  ist  bei- 
nahe unbegrenzt,  sodaß  zur  Beurteilung  der  Unterscheidbarkeit 
strenge  Grundsätze  angewendet  werden  dürfen,  und  die  beliebten 
Manöver,  im  äußern  Kleide  schon  einer  bekannten  Firma  Kon- 
kurrenz zu  machen,  keine  große  Aussicht  auf  Erfolg  mehr  haben 
werden. 

III.  Der  Schutz  des  Art.  876.  Art.  876  stellt  im  ersten 
Absatz  die  allgemeine  Regel  auf,  daß  jede  eingetragene  und  publi- 
zierte Firma  dem  Berechtigten  zum  ausschließlichen  Gebrauch 
zustehe.  Dieser  Satz  ist  klar;  er  ist  die  Anerkennung  der  ein- 
getragenen Firma  als  eines  Namens;  um  seinen  Zweck  als  Indi- 
vidualiBierungszeichen  zu  erfüllen,  muß  er  dem  Berechtigten  allein 
zustehen. 

Anlaß  zu  Kontroversen  gab  aber  der  zweite  Absatz  des  Ar- 
tikels. Aus  der  Fassung  des  deutschen  und  des  italienischen 
Textes  wurde  er  dahin  interpretiert,  daß  Art.  876  (2)  jedem 
Einzelnen  ein  Recht  auf  Klage  gegen  den  unbefugten  Firmen- 
gebrauch erteile. ^2)  Diese  Inierpretation  geht  jedoch  über  den 
Rahmen  des  Firmenrechts  hinaus  und  wurde  mit  Recht  auf- 
gegeben.^^) Der  Absatz  2  muß  vielmehr  mit  dem  ersten 
Satz  des  Artikels  zusammen  betrachtet  werden.  Dann  ist  Ab- 
satz  2   die  notwendige   Ergänzung  der  Bestimmung   des  ersten 


81)  E.  B.  G.  XXV,  II,  S.  37. 

82)  MiUer,   a.   a.   0.,   S.   41   ff.    Stückelberg,   Privätname,   S.    112. 
88)  VergL    Egger,    Kommentar   zu    Art.   29,    Anm,    1. 
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Satzes;  er  gibt  die  Klagen,  mit  denen  ein  Firmenberechtigter 
gegen  denjenigen  vorgehen  kann,  der  ihn  im  „ausschließlichem 
Gebrauche"  beeinträchtigt.  Dieser  Auffassung  ist  auch,  unter 
Aufgabe  früherer  Grundsätze,  das  Bundesgericht  beigetreten.^*) 
Wir   zitieren   wörtlich: 

„Das  B.G.  hatte  in  Sachen  Weiß/Boiler  A.  S.  17  S.  710  ff. 
den  Grundsatz  aufgestellt,  daß  Art.  876  O.R.  -iedeö,  auch  den 
nicht  als  Firmainhaber  eingetragenen,  gegen  unbefugte  Verwen- 
dung seines  Namens  in  eine  Firma  schütze,  und  daß  dieser 
Schutz  sach  weiter  auch  erstrecken  müsse  auf  den  unbefugten 
Namensmißbrauch  in  einer  Geschäftsbezeichnung.  Diese  Grund- 
sätze können  jedoch  nicht  aufrecht  erhalten  werden.  Zwar  lautet 
Art.  87G  (2)  O.R.  in  der  deutschen  und  italienischen  Fass'ung 
ganz  allgemein,  er  scheint  jedem  durch  den  unbefugten  Gebrauch 
einer  Firma  Verletzten,  ganz  abgesehen  davon,  ob  er  als  Firma- 
inhaber eingetragen  ist  oder  nicht,  Schutz  gegen  Beeinträch^ 
tigung  durch  unbefugten  Firmengebrauch  zu  gewähren  und  damit 
insbesondere  auch  das  Namemsrecht  zu  schützen.  Diese  Auf- 
fassung wird  denn  auch  in  der  Doktrin  vertreten  (vergl.  Miller, 
Lehre  von  der  (xeöchäftsfirma  nach  S.  0.  R.  S.  41  ff.,  Lansel, 
le  nom  en  droit  civil  No.  240  und  241  S.  198  ff.,  sie  kann  sich 
insbesondere  auf  die  deutsche  Doktrin  und  Rechtsprechung  hin- 
sichtlich des  A.  D.  H.  G.  B.  stützen  (vergl.  Staub,  Kommentar,  3.  und 
4.  Auflage,  S.  59  §  2  zu  Art.  27  und  auch  zu  Abs.  2  des  §  37 
des  n.D.H.G.B.,  Staub,  6.  und  7.  Auflage,  S.  178  ff.).''  Es 
wii'd  denn  auch  kaum  bezweifelt  werden  können,  daß  derjenige, 
dessen  Namen  entgegen  der  Vorschrift  des  Art.  873  in  der 
Firma  einer  Aktiengesellschaft  oder  Genossenschaft  gebraucht 
wird,  hiegegen,  gestützt  auf  Art.  876  Abs.  2  0.  R.,  einschreiten 
kann.  Allein  abgesehen  von  diesem  Fall  ist  876  Abs.  2  0.  R. 
enger  zu  interpretieren,  nämlich  im  Zusammenhang  mit  Abs.  1. 
Der  französische  Text  zeigt  dies  deutlich,  indem  er  in  Abs.  2 
von  „cette  raison"  spricht,   womit  er  eben  die  Firma,  von  der 


w)  E.  B.  G.  XXXIV,  II,  S.  119  ff. 

®=>)  VergL  auch  Staub,  Kommentar,  9.  Auflage,  S.  21  f.    Dürkiger-Hachen- 
burg,   a.  a.  0.,  S.   299  ff. 
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Abs.  1  spricht,  meint.  Dieser  Text  ist  aber  korrekter,  indem  er 
streng  im  Rahmen  dessen  bleibt,  was  der  Gesetzgeber  in  Art.  876 
anordnen  konnte  und  wollte:  Im  Rahmen  des  Firmenrechts.  (Er 
bestimmt  „lediglich  die  Konsequenzen  des  in  Abs.  1  aufgestellten 
Prinzips:  Die  Klagen,  mit  welchen  der  zum  ausschließlichen 
Firmengebrauch  Berechtigte  seinem  Recht  Nachachtung  ver- 
schaffen kann".    Wiedemann  S.   673.) 

Mit  dieser  Auffassung  des  Schutzartikels  erhalten  wir  ein 
abgeschlossenes,  abgerundetes  Firmenrecht,  das  seine  Normen 
über  Bildung  und  Ausschließlichkeit  der  Firma  krönt  durch  die 
Gewährung  des  Rechts  zu  „ausschließlichem  Gebrauch"  und  dem 
Firmaberechtigten  gegen  den  Beeinträchtiger  die  Klagen  auf 
Unterlassung  und  Schadenersatz  zuerkennt. 

Das  in  0.  R.  876  ausgesprochene  Verbot  des  „unbefugten 
Gebrauchs  einer  Firma"  geht  nur  auf  die  „direkte  Führung  einer 
Firma",  d.  h.  deren  Verwendung  als  eigene  Firma  durch  einen 
Nichtberechtigten.''^)  Allein  der  Schutz  der  Firma  ist  nicht  aus- 
schließlich durch  die  Sonderbestimmungen  des  Firmenrechts  ge- 
regelt. Diese  Bestimmungen  verdanken  ihre  Entstehung  dem 
Bestreben,  auf  dem  Gebiete  des  Verkehrs  die  Postulate  der  Ehr- 
lichkeit und  Sicherheit  zu  verwirklichen,  es  ist  deshalb  kein 
Eingriff  in  ihre  Sphäre,  wenn  sie  aus  den  allgemeinen  Rechts- 
grundsätzen, die  den  nämlichen  Zweck  verfolgen,  ergänzt  werden.^^) 
Die  Normen  des  Firmenrechts  behalten  ihre  Bedeutung  als  objek- 
tiv maßgebende  Rechtssätze,  an  die  sich  der  Verkehr  auch  da 
zu  halten  hat,  wo  keine  widerrechtliche  Absicht  in  Frage  kommt. 

Eine  Firma  kann  den  Sonderbestimmungen  des  Firmenrechts 
genügen,  sie  steht  aber  auch  unter  den  allgemeinen  Rechtsregeln 
der  Artikel  41  ff.  0.  R.  und  muß  trotzdem,  aus  diesen  Grund- 
sätzen heraus,  als  unzulässig  erklärt  werden.^^) 


«6)  E.  B.  G.  XXXVII,  II,  S.  45  ff.  Es  tritt  jemand  unter  einer  Firma 
als  seinem  Handelsnamen  im  Verkehr  auf.    Pisko,   a.   a.   0.,   S.   312. 

8")  E.  B.  G.  XXIII,  II.  S.  1748  ff. 

88)  Eine-  Firma,  den  Sonderbestimmungen  entsprechend,  aber  mit  der  Ab- 
sicht, zu  Verwechslungen  zu  verhelfen,  gewählt,  muß  nach  0.  R.  48  aberkannt 
werden. 
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Fällt  die  Inanspruchnahme  einer  Firma  durch  Drittpersonen 
nicht  unter  den  Begriff  der  „direkten  Führung  einer  Firma", 
so  stellt  sich  diese  Benützung  dar,  als  einen  Eingriff  in  das, 
dem  Firmeninhaber  mit  der  rechtlichen  Anerkennung  der  Firma 
dem  Wesen  nach  implicite  verliehene  Individualrecht  und  ist 
ebenfalls  nach  den  allgemeinen  Grundsätzen  von  0.  R.  41  ff.  za 
beurteilen.  ^^) 

Das  Firmenrecht  ist  Namensrecht;  subsidär  ist  auch  Art.  29 
Z.  G.  B.   für  den  Firmenschutz  anzurufen.^^) 


Thesen. 


1.  Als  Firma  anerkannt  und  geschützt  wird  nur  die  eingetragene 
und  publizierte  Firma. 

2.  Die  Bildung  der  Firma  ist  frei  mit  folgenden  Einschränkungen: 

a)  Eine  Firma  hat  das  Recht  auf  Ausschließlichkeit  für  den 
Registerbezirk,  in  dem  sie  eingetragen  ist.  Hat  die  Firma 
ein  Interesse,  im  weitem  Umkreis  geschützt  zu  sein,  so 
kann  sie  Eintragung  in  ein  Zentralregister  verlangen  und 
erlangt  durch  diese  Eintragung  das  Recht  auf  Ausschließ- 
lichkeit im  ganzen  Gebiet  der  Schweiz. 

b)  Nationale  und  territoriale  Bezeichnungen,  wie  Schweiz^ 
risch  etc.  dürfen  nur  mit  Genehmigung  des  eidgenössischen 
Registerbureaus  in  eine  Firma  aufgenommen  werden. 

c)  Aktiengesellschaften,  Kommanditaktiengesellschaften  und 
Genossenschaften  haben  eine  Firma  zu  führen,  die  den 
Charakter  der  Gesellschaft  anzeigt. 

3.  In  der  Beurteilung  der  deutlichen  Unterscheidung  zweier  Fir- 
men ist  ein  strenger  Maßstab  anzulegen. 


89)  E.   B.   G.   XXXVII,   II,   S.   49. 

^^)  Egger,   Kommentar  zu   Art.   29,    Anm.   2d.     Insbesondere   sanktioniert 
das  0.  R.  in  Art.  876  nur  die  Anmaßungs-,  nicht  die  Bestreitungsklage. 
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Hinweis. 
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Die  „Revidierte  Verordnung  II  betreffend  Ergänzung  der  Ver- 
ordnung vom  6.  Mai  1890  über  das  Handelsregister  und  das  Han- 
idelsamtsblatt"  vom  16.  Dezember  1918  ist  in  unserer  Arbeit, 
welche  an  diesem  Zeitpunkt  abgeschlossen  vorlag,  ganz  unberück- 
sichtigt geblieben. 
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Curriculum  vitae. 


Rudolf  Emil  Gsell  wurde  geboren  19.  Juli  1891.  Nach  Be- 
edidigung  des  Gymnasiums  in  St.  Gallen  im  Frühjahr  1911  lag 
er  dem  Studium  der  Jurisprudenz  an  den  Hochschulen  von  Zürich, 
Heidelberg  und  Berlin  ob.  Seit  1914  verhinderte  der  Aktivdienst 
in  der  schweizerischen  Armee  den  geordneten  Weitergang  des 
Studiums,  indem  die  Sommersemester  1915,  1917,  die  Winter- 
semester 1914/15,  1915/16  mit  Studienurlaub  an  der  Grenze  ver- 
bracht wurden.  Der  Abschluß  der  Studien  mit  Schlußexamen  an 
der  Universität  Zürich  erfolgte  am  20.  Juli  1918. 
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